Arbeitsweise und Methoden, 
Organisationsformen und Technik 
der modernen Diplomatie 


Über die Arbeitsweise der bürgerlichen Diplomatie 


Das Studium der Dokumente, die sich auf die Geschichte der Diplo- 
matie beziehen, sowie die Beobachtung und Analyse der laufenden Er- 
eignisse des internationalen Lebens führen zu der Schlußfolgerung, daß 
es einige bestimmte Methoden gibt, die, bald einander ablösend, bald 
kombiniert auftretend, in dem unaufhörlichen diplomatischen Kampf 
angewandt wurden und angewandt werden, der den militärischen Kon- 
flikten vorausgeht, den militärischen Konflikten folgt und in etwas ver- 
langsamtem Tempo auch dann nicht aufhört, wenn diese militärischen 
Konflikte ausgetragen werden. 

Will man sich mit der Geschichte der Diplomatie bekannt machen, so 
muß dem Spezialstudium dieser Methoden besondere Beachtung ge- 
schenkt werden. Bereits um die Mitte des 19. Jahrhunderts sprach Engels 
davon, daß die Zeit gekommen sei, da die politischen Kämpfer die 
Kriegskunst studieren sollten; ohne das könne man im Kampf um eine 
bessere Zukunft der Menschheit nicht auskommen. Engels selbst, einer 
der Begründer des wissenschaftlichen Sozialismus, beherrschte nicht nur 
die Geschichte, sondern auch die Technik, das »Handwerk« des Krieges 
in einem Maße, daß Fachleute auf Grund seiner anonymen militärischen 
Rundschauen sich mit Interesse erkundigten, wer denn der General sei, 
der so ausgezeichnete Aufsätze schreibe. 

Die besonders charakteristischen Methoden der bürgerlichen Diplo- 
matie sollten die Sowjetleser zumindest in den allgemeinsten Zügen 
kennenlernen. Wer sich jedoch vorbereitet, auf dem Gebiet der Diplo- 
matie dem Vaterland zu dienen, ist natürlich verpflichtet, dieses 
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Fach unvergleichlich eingehender zu studieren. Er muß dessen eingedenk 
sein, daß Engels’ Gebot sich nicht allein auf das Kriegswesen bezieht, 
sondern auch auf den diplomatischen Kampf: es gilt, die Methoden und 
Kniffe des Klassengegners möglichst gut zu kennen, wenn man ihm nicht 
nur auf dem Schlachtfeld, sondern auch in diplomatischen Kontroversen 
gegenübertritt. In diesem Kapitel werden in aller Kürze nur die grund- 
legenden Kategorien der diplomatischen Methoden angeführt, die in der 
Geschichte der Diplomatie der kapitalistischen Welt gewissermaßen 
»Leitmotive« waren und auch in ihrer gegenwärtigen Praxis zur An- 
wendung gelangen. 

In dem konkreten Kommentar, der hier zur Illustration dieser diplo- 
matischen Methoden angeführt wird, konnte nicht mit einer Fülle von 
Tatsachenmaterial aufgewartet werden; sonst hätte sich dieses Kapitel 
in ein ganzes Buch verwandelt. Der Leser der dreibändigen »Geschichte 
der Diplomatie« wird auch selbst ohne besondere Mühe genug Tatsachen 
finden, um die angeführten Illustrationen ergänzen zu können. 

Die vorliegende Gliederung der am häufigsten angewandten diplo- 
matischen Methoden ist bei weitem nicht vollständig. Ebenso wie im 
Kriegswesen sind auch in der Diplomatie der kapitalistischen Welt 
Strategie und Taktik ungemein mannigfaltig und individuell. Ist es schon 
nicht leicht, die Grundlinien selbst eines umfassenden, auf eine mehr oder 
minder lange Periode berechneten diplomatischen Strategems zu bestim- 
men, so ist es erst recht schwierig, die mitunter äußerst wunderlichen 
Krümmungen und Aufgaben der diplomatischen Taktik zu verfolgen, 
die sich nicht nur täglich, sondern manchmal auch im Laufe weniger 
Stunden ändert. 

Nachstehend werden lediglich die hauptsächlichen Methoden der 
bürgerlichen Diplomatie gekennzeichnet, deren sie sich zur Erreichung 
zweier ihrer Ziele bedient: der Tarnung ihrer wahren Pläne und der 
Vortäuschung von Absichten, die sie in Wirklichkeit gar nicht hat. 

Einem der Altmeister der Diplomatenkunst, dem Kanzler des schwedi- 
schen Königreichs in der ersten Hälfte des 17. Jahrhunderts, Axel Oxen- 
stierna, werden die Worte zugeschrieben, der wahre Diplomat müsse stets 
zwei gehorsame Sklavinnen zu seiner Verfügung haben, die Simulation 
und die Dissimulation: simuliert wird das, was es nicht gibt, das aber, 
was in Wirklichkeit vorhanden ist, wird dissimuliert, erläuterte er, den 
bekannten lateinischen Ausspruch! anführend. Die Diplomaten nicht 
nur des 17., sondern auch des 18., 19. und 20. Jahrhunderts bedienten sich 
in ihrem Wirken eifrig dieser beiden »Sklavinnen«: sie behaupteten, was 


! »Simulantur quae non sunt, quae sunt vero dissimulantur.+ 
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es nicht gab, und verheimlichten, was in Wirklichkeit vorhanden war, 
operierten also sowohl mit der Simulation als auch mit der Dissimulation. 

Es lohnt zu verfolgen, wie in einigen typischen Fällen diese Praxis in » 
der historischen Wirklichkeit ausgesehen hat. 

} Vor allem muß bemerkt werden, daß die verbrei- 
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der Voreiäigung er diplomatischen Tarnung, ohne die bis in die 

jüngste Zeit hinein kein einziger Aggressor auskam, 

die Behauptung ist, der jeweilige Krieg sei aus Bedürfnissen der »Not- 
wehr«,entstanden. 

Friedrich II., einem der klügsten und zynischsten deutschen Diplo- 
maten, war eine für die deutschen Politiker charakteristische Besonder- 
heit zu eigen. Später zeichnete sich auch der ganz und gar nicht kluge 
Wilhelm II. durch diese Besonderheit aus. In bereits ganz ungeheuer- 
lichem Ausmaß kam sie in der Hitlerschen diplomatischen Praxis zum 
Ausdruck. Das ist der Drang nach einer gewissen theoretischen Begrün- 
dung der eigenen Anschauungen über Ziele und Mittel der Außenpolitik. 
Aber gerade weil Friedrich klug und raffiniert war, gab er seine wahren 
Anschauungen niemals der Öffentlichkeit preis: er begnügte sich mit Ent- 
würfen »für sich selbst« sowie mit intimen »Testamenten« für seine 
Nachkommen, hatte aber keineswegs im Auge, diese seine literarischen 
Erzeugnisse fremden, indiskreten Blicken anzuvertrauen. So entstand um 
1752 das interessante Manuskript »Politische Träumereien«, das in franzö- 
sischer Sprache geschrieben ist (der König beherrschte bekanntlich die fran- 
zösische Sprache besser als die deutsche). Bis auf den heutigen Tag wurde 
diese Schrift nicht vollständig veröffentlicht, und manche ihrer Teile 
bleiben auch weiterhin der Offentlichkeit vorenthalten. Aus diesen »Poli- 
tischen Träumereien« sowie aus anderen Schriften, die nach dem Tode 
des Königs erschienen, geht hervor, daß Friedrich, der eine seiner Arbeiten 
»Antimachiavell« betitelte, in Wirklichkeit ein treuer Schüler und An- 
hänger der Prinzipien des florentinischen Denkers war. Bei Friedrich 
zeichnen sich diese Prinzipien durch vollkommene Klarheit und Offen- 
heit aus. Wenn einem irgendein Land gefällt und man die Mittel und 
Möglichkeiten dazu hat, so besetze man es mit seinen Truppen, und hat 
man es besetzt, so wird man sofort Juristen und Geschichtsforscher finden, 
die beweisen werden, daß man unbestreitbare Rechte auf dieses Land hat. 
Dieser Gedanke wurde von Friedrich auf jede Weise und in verschiede- 
ner Form ausgesprochen. Er wurde zum Axiom der späteren Herrscher 
Preußens und in der Folge Deutschlands. Ein echter Hohenzoller läßt 
niemals aus der Hand, was er bereits erobert hat, sagte Wilhelm I. Der 
gleiche Satz wurde, in noch gröberer und dreisterer Form, Dutzende Male 
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von Goebbels, Dietrich und anderen Hitlerfaschisten seit 1938 wieder- 
holt, als das faschistische Deutschland mit der systematischen Aneignung 
fremder Gebiete begonnen hatte. 

Ein klassisches Musterstück vorsätzlicher Lüge zu dem Zwecke, die 
Verletzung übernommener Verpflichtungen und den Wortbruch mit an- 
geblich aufgezwungener Notwehr zu rechtfertigen, waren die Beteue- 
rungen der deutschen Diplomatie in bezug auf den Einfall in Belgien im 
August 1914. 

Wie bekannt, hatte sich Preußen im Verein mit anderen Mächten mit 
der Unterzeichnung des Garantievertrages vom 19. April 1839. durch 
Friedrich Wilhelm III. feierlich verpflichtet, Belgien als »unabhängigen 
und neutralen Staat für alle Ewigkeit« anzuerkennen. Nicht genug da- 
mit, hatte Wilhelm I. durch einen Sondervertrag, der am ı1. August 1870 
mit England und Belgien abgeschlossen worden war, die Verpflichtung 
übernommen, mit seinen Streitkräften zu Lande und zur See England 
zum Schutze der belgischen Neutralität beizustehen, falls beliebige 
Truppen in Belgien einfallen sollten oder seine Neutralität anderweitig 
verletzt werden sollte. 

Das störte die deutsche Regierung keineswegs, ohne den geringsten 
Grund, am 2. August 1914 um 7 Uhr abends dem belgischen Minister 
des Auswärtigen Davignon die abgefeimteste und bewußte Lüge vor- 
zusetzen, daß, da Deutschland Gerüchte zu Ohren gekommen seien, 
denen zufolge die Franzosen die »Absicht« hätten, in Belgien einzu- 
marschieren, demnach die Pflicht der Selbsterhaltung den Deutschen ge- 
biete, dem Angriff des Feindes zuvorzukommen und aus diesem Grunde 
Belgien zu besetzen. Weder hatten sich die Franzosen mit derartigen Ab- 
sichten getragen, noch gab es oder konnte es derartige Gerüchte geben; 
vielmehr erforderte, nach dem etwa fünfzehn Jahre zuvor ausgearbeite- 
ten Schlieffenschen Plan, der rasche Erfolg eines plötzlich militärischen 
Überfalls auf Frankreich ganz einfach den unbedingten Durchmarsch 
durch Belgien. Am nächsten Tag, dem 3. August 1914, fiel die deutsche 
Armee in Belgien ein. 

Für die Charakteristik der Methoden der deutschen Diplomatie ist es 
von Interesse, die weitere Entwicklung der Ereignisse zu verfolgen. Reichs- 
kanzler Bethmann Hollweg wußte, daß die Invasion in Belgien bei allem 
strategischen Vorteil, den sie bot, eine ziemlich gefährliche Seite hatte, 
nämlich das schwankende England veranlassen konnte, Deutschland den 
Krieg zu erklären. So beschloß er am Tage nach diesem Ereignis, den ver- 
nichtenden Eindruck, den diese freche Verletzung der belgischen Neutra- 
lität in ganz Europa hervorgerufen hatte, etwas zu mildern. Von der 
Tribüne des Reichstags herab bekannte der Reichskanzler am 4. August 
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feierlich, daß gegenüber Belgien eine Ungerechtigkeit begangen worden sei, 
daß aber das eben hätte geschehen müssen, denn »Not kennt kein Gebot«, 
Deutschland sei zu dieser unrechtmäßigen Handlung »gezwungen« worden, 
um seine »Sicherheit« zu gewährleisten. Doch es vergingen nur wenige 
Stunden nach dieser Rede, als sich herausstellte, daß die Entschuldigung 
nichts genutzt hatte: am Abend des gleichen 4. August erschien der englische 
Botschafter, Sir Edward Goschen, bei Bethmann Hollweg und legte ihm 
das Ultimatum vor, entweder die deutschen Truppen unverzüglich aus 
Belgien zurückzuziehen, oder England erklärte Deutschland den Krieg. 
Als Frist für die Antwort waren sechs Stunden angesetzt. Der deutsche 
Reichskanzler wußte weder ein noch aus: in der festen Meinung, England 
werde passiv bleiben, hatte er bereits am Morgen seiner Freude öffentlich 
Ausdruck verliehen; unter dem Eindruck des völlig unerwarteten Schlages 
verlor er nun jede Selbstbeherrschung. Er redete Dinge zusammen, über 
die er in normaler Verfassung kein Wort hätte fallen lassen. Auf Goschens 
Worte, daß Deutschland denselben Vertrag über die ewige Neutralität 
Belgiens gebrochen habe, unter dem auch die Unterschrift Deutschlands 
stehe, erwiderte der Reichskanzler wütend: » Also wollen Sie wegen eines 
Fetzens Papier mit einer Ihnen blutverwandten Nation Krieg führen!« 
In der Nacht vom 4. zum 5. August um ıı Uhr erklärte England Deutsch- 
land den Krieg. 

Aber auch damit war die Angelegenheit noch nicht zu Ende. Die 
deutsche Diplomatie (immer noch unter Bethmann Hollweg), die sich 
überzeugt hatte, daß das »ehrlicheund aufrichtige« Bekenntnis ihrer Schuld 
Belgien gegenüber nicht den geringsten Nutzen gebracht hatte, ändert 
schroff ihre Stellung in der Frage der Verletzung der belgischen Neutra- 
lität. Plötzlich wird eine neue Theorie in die Welt gesetzt, nach der den 
»militärischen Bedürfnissen der Vorrang vor den diplomatischen Kon- 
ventionen gebühre«; deshalb sei die Okkupation Belgiens vollständig 
gerechtfertigt und nicht einmal die Notwendigkeit vorhanden, »Beweise« 
dafür anzuführen, daß Belgien bereits vor dem Kriege die Absicht hatte, 
sich mit England über die Teilnahme am Kriege zu verständigen. Dies- 
bezügliche »Beweisstücke« seien in den Dokumenten gefunden worden, 
die den deutschen Okkupationsbehörden bei der allgemeinen Ausraubung 
der Brüsseler Archive in die Hand gefallen seien. Natürlich entbehrten 
diese »Beweisstücke« auch nur den Schatten der Wahrheit. Da auch die 
neuen »dokumentarischen Beweisstücke« bei niemandem Vertrauen her- 
vorriefen, wurde im Staatssekretariat des Auswärtigen Amtes in Berlin 
endgültig verkündet, daß keinerlei Argumente dieser Art vonnöten seien: 
wenn Deutschland Krieg führe, so habe es das Recht, sich durch absolut 
nichts einschränken zu lassen und alles zu tun, was für den Sieg nötig sei. 
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Kaum war die neue Theorie verkündet — und zwar zum erstenmal in der 
Geschichte der Diplomatie so klar und unverblümt —, als sogleich das ein- 
traf, wovon bereits in der Mitte des 18. Jahrhunderts der preußische König 
Friedrich II. geschrieben und gesprochen hatte. Friedrichs Beobachtungen 
hatten sich bei seinen Nachkommen, und zwar in der belgischen Frage, 
glänzend bestätigt. Sofort trat der weitbekannte Professor des Rechts, 
Laband, auf, der in Deutschland als große Leuchte galt. Er beeilte sich, auf 
die heikle und mißliche Frage Belgien betreffend das Licht wahrer deut- 
scher Gelehrsamkeit zu werfen. Professor Laband behauptet in seinem 
Buch »Die Verwaltung Belgiens während der kriegerischen Besetzung«, 
daß die deutschen Militärbehörden sich in Kriegszeiten überhaupt nicht 
durch juristische, d. h. auf einem beliebigen Recht beruhende, »konventio- 
nelle Abmachungen« binden sollten; sie seien verpflichtet, ausschließlich 
den Geboten und Nöten des Moments zu gehorchen. Im Kriege dürfe es 
überhaupt keine unabänderlichen Gesetze und unantastbaren Verpflich- 
tungen geben; in Kraft zu sein hätten nur die »Kriegsbräuche«, wobei 
diese »Kriegsbräuche« gemäß dem Willen des Heerführers variierten und 
evolvierten. In die Fußtapfen Labands trat eine Anzahl anderer deutscher 
Juristen, die miteinander wetteiferten und einander überboten. So schrieb 
Kohler, ordentlicher Professor an der Berliner Universität, in dem kollek- 
tiven Werk »Die Wahrheit über den Krieg« über die unrechtmäßige 
Aktion gegen Belgien, der Staat habe absolut das Recht, seine individuellen 
Interessen wahrzunehmen und ihnen zuliebe die Interessen aller anderen 
Länder, darunter auch der neutralen, zu opfern. Kohler schrieb das am 
Vorabend der Marneschlacht, als die Deutschen glaubten, den Sieg bereits 
in der Tasche zu haben; deshalb tat er sich auch überhaupt keinen Zwang 
an und nannte die Dinge beim rechten Namen. Das Recht muß sich der 
Tatsache beugen und dem Sieger das Feld räumen, verkündete er. Die 
Tatsache ist ausschlaggebend, factum valet (um seinen Worten größere 
»wissenschaftliche« Überzeugungskraft zu verleihen, kleidete der Jurist 
seine Schlußfolgerung in eine lateinische Form). 

Am 23. August 1914, d.h. drei Wochen nach der Invasion in Belgien, 
erschossen die Deutschen im Städtchen Tamines 400 Belgier, äscherten 
264 Häuser ein und verbrannten in den Kellern an die 250 Personen bei 
lebendigem Leibe.! Dann erfolgte seitens der deutschen diplomatischen 
Vertreter in den neutralen Ländern die Erklärung, daß in Zukunft noch 
Schlimmeres zu erwarten sei, wenn das belgische Volk nicht die Notwen- 
digkeit einsehen wolle, sich »dem deutschen Kriegsgesetz zu beugen«. Das 
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von deutschen Juristen begründete »Gesetz« war in Belgien volle vier 
Jahre und drei Monate in Kraft, bis die Deutschen aus dem von ihnen ver- 
wüsteten und blutdurchtränkten Lande verjagt wurden. 

Die Hitlerdiplomatie trug ihr Scherflein auf dem Gebiet der diploma- 
tischen Begründung der Aggression bei. Sie verkündete von vornherein, 
daß der Aggressor sich nicht immer die Mühe zu machen brauche, seinen 
Überfall zu motivieren. Es gäbe Fälle, da man sich diese Formalität er- 
sparen könne. So geschah es beim Überfall auf die Sowjetunion. 

Die Frage, wie der Krieg gegen die Sowjetunion am zweckmäßigsten 
begonnen werden könne, wurde von einem der aktivsten Mitarbeiter an 
dem offiziellen Organ der Hitlerfaschisten »National-Sozialistische Mo- 
natshefte«, Dr. jur. Ernst Hermann Bockhoff, entschieden. In seiner Arbeit 
»Ist die Sowjetunion ein Subjekt des Völkerrechts?« (1936) beantwortet 
der gelehrte Hitlerjurist diese Frage negativ. Nein, die Sowjetunion sei 
kein Staat; sie sei lediglich ein Sammelsurium von Nomaden, die sich 
revolutionäre, zerstörerische Ziele gesetzt hätte. In der Notwehr gegen die 
bolschewistischen »Barbaren« habe jedermann jederzeit das Recht, ohne 
Warnung und Geltendmachung irgendwelcher Ansprüche, ohne jedes 
Ultimatum einfach in die Sowjetunion einzufallen und ihr Gebiet zu 
besetzen: in bezug auf die Sowjetunion könne der Begriff einer unrecht- 
mäßigen Intervention nicht bestehen — jeder Krieg gegen die Sowjetunion, 
von wem und weshalb er auch geführt wird, sei völlig legitim. So faßte 
die Säule faschistischer Jurisprudenz seine Schlußfolgerungen zusammen. 
Das war nichts anderes als die in eine scheinjuristische Form gekleidete 
Forderung des Berliner Generalstabs, die er schon vor langem an die 
deutsche Diplomatie gestellt hatte: sobald der Krieg gegen Sowjetrußland 
einmal entschiedene Sache sein wird, muß er begonnen werden, ohne auch 
nur eine Stunde für Ultimata und sonstige Formalitäten zu verlieren. Mit 
der Sowjetunion könne man nur durch einen plötzlichen, blitzartigen 
Überfall fertig werden. So bereiteten die Diplomaten und » Juristen« von 
vornherein die Begründung für die vom Stab geforderte Taktik vor. 

Gleich nach der Methode der Tarnung der Aggres- 

® ee. sion durch »Notwehr« ist die Tarnung der Aggression 

ideelle Motive durch die edlen Motive eines angeblich durchaus 

»uneigennützigen« Eintretens für die eine oder die 

andere erhabene Idee im Namen der Wahrheit, Freiheit, Menschlichkeit 
u.ä.m. am weitesten verbreitet und angewandt. 

Die Tarnung rein annexionistischer Eroberungsziele, um derentwillen 
eben Kriege begonnen werden, ist in der Geschichte eine alltägliche Er- 
scheinung. Doch zeigt die moderne Diplomatie in diesen Fällen schon nicht 
mehr jene Unmittelbarkeit, die, sagen wir, seinerzeit der Lordprotektor 
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der englischen Republik, Oliver Cromwell, an den Tag legte. 1651 
machte er den Niederlanden den Vorschlag, sich mit England zu einem 
Staat zu vereinen mit dem hohen Ziel, erfolgreicher gegen die Verirrungen 
des Katholizismus ankämpfen zu können. Dabei erbot sich Cromwell 
großzügigerweise, die oberste Verwaltung dieser künftigen einheitlichen 
protestantischen Macht selbst zu übernehmen. Als die Niederlande sich 
durch diese erhabene Idee nicht kirre machen ließen, begann Cromwell 
gegen sie den Seekrieg. 

Ende des 18. Jahrhunderts, in den Jahren 1791 und 1792, wurden er- 
habene »prinzipielle« Aufgaben von Österreich und Preußen ins Feld 
geführt, die über einen Überfall auf das revolutionäre Frankreich ver- 
handelten. Seit 1792 und besonders seit 1793 folgte diesem Beispiel auch 
England. In Wirklichkeit bestand das Hauptinteresse des österreichischen 
Hofes in der Hoffnung, auf Kosten Frankreichs am linken Rheinufer 
etwas für sich herauszuholen; der preußische König Friedrich Wilhelm II. 
hatte es auf Elsaß und noch einige französische Gebiete abgesehen; Wil- 
liam Pitt, der Premierminister Großbritanniens, dachte an die Aneignung 
der französischen Kolonialbesitzungen und an die Vernichtung des fran- 
zösischen Seehandels. Doch erklärten alle drei wie aus einem Munde, es 
sei ihre heilige Pflicht, die Throne und Altäre vor dem aus Frankreich 
kommenden revolutionären Barbarentum zu schützen, man müsse die 
Menschheit vor der Seuche der Gottlosigkeit, der Anarchie usw. retten. 
Lauter als alle ließ Kaiserin Katharina II. ihre Stimme der Entrüstung in 
Europa erschallen, die dieMonarchen und alle wohlgesinnten Menschen im 
Namen all dessen, was der Menschheit heilig sei, zum gemeinsamen Über- 
fall auf das französische revolutionäre Ungeheuer aufrief. Katharina 
selbst — eine der Klügsten und Gewandtesten unter den Diplomaten ihrer 
Zeit — schickte keinen einzigen Soldaten in den Krieg gegen die Fran- 
zosen. Das Geschrei von der Notwendigkeit eines »Kreuzzuges« gegen die 
Revolution hatte sie vor allem angestimmt, um ihre beiden Widersacher 
bei der Teilung der polnischen Beute — den preußischen König und den 
österreichischen Kaiser — um so sicherer in den Krieg zu hetzen. Das ist 
ihr auch glänzend gelungen. Bei der zweiten wie bei der dritten Teilung 
Polens (1793-1795) waren die Österreicher und die Preußen durch ihren 
Krieg gegen das revolutionäre Frankreich gebunden. Und das war es 
gerade, was die russische Zarin brauchte. Doch kann natürlich nicht im 
leisesten daran gezweifelt werden, daß sie selbst die Revolution haßte 
und vom Wunsche beseelt war, daß mit den Revolutionären so schnell als 
möglich Schluß gemacht werde. 

Das in der chronologischen Reihenfolge letzte Musterstück diploma- 
tischer Tarnung reiner Eroberungsziele durch angeblich »ideellen« Kampf 
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isteine Anzahl Versuche Deutschlands, sein Trachten nach Eroberung russi- 
schen Gebiets mit dem Kampf »für die Zivilisation gegen die zerstörende 
Flut des Bolschewismus« zu bemänteln. Das hatte seinen Anfang vor sehr 
langer Zeit genommen, bereits im Jahre 1919, gleich nach Beendigung des 
Weltkrieges, ja noch vor Abschluß des Versailler Friedens. General Luden- 
dorff wandte sich durch Vertrauensmänner in der Schweiz an den da- 
maligen französischen Premierminister Clemenceau mit dem Vorschlag, 
eine vereinigte französisch-deutsche Armee zu formieren mit Marschall 
Foch als Oberbefehlshaber und Ludendorff als Generalquartiermeister. 
Diese Armee sollte in Sowjetrußland einmarschieren, die Sowjetmacht ' 
stürzen und die Monarchie wiederaufrichten. Natürlich habe Deutschland 
für dieses gewaltige Verdienst an der Zivilisation den Ablaß seiner Sünden 
zu erwarten, d.h. es sei von den Reparationszahlungen zu befreien und 
in gebührender Weise auf Kosten des reichen russischen Bodenfonds zu 
belohnen. Frankreich seinerseits werde wieder die Prozente für die russi- 
schen Anleihen einheimsen und ebenfalls aller Früchte des Sieges über 
Sowjetrußland teilhaftig werden. Clemenceau verwarf alle diese Vor- 
schläge. Es heißt, er sei sogar gekränkt gewesen, weil Ludendorff ihn offen- 
bar für so beschränkt hielt: war es doch klar, daß Deutschland infolge 
eines derartigen Unternehmens, wäre es von Erfolg gekrönt, unvergleich- 
lich erstarken und folglich für seine Nachbarn wieder eine Gefahr dar- 
stellen würde. 

Ludendorffs Plan war abgelehnt worden, aber der Gedanke eines Über- 
falls auf die Sowjetunion mit dem Segen der Westmächte hatte sich in den 
Köpfen der deutschen Imperialisten, die im Osten eine Entschädigung für 
ihre schwere Niederlage im Westen suchten, fest eingenistet. Erneut wurde 
dieses Vorhaben, und zwar mit verdreifachter Energie, seit 1933 in Hitler- 
deutschland in Angriff genommen. Die Ziele waren nur allzu klar; sie 
wurden mit unglaublicher Grobheit formuliert. Man mußte absichtlich 
blind sein, um zu glauben, daß die Hitlerbande, die die Macht an sich 
gerissen hatte, wirklich eine Lanze für die »Rettung« der europäischen 
Zivilisation vor den bolschewistischen »Barbaren« brechen wollte. 

Zur gleichen Gruppe der Beispiele für die Tarnung 
ee Bee von Eroberungszielen durch erhabene Prinzipien ge- 
Ku I Gosnen hören auch die Fälle eigennützigen Ausschlachtens 
der Abrüstungsidee und der pazitscischen Propa- 

ganda in breitem Sinne des Wortes. 

Die Abrüstungsidee war von jeher eine der beliebtesten Formen diplo- 
matischer Tarnung der wahren Beweggründe und Pläne jener Regierungen, 
die von einer so plötzlichen »Friedensliebe« befallen wurden. Diese Er- 
scheinung ist durchaus verständlich. Jeder Vorschlag, die Rüstungen zu 
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beschränken, konnte stets sowohl auf große Popularität wie auch auf 
Unterstützung der öffentlichen Meinung rechnen. Doch mußte natürlich 


derjenige, der eine solche Maßnahme empfahl, stets voraussehen, daß ‚ 


seine Absichten von seinen Partnern im diplomatischen Spiel durchschaut 
würden. Es seien hier einige Beispiele dafür angeführt. 
Im Jahre 1868 ist Napoleon III., der Franzosenkaiser, in ziemlich 
großer Verlegenheit. Bismarck war es soeben gelungen, ihn äußerst 
_ geschickt hinters Licht zu führen: ohne dem Kaiser eine Kompensation zu 
gewähren, hatte er den, Sieg über Osterreich davongetragen und den 
Norddeutschen Bund (1867) geschaffen. In Frankreichs Nachbarschaft 
war an Stelle des kleinen Preußens ein neuer, großer und starker Staat 
entstanden. Dieser Staat arbeitet eifrig an der Steigerung seiner Rüstungen; 
dadurch ist Frankreich ebenfalls gezwungen, an den Ausbau seiner Armee 
sowie an große Aufwendungen zu denken. Dabei ist es auch im Innern 
des Staates nicht zum besten bestellt. Zwar steht die kaiserliche Macht 
noch unerschüttert, aber hier und da machen sich bereits beunruhigende 
Anzeichen einer wachsenden Unzufriedenheit bemerkbar. Die so lange 
unterdrückte Opposition beginnt sich zu erholen. Napoleon III. braucht 
eine Atempause: er muß sich gehörig zum Zweikampf mit dem rasch 


erstarkenden Preußen vorbereiten. Und da wendet sich der Kaiser ganz . 


unerwartet an den englischen Außenminister Lord Stanley mit dem An- 
erbieten, die britische Regierung möge Preußen den »Rat geben«, an der 
Abrüstungskonferenz, falls eine solche einberufen werden sollte, teilzu- 
nehmen. Lord Stanley war im Bilde, worum es sich hier handelte. Na- 
poleon III. war daran interessiert, daß Preußen seine Rüstungen einstelle, 
doch sollte keineswegs der Eindruck entstehen, als fürchte ausgerechnet er, 
der Kaiser der Franzosen, ein weiteres Wettrüsten. Stanley schlug dieses 
Anerbieten rundweg ab, hielt aber die ganze Angelegenheit geheim. Es 
vergingen etwa anderthalb Jahre. Im Januar. 1870 beauftragte Na- 
poleon III. den eben erst ernannten Ministerpräsidenten Emile Ollivier, 
wieder mit dem gleichen geheimen Vorschlag an England heranzutreten, 
die Initiative in der Frage einer Herabsetzung der Rüstungen zu über- 
nehmen. Lord Clarendon, der zu dieser Zeit Lord Stanley abgelöst hatte, 
zog Auskünfte über die Gründe einer solchen Beharrlichkeit der Franzosen 
ein. Dabei stellte sich heraus, daß den Franzosen einerseits Preußen Be- 
sorgnis bereitete, das in den letzten anderthalb Jahren noch mehr erstarkt 
war, und daß es anderseits um die französischen Finanzen nicht am besten 
bestellt war. Der neue Ministerpräsident, Ollivier, der die schreckliche 
Gefahr, die seitens Preußens drohte, noch nicht sah, glaubte jedoch, an der 
Armee sparen zu müssen, besonders wenn Preußen der Einberufung einer 
Abrüstungskonferenz zustimmen werde. England aber hatte nichts gegen 
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einen Zusammenstoß zweier kontinentaler Großmächte. Wenn auch Cla- 
rendon eine direkte Absage, wie sie sein Vorgänger an Napoleon III. er- 
teilt hatte, nicht wiederholte, unternahm er doch eine äußerst geschickt 
diplomatische Manipulation: er schrieb dem englischen Botschafter in 
Berlin einen gefühlvollen Brief, welch hohes moralisches Verdienst an der 
Menschheit die Einschränkung gerade der preußischen Armee bedeuten 
würde, wenn »Graf Bismarck es für möglich erachten werde, seinem 
König ihre Einschränkung vorzuschlagen«. Napoleon III. durfte mit der 
formalen Erfüllung seiner Bitte zufrieden sein, er konnte ja zu jener Zeit 
nicht ahnen, daß der Botschafter Lord Lyons den Grafen Bismarck in 
Kenntnis gesetzt hatte, von welcher Seite in diesem Falle die Initiative aus- 
ging. Der Vorschlag selbst, in dem von der Einschränkung nicht aller 
Armeen, sondern nur der preußischen die Rede war, konnte von Bismarck 
als Hohn aufgefaßt werden, doch begriff er ausgezeichnet, worum es ging. 
Bismarck antwortete mit einer sehr höflichen Absage, und das Preußische 
*Kriegsministerium verdoppelte seine Anstrengungen. Nach einem halben 
Jahr brach der Krieg aus, und die deutsche Armee drang in Frankreich ein. 
Der in der chronologischen Reihenfolge nächste diplomatische Versuch, 
die Frage der Einschränkung der Heere und der Rüstungen aufzuwerfen, 
wurde achtundzwanzig Jahre später unternommen. Am 24. August 1898 
unterzeichnete Nikolaus II. nach Beratung mit dem Finanzminister Witte 
und dem Außenminister Murawjow eine Zirkularnote, in der alle Regie- 
rungen zur Abrüstungskonferenz eingeladen wurden. Den Pazifismus der 
zaristischen Regierung nahm kein einziger Diplomat für bare Münze. Den 
Hauptgrund für diesen Schritt Nikolaus’ II. sah man darin, daß das rus- 
sische Militärressort angesichts der gewaltigen Verstärkung der deutschen 
Armee durch vervollkommnete Geschütze im Eiltempo an die vollständige 
Neuausrüstung seiner Artillerie schreiten mußte; gleichzeitig mußten die 
russischen Truppen an der chinesischen Grenze, wo nach der Besetzung 
Port Arthurs ein gefährlicher politischer Vulkan entstanden war, schleu- 
nigst verstärkt werden. Ein zeitweiliges Einstellen der Rüstungen konnte 
die russische Finanzlage wesentlich erleichtern und die Position der russi- 
schen Diplomaten sicherer gestalten. In Deutschland fand der Gedanke 
einer Konferenz eine offen feindselige Aufnahme. In dem mit Rußland 
verbündeten Frankreich wurde die russische Initiative gleichfalls mehr als 
kühl aufgenommen. In den Couloirs der Kammer und des Senats wurde 
gemunkelt, Rußland wolle mit dieser »Friedenskonferenz« den herrschen- 
den Zustand verewigen, nämlich Elsaß-Lothringen für immer an Deutsch- 
land verschreiben, und sich überhaupt von den europäischen Angelegen- 
heiten zurückziehen in der Hoffnung, bei einer beliebigen Beschränkung 
der Rüstungen genügend Kräfte für den Fernen Osten zu finden. Die 
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beiden Konferenzen im Haag — 1899 und 1907 —, die auf Grund des 
Vorschlags des Zaren einberufen worden waren, zeitigten keinerlei reale 

ebnisse. Es ist von Interesse, daß diese Konferenzen, im Grunde ge- 
nommen, eine ernste Debatte der Abrüstungsfrage gar nicht in Angriff 
nahmen. Es war daher nicht so leicht, die Frage zu beantworten, wozu sie 
sich eigentlich versammelten. Z. B. erklärte der deutsche Reichskanzler, 
Fürst von Bülow, Ende Mai 1907, kurz vor Eröffnung der zweiten (und 
letzten) »Friedenskonferenz«, öffentlich, daß Deutschland an keinerlei 
Beratung teilnehmen werde, auf denen die Frage einer Einschränkung der 
Rüstungen berührt werden sollte. Nach dieser Erklärung war die Ein- 
berufung der zweiten Konferenz offenkundig jeden Sinns bar. So klang 
denn auch aus den Worten der Instruktion des englischen Ministers Sir 
Edward Grey, die er Baronet Frey, dem Delegierten zu dieser notorisch 
nutzlosen Konferenz, mit auf den Weg gab, unverhohlene Ironie: »Die 
Stellung Deutschlands als Militär- und Seemacht ist eine solche, daß die 
Erörterung auch nur einer Frage, an der es nicht teilnehmen wird, nicht” 
ernst sein kann... Aber die britische Regierung ist der Meinung, daß es 
immerhin besser sei, eine solche Aussprache durchzuführen als gar keine, 
selbst wenn sie zu keinem befriedigenden Ergebnis führen wird.« Die voll- 
ständige Nichtigkeit und Nutzlosigkeit der Arbeiten dieser zweiten und 
letzten Haager »Friedenskonferenz« ist allbekannt. 

Die späteren beharrlichen Versuche der britischen Diplomatie, die See- 
rüstungen im Wege unmittelbarer Abkommen mit Deutschland einzu- 
schränken, können nicht mehr als Beispiele für »Tarnung« angesehen 
werden; hier war von Anfang an beiden Teilen alles klar. Von deutscher 
Seite wurde vielmals mit zynischer Offenheit über die englischen Motive 
und die hartnäckige deutsche Ablehnung jedweder Abkommen gesprochen. 
Einer der Führer der deutschen imperialistischen Presse, Graf Reventlow, 
schrieb im Juli 1914, den Gedanken Tirpitz’ nicht zum ersten-, wohl aber 
zum zehntenmal wiederholend, der Druck seitens Englands beruhe auf 
der Tatsache, daß es ihm immer schwerer werde, seine Seeherrschaft zu 
behaupten, und zwar sowohl in finanzieller wie auch in militärischer 
Hinsicht... Darin liege der Grund für die englischen Besorgnisse und 
Bestrebungen... Doch nichts vermöge den deutschen Flottenbau aufzu- 
halten: Drohungen, Intrigen und Bündnisvorschläge seien nutzlos. 

Der Rechenfehler bestand nur darin, daß die deutsche Regierung bereits 
von vornherein den künftigen Seekrieg als gewonnen ansah. Deshalb 
schien den Deutschen jedwedes Abkommen eine überflüssige und ärger- 
liche Verzögerung auf dem Wege zu einer lichtvollen Zukunft zu sein, 
jener »auf dem Wasser liegenden deutschen Zukunft«, wie es in einer 
großspurigen und drohenden Erklärung Wilhelms II. hieß. 
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Nichtangriffspakte, Freundschaftsdeklarationen u.ä. 

DE Tin, m. sind in der Hand der Diplomaten der kapitalisti- 

die Wachsamkeit de, SChen Länder »Instrumente«, die der gleichen Gat- 

Gegners einzuschläfern tung angehören wie die demonstrativen Erklärungen 

der imperialistischen Regierungen über ihre Politik 

der Friedensliebe. Meist dienen sie nur als eine Art künstlichen Nebels, 

unter dessen Schutz am bequemsten und sichersten ein Krieg oder der Ver- 

such eines plötzlichen gewaltsamen Umsturzes in der gegebenen inter- 
nationalen Lage vorbereitet werden kann. 

Als Napoleon I. im Dezember 1805 und in den ersten Monaten des 
Jahres 1806 Preußen ein Bündnis vorschlug, tat er das in der wohlweis- 
lichen Absicht, Preußens Aufmerksamkeit einzuschläfern, seine Rüstungen 
aufzuhalten, es mit England zu entzweien und sodann, geschwächt und 
isoliert, zu einem militärischen Zusammenstoß und zur Niederschlagung 
zu führen. So beruhten alle Verträge Deutschlands mit Polen, die Ribben- 
trop einerseits und Oberst Beck anderseits abschlossen, seitens der Hitler- 
diplomatie auf der Auswertung der gierigen Gelüste der polnischen Macht- 
haber, die bei einem Überfall auf die Sowjetunion auf eine ertragreiche 
Okkupation der Sowjetukraine durch das verbündete deutsch-polnische 
Heer rechneten. Umsonst warnten scharfblickendere Polen diejenigen 
ihrer Landsleute, die die selbstmörderische Politik Oberst Becks unter- 
stützten. Polen mußte diese Fehler ungeheuer schwer büßen. Nicht weniger 
charakteristisch waren die Intrigen der Hitlerdiplomatie in Brasilien, 
Chile, Uruguay, Paraguay und Mexiko, vor allem jedoch in Argentinien 
im Laufe der Jahre 1934— 1941. Durch Abschluß einer ganzen Serie von 
Verträgen und Abkommen (eins »friedliebender« als das andere) wollte 
sie diese Länder ins Schlepptau der deutschen Politik nehmen und die 
Staaten von Süd- und Mittelamerika zu einem umfangreichen Bund ver- 
einen, der den Vereinigten Staaten feindlich gegenüberstehen sollte. Wie 
später aus Mexiko nach Washington mitgeteilt wurde, wurde die mexi- 
kanische Regierung mit der »Rückgabe« Texas’ und Südkaliforniens, 
Argentinien und die anderen südlichen Republiken aber mit der Ver- 
sprechung von Inselbesitzungen der USA oder allerlei ökonomischen Ver- 
heißungen geködert. Franklin Roosevelts scharfsichtige Politik, die seit 
1937 und besonders seit 1939 mit außergewöhnlicher Energie und großem 
Erfolg betrieben wurde, war durch den Kampf gegen diese gefährlichen 
Intrigen, die zu überaus ernsten Komplikationen führen konnten, ge- 
kennzeichnet. In dieser Hinsicht stellte die Mächtekonferenz des ameri- 
kanischen Kontinents im Jahre 1941 einen glänzenden Sieg der Roose- 
veltschen Diplomatie dar. 

Man konnte den Hitlerfaschisten Offenheit nicht absprechen, solange 
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sie nicht fürs Ausland, sondern für den inneren Gebrauch schrieben. 
Mit unverfrorenem Zynismus definierten sie selbst, wie ihr Pazifis- 
mus zu verstehen sei und welches Ziel die Friedensbeteuerungen der 
faschistischen deutschen Regierung verfolgten. Oberst Hierl, Staats- 
sekretär für den Arbeitsdienst, gab 1935 unter seinem Namen in der 
offiziellen Propagandaserie »Nationalsozialistische Bücherei« eine Bro- 
schüre heraus, betitelt »Die Grundlagen einer deutschen Wehrpolitik«, in 
der man lesen konnte, daß der Pazifismus ein Kampfmittel sei und der 
Vorbereitung zum Krieg diene. Indem dieser Pazifismus den Gegner mit 
Friedensphrasen einschläfere, sei er darauf bedacht, ihn zur V ernach- 
lässigung seiner Rüstungen zu veranlassen. Der einschläfernde Dunst, 
der dem Gegner vorgemacht wird, sei gleichfalls dazu angetan, mit 
seiner Hilfe die eigenen Rüstungen zu bemänteln. 

Alle Reden Hitlers und der anderen Rädelsführer der Nationalsoziali- 
stischen Partei waren gleich seit den ersten Monaten nach der Macht- 
ergreifung von außergewöhnlich hitzigen »pazifistischen« Predigten be- 
gleitet. Im Oktober 1933 erklärte Hitler Deutschlands Austritt aus dem 
Völkerbund. Anläßlich dieses Schrittes erließ er den Aufruf »An das 
deutsche Volk«, in dem er feierlich verkündete, die deutsche Reichs- 
regierung und das deutsche Volk seien eins in ihrem Wunsch, eine Politik 
des Friedens, der Versöhnung und der Verständigung durchzuführen, die 
allen Entschlüssen und jedweder Handlung zugrunde liegen solle. Die 
deutsche Regierung und das deutsche Volk lehnten deshalb die Gewalt 
als Mittel zur Beilegung von Unstimmigkeiten unter den europäischen 
Staaten ab. So war es auch weiterhin. Jedesmal, wenn die Hitlerfaschisten 
einen neuen Schritt auf dem Wege zu ihrem Ziel — dem Weltbrand — 
machten, war die faschistische Diplomatie sofort dabei, Europa, und ins- 
besondere Frankreich, zu versichern, daß sie der Idee des Friedens und 
der Abrüstung unverbrüchliche Treue wahre. Diese ungehemmte, unab- 
lässige und unermüdliche Lüge wurde so oft wiederholt, daß sie schließ- 
lich nicht ohne Wirkung blieb. Da half auch nicht, daß Hitler in seinem 
Buch »Mein Kampf« ganz offen die Lüge als das mächtigste Mittel der 
politischen Einwirkung auf die Massen bezeichnete. Hitler forderte auch 
von seiner Diplomatie, daß sie lüge, und sein Wort war für sie Gebot: 
Eine Lüge großen Formats, erklärte Hitler, enthalte stets einen gewissen 
Faktor, der Vertrauen erwecke ... Die breite Masse des Volkes falle im 
tiefsten Grunde ihres Herzens... bei der primitiven Einfachheit ihres 
Geistes leichter einer großen Lüge zum Opfer als einer kleinen. Lüge 
doch diese Masse natürlich selbst manchmal im kleinen, aber sie würde 
sich zu sehr genieren, eine große Lüge zu gebrauchen. 

In Frankreich hatte die »große Lüge« vom heißen Wunsche Hitlers, in 
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Freundschaft und gutnachbarlichen Beziehungen mit den Franzosen zu 
leben, von Anfang an unverhofft großen Erfolg. Viele Leute in Frank- 
reich hatten Angst vor dem Krieg. Sie begriffen nicht, daß die schmeich- 
lerischen, verlogenen Reden des Nachbarn, schenkt man ihnen Gehör, 
jeden Willen zur notwendigen Verteidigung gegen den Todfeind zer- 
setzen, kraftlos machen und vernichten würden. Dieses Einlullen harte 
die Beruhigung der breiten Massen des Kleinbürgertums und der mitt- 
leren Bourgeoisie zur Folge. Das Spießbürgertum atmete erleichtert auf 
bei dem Gedanken, sich endlich die dauernde Sorge um den Krieg und 
um die Rüstungen aus dem Kopf schlagen zu können. Die Groß- 
bourgeoisie glaubte, daß der »Dienst«, den Hitler der kapitalistischen 
Ordnung mit seinem wütenden Kampf gegen Sozialismus und Kom- 
munismus erweise, auch eine Annäherung der beiden Nachbarländer ge- 
boten erscheinen lasse. So.wurde das Treiben eines Pierre Laval, eines 
Flandin, De£at, Doriot, de Brinon und anderer besoldeter wie unbesol- 
deter Agenten und Helfershelfer der Hitlerdiplomatie in Frankreich 
möglich, das anfangs hauptsächlich in der Sabotage des französisch- 
sowjetischen Paktes und sodann in seiner faktischen Annullierung 
bestand. Das war vor allem das Werk Lavals. Er hatte am Abschluß des 
Paktes gerade zu dem Zwecke formell teilgenommen, ihn um so sicherer 
vernichten zu können. 

Zu der von den Deutschen in Angriff genommenen moralischen Ent- 
waffnung und Zersetzung des französischen Volkes bediente sich die 
nationalsozialistische Diplomatie eines ganzen Arsenals von Mitteln. An 
die erste Stelle, der chronologischen Reihenfolge wie auch dem Grad ihrer 
Bedeutung und den Ausmaßen der erzielten Ergebnisse nach, gehören 
selbstverständlich die Taktik friedliebender Erklärungen, die Vortäuschung 
eines Kampfes für den Frieden, die Methoden zur Einschläferung der 
nationalen Wachsamkeit. i 

Das war keine leichte Sache. Die künftigen Geschichtsforscher werden 
umfangreiches dokumentarisches Material heranziehen und auch ihrer- 
seits keine kleine analytische Arbeit leisten müssen, um die Gründe des 
für Frankreich (und für Europa) verhängnisvollen Erfolgs des Hitler- 
schen »Pazifismus« aufzudecken. In der Tat, die Clique, die im Januar 
1933 die Macht in Deutschland an sich gerissen hatte, hatte mit un- 
gewöhnlicher Offenheit die Ziele der deutschen Politik hinsichtlich 
Frankreichs formuliert, und zwar in dem offiziellen kollektiven Buch des 
deutschen Faschismus, das unter Hitlers Namen erschienen ist und den 
Titel »Mein Kampf« trägt. Niemals wurde auch nur ein Wort aus diesem 
Buche zurückgenommen: während der ganzen Zeit der Hitlerherrschaft 
wurde es immer wieder ohne jede Korrektur neu herausgegeben. Was aber 
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konnten die französischen Machthaber und das französische Volk in 
diesem Buche, das vielfach ins Französische übersetzt wurde, lesen? Frank- 
reich sei der Todfeind, heißt es da. »Dieses an sich immer mehr der Ver- 
negerung anheimfallende Volk bedeutet in seiner Bindung an die Ziele der 
jüdischen Weltbeherrschung eine dauernde Gefahr für den Bestand der 
weißen Rasse Europas...« Der Kampf mit Frankreich müsse ein Kampf 
auf Leben und Tod werden. 

Die vollständige Niederwerfung Frankreichs und die entschiedene 
Vernichtung des politischen Willens des französischen Volkes — das war 
die grundlegende, dringlichste Aufgabe Deutschlands in dem Krieg, zu 
dem Hitler in seinem Buch aufrief. Nicht genug damit, setzte Hitler auch 
auseinander, daß die Zerschmetterung Frankreichs die grundlegende Vor- 
aussetzung aller künftigen außenpolitischen Erfolge Deutschlands sei. In 
völliger Übereinstimmung mit dem Führer schrieb das offizielle Organ 
der deutschen Kriegspropaganda, die »Deutsche Wehr«, am 13. Juni 1935 
in bezug auf Frankreich, daß für Völker mit einem schwachen Bevölke- 
rungszuwachs »ein energisch und zielbewußt auf seelische Zermürbung 
und Auflösung hin geführter Krieg zum Todesstreich werden kann ... 
In einem solchen Kriege wird es daher nicht nur Sieger und Besiegte 
geben, sondern Überlebende und solche, deren Name gestrichen wird 
aus der Liste der Völker«. Der Hitlerfaschist weiß, daß seinen Lesern 
eine restlose Ausrottung des französischen Volkes nicht realisierbar er- 
scheinen könnte, deshalb beeilt er sich, sie zu ermutigen. »Was vor ein, 
zwei Menschenaltern noch ein Ding der Unmöglichkeit war, ist heute 
bereits möglich geworden: einem Volk mit einem einzigen gewaltigen 
Schlage seelisch das Rückgrat zu brechen, es für ewig zu zerschmettern 
und in den Staub zu treten.« Wie sich erweist, ist das gar nicht so schwer: 
man braucht nur vorher die Propaganda richtig aufzuziehen. Dann er- 
gibt sich das schwindelerregende Bild des deutschen Sieges: »Die Elite 
liegt zerfetzt, vergiftet auf den Schlachtfeldern, die Überlebenden, ein 
führerloser, demoralisierter Haufen zermürbter, durch namenlose 
Schrecken und Leiden, durch unsagbares Grauen im Innersten gebroche- 
ner Menschen sind wehr- und willenlos dem Sieger preisgegeben, Ton in 
des Töpfers Hand.« All das wurde lange Jahre hindurch geschrieben und 
gesprochen. So wurde dem französischen Volke dreist erzählt, was die 
Hitlerbande mit Frankreich zu tun gedenke. Nichtsdestoweniger ist es 
dem deutschen Auswärtigen Amt und seinen offiziellen wie inoffiziellen 
Vertretungen gelungen, ihr Ziel zu erreichen. Systematisch zersetzten sie 
die öffentliche Meinung Frankreichs. Sie schreckten die breiten Kreise der 
französischen Offentlichkeit, indem sie Hitlerdeutschland als »unbesieg- 
bar« darstellten, und weckten in ihnen panische Angst vor der Möglich- 
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keit eines Krieges mit, den Deutschen sowie die krampfhafte Ungeduld, 
sich von diesem Alpdruck zu befreien. Das machte sich Hitlers »fünfte 
Kolonne« in Frankreich zunutze. Die Laval, Flandin, de Brinon, Doriot 
und andere Helfershelfer und Söldlinge des Führers bemühten sich aus 
Leibeskräften, die »friedliche« Auslieferung aller französischen Positionen 
an Hitler vorzubereiten. Natürlich waren sich diese Verräter bewußt, 
welch schmachvolles Los sie ihrem unglücklichen Lande bereiteten. 

Die Tarnung der wahren Ziele des Hitlerfaschismus durch schein- 
demokratische und scheinpazifistische Bestrebungen kam 1934 im Zu- 
sammenhang mit der sogenannten »Saarfrage« in voller Anschaulichkeit 
zum Ausdruck. 

Unter den Garantien, die eine militärische Aggression der Deutschen 
gegen Frankreich in Zukunft erschweren sollten, war im Versailler Frie- 
densvertrag ein besonderer Artikel aufgenommen worden. Er sah vor, 
daß das zeitweilig von Frankreich besetzte Saargebiet nach Ablauf von 
15 Jahren in Form einer Volksabstimmung entscheiderf solle, ob es in den 
Bestand der Deutschen Republik einzugehen oder Frankreich anzugehören 
oder schließlich einen souveränen Staat zu bilden wünsche. 

Im Jahre 1934 war die Frage der Volksabstimmung spruchreif ge- 
worden. Die Hitlerfaschisten entfalteten eine tolle Kampagne für den 
Anschluß des Saargebiets an Deutschland. Doch gab es im Saargebiet 
starke antifaschistische Strömungen. Deshalb hielt es Hitlers Propaganda- 
stab für angebracht, sein gewöhnliches Arsenal in Aktion zu setzen, 
nämlich Drohungen, Gewalttaten, Überfälle aus dem Hinterhalt und 
öffentliche Skandale. Eine große Behinderung bildeten die französischen 
Besatzungstruppen im Saargebiet. Da gingen die Hitlerfaschisten zur 
diplomatischen Tarnung über. Goebbels, der sich anfangs hatte hin- 
reißen lassen und Mitte Juni 1934 eine scharfe antifranzösische Rede in 
Zweibrücken vom Stapel ließ, bekam Order, anders vorzugehen. Genau 
drei Tage darauf hielt er in einer Versammlung im Berliner Sportpalast 
eine neue Rede, die alles, was er in Zweibrücken gesagt hatte, über den 
Haufen warf. Den Deutschen sei ein demokratisches Frankreich geneh- 
mer als ein nationalistisches Frankreich. Der Nationalsozialismus sei keine 
Ausfuhrware, und auf ihm ruhe nur ein deutsches Patent, verkündete 
Goebbels. Kurz darauf hielt der nationalsozialistische Reichstagsabgeord- 
nete Schmelzer eine ähnliche Rede. Nach der Volksabstimmung — ver- 
sicherte er hoch und heilig —, die das Saargebiet an Deutschland abtreten 
werde, schwinde der letzte Grund, der einer Verständigung zwischen 
Deutschland und Frankreich im Wege stehe. Durch seine klare Stellung- 
nahme für sein Vaterland und seine Rasse werde das Saarvolk der ganzen 
Welt einen viel größeren Dienst erweisen als alle Bemühungen der Pazi- 
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fisten. Trotzdem waren die Hitlerfaschisten bezüglich des Ausgangs der 
Volksabstimmung sichtlichbeunruhigt. Plötzlich trat Vizekanzler von Papen 
an die französische Regierung mit dem Vorschlag heran, die Frage nicht 
durch eine Volksabstimmung zu entscheiden, sondern durch ein gütliches 
Abkommen zwischen der französischen und der deutschen Regierung. Zu 
jener Zeit übte der Faschismus noch nicht seine ganze zersetzende Wir- 
. kung auf Paris aus. Der Vorschlag von Papens wurde abgelehnt. Hitler 
war arg enttäuscht. Es sei traurig, schrieb der »Völkische Beobachter«, 
daß ein aufrichtig gesprochenes deutsches Wort, das ehrliche Anbieten 
einer Verständigung in den französischen Kanzleien keine gute Auf- 
nahme fänden, vielmehr als ein Manöver oder als ein Zeichen von 
Schwäche angesehen würden. Nichtsdestoweniger wurde die Hitlerpropa- 
ganda fortgesetzt; letzten Endes trug sie doch ihre Früchte. In hohem 
Grade half dabei Hitler die Tatsache, daß im gleichen Jahre, 1934, eine 
intensive Bearbeitung der französischen Politiker durch die Hitleragenten 
einsetzte. Seit Herbst 1934 nahm in Frankreich die Agitation für die An- 
näherung an Hitlerdeutschland bis dato ungeahnte Ausmaße an. Das 
Ergebnis war, daß die französischen Militärbehörden im Saargebiet ange- 
wiesen wurden, sich jeder Einmischung zu enthalten. Hitlers Agitatoren 
und Pogromhelden bekamen dieersehnte Handlungsfreiheit. Siebedrohten 
offen alle mit Totschlag, die für die Autonomie des Saargebiets stimmen 
würden, legten Proskriptionslisten der Personen an, die nach der Abstim- 
mung der Verhaftung, der Eigentumskonfiskation, der Entziehung des 
Bürgerrechts usw. unterliegen sollten. In den Pariser politischen Kreisen 
beunruhigten sich nur sehr wenige. Die Mehrheit begann sich bereits jener 
Illusion hinzugeben, der es nach sechs Jahren bestimmt war, Frankreich 
ins Verderben zu stürzen. Es wurde von der Notwendigkeit gesprochen, 
den Nationalsozialisten Zugeständnisse zu machen: sie seien eine wahre 
Volkspartei, und man dürfe ihren »berechtigten Patriotismus« nicht ver- 
letzen. 

Es wurden die feierlichen Erklärungen Hitlers, Goebbels’ und von Papens 
zitiert: Wenn erst das Saargebiet wieder an Deutschland fällt, werden 
beide Völker einen kräftigen Händedruck austauschen. Als im Saargebiet 
offensichtlich wurde, daß von den französischen Militärbehörden nicht 
der leiseste Schutz gegen den faschistischen Terror zu erwarten war und 
daß jedem, der für die Autonomie des Gebiets eintrat, Untergang drohte, 
war die Frage entschieden. Die Volksabstimmung gab das Land in Hit- 
lers Hand. 

Kaum war die Angelegenheit des Saargebiets abgeschlossen, als der 
italienische Minister Baron Aloisi, offenkundig von Hitler inspiriert, 
feierlich verkündete: »Die Entscheidung der Saarfrage ist ein guter Vor- 
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bote für die Ruhe und den Frieden Europas.« Als der italienische Faschist 
das sagte, hatte er bereits Kenntnis von den Worten, die der Vorsitzende 
der deutschen faschistischen Organisation »Deutsche Front« ausgesprochen 
hatte: »Die Eroberung der Saar wird der Anfang zu weiteren Erfolgen... 
sein.« Die Zusammenarbeit der italienischen und der deutschen Faschisten 
begann, nebenbei bemerkt, gerade damit, daß sie einander eifrig halfen, 
England und Frankreich hinters Licht zu führen. 

Die erste Tarnung der Hitlerfaschisten war restlos geglückt. Sie sollte 
nicht die letzte sein. 

Die Bemühungen der Hitlerdiplomatie, die elementarste Vorsicht in 
den breiten Kreisen der französischen Öffentlichkeit einzulullen, wären 
nicht von solchem Erfolg gekrönt gewesen, hätten die französischen 
Machthaber, die Parlamentsführer und ein bedeutender Teil der Gene- 
ralität nicht dazu beigetragen, daß diese Offentlichkeit die klare Vor- 
stellung vom Begriff Hochverrat verlor. In breiten Kreisen der französi- 
schen Bourgeoisie wurde schon nicht mehr die Frage aufgeworfen, ob 
jede beliebige Form der Zusammenarbeit mit den Hitlerfaschisten durch 
die Hoffnung auf ihren künftigen Feldzug gegen die »Bolschewiki« ge- 
rechtfertigt werde. Einige Beispiele genügen, um zu zeigen, welch 
wahrhaft ungeheuerlichen Tatsachen auf dieser Grundlage möglich, ja 
sogar eine Alltagserscheinung im Frankreich der Jahre 1933-1939 
wurden. 

Mit direkter (freilich schamhaft verschleierter) Unterstützung der 
französischen Behörden gelang es der hitlerfaschistischen Botschaft in 
Paris, den systematischen Ankauf erstklassiger Geschütze sowie modern- 
ster Panzer und Maschinengewehre bei dem riesigen französischen 
»Schneider-Creusot«-Werk in die Wege zu leiten und alles wohlbehalten 
nach Deutschland zu bringen. Die Diplomaten, die Ribbentrop nach 
Frankreich schickte, rühmten sich in der Folge, daß dank ihren Bemühun- 
gen nicht nur die Krupp-, sondern auch die tschechischen Skoda-Werke 
und das nach Krupp zweitgrößte Unternehmen in Europa, die französi- 
schen »Schneider-Creusot«-Werke, für die deutsche Wehrmacht gearbeitet 
hätten. Es könnte die Frage aufgeworfen werden, ob es denn möglich 
war, solch eine Angelegenheit geheimzuhalten? Aber das ist es ja gerade, 
daß niemand aus diesen Handelsgeschäften ein Geheimnis machte. Auf 
dem Kongreß der Radikalsozialisten, der Regierungspartei Frankreichs, 
in Vichy erklärte der Abgeordnete Senac, den an der Tagung teilnehmen- 
den Premierminister (und zugleich auch Kriegsminister) Daladier scharf 
ins Auge fassend, vor aller Offentlichkeit, daß die Firma »Schneider- 
Creusot« schon im Sommer 1933 dem deutschen Generalkommando 400 
Panzer verkauft habe, die vollständig unversehrt, nur mit einem kleinen 
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Umweg über Holland, bereits in Deutschland eingetroffen seien. Daladier 
brummelte etwas Unverständliches; aber ein Regierungsdementi erfolgte 
nicht. Die Firma ihrerseits begnügte sich mit einem lendenlahmen Leugnen, 
das kein Mensch ernst nahm. Einige Monate nach dieser Lieferung wurde 
die mit den »Schneider-Creusot«-Werken verbundene Waffenfabrik in 
Arras (Nordfrankreich) in der Presse überführt, einen ganzen Güterzug 
mit Munition, neuen Geschützen und Maschinengewehren, die an Deutsch- 
land verkauft worden waren, abgefertigt zu haben, und zwar unter dem 
Vorwand, es handle sich um eine Bestellung Lettlands und die Waffen 
gingen auf dem Seeweg über Rotterdam dorthin. In Wirklichkeit hatte 
Lettland damit nichts zu schaffen: der Zug fuhr zwar über Belgien nach 
Holland, aber er ging über die Grenzstation Oldenzaal nach Deutsch- 
land weiter, denn die Waffen waren ja von niemand anderem, als der 
Hitlerregierung bestellt worden. Diese Enthüllungen, die erschöpfende 
Einzelheiten enthielten, wurden nicht etwa in der französischen, fast 
ausnahmslos von Hitler gekauften Presse veröffentlicht, sondern in der 
tschechischen Zeitung »Ve£erne Ceske Slovo« vom ı. Februar 1934. 

Weder diese noch andere Enthüllungen hatten für die Schuldigen 
irgendwelche Folgen, und Frankreich versorgte Hitler weiter mit den 
besten Modellen seiner Waffen. Sie sollten ja gegen »Moskaus« eingesetzt 
werden. Und immer wieder versicherte Ribbentrop in vertraulichen Unter- 
redungen wie auch Hitler vor der Öffentlichkeit, daß Deutschland seine 
Westgrenze als endgültig betrachte und daß eine Frage Elsaß-Lothringen 
nicht existiere. 

Dieser einseitige, nur nach dem Westen gerichtete, durch und durch 
verlogene »Pazifismus« der Hitlerdiplomatie trug dazu bei, die letzten 
Möglichkeiten jener »Ostfront« zu vernichten, die Frankreich im Falle 
eines Überfalls seitens Deutschlands hätte helfen können. Auf die Liqui- 
dierung des französisch-sowjetischen Paktes, der faktisch null und nichtig 
gemacht worden war, folgten die Annexion Österreichs, die Auslieferung 
der Tschechoslowakei an Hitler und die restlose Unterordnung der Beck- 
schen Diplomatie unter alle Forderungen Hitlers. »Wo hatten wir unsere 
Augen, als wir alle Wünsche unseres wahren, unseres einzigen Feindes 
demütig erfüllten und mit eigenen Händen alles zerstörten, was uns im 
Osten Hilfe erweisen konnte, was den Feind an dem geplanten Überfall 
auf uns hätte hindern können!« So rief Bois, ein aktiver Mitarbeiter des 
»Petit Parisien«, der nach der Niederlage Frankreichs in London Zuflucht 
gefunden hatte, Ende 1940 in einer englischen Zeitung verzweifelt aus. 
Der künftige Geschichtsforscher, dem genügend dokumentarisches Mate- 
rial zur Verfügung stehen wird, wird wohl eine genaue Antwort auf die 
Frage geben können... 
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Die Hitlerfaschisten mußten aber vorerst noch ein Hindernis aus dem 
Wege räumen. Louis Barthou, der Außenminister Frankreichs, schlug un- 
ermüdlich Alarm. In Europa wiederholte man die Barthou zugeschriebe- 
nen Worte, daß der Feind Frankreichs nicht in Moskau, sondern in Berlin 
stehe. Die Journalisten, die seine Ansichten vertraten, schrieben: »In dem 
künftigen großen Kampf werden wir mit Stalin, gegen Hitler sein.« 
Louis Barthou richtete seinen Blick nach Moskau und erklärte kategorisch, 
er werde mit Moskau einen Vertrag über gegenseitige Hilfe schließen, 
das »östliche Bollwerk« Frankreichs müsse noch durch Abkommen mit 
der Tschechoslowakei und mit Jugoslawien verstärkt werden. Barthou 
trug sich mit umfangreichen Plänen einer Annäherung an Ungarn, dessen 
Versöhnung mit den Ländern der Kleinen Entente und ihrer aller Ver- 
einigung mit Frankreich und der Sowjetunion im Kampf für die all- 
gemeine Sicherheit. König Alexander kündete seine Reise zum Präsi- 
denten der Französischen Republik an: vorgesehen war die Annäherung 
Jugoslawiens und Ungarns durch Vermittlung Barthous. Die Hitler- 


- faschisten kamen zu dem Schluß, daß Louis Barthou ihnen zu gefährlich 


werde. 

Im Herbst 1934 befand sich in Berlin das Hauptquartier von Pavelid, 
dem Kroaten, über den es in den jugoslawischen Gerichtsbehörden ein 
»Dossier« gab, das reichlich mit Auskünften über sein kriminelles Vor- 
leben ausgestattet war. PaveliC und sein Kreis (die Ustaschen) unter- 
hielten dauernd, damals noch geheime, später aber von ihnen offen ein- 
gestandene, Beziehungen zum deutschen Auswärtigen Amt, von dem sie 
finanziert wurden. Ganz offen waren Paveli€ und die Ustaschen in 
Verbindung mit Rosenberg, dem das Außenpolitische Amt der NSDAP 
unterstand. Aus Berlin machte sich denn auch eine Gruppe Ustaschen, 
die von Paveli€ die nötigen Instruktionen erhalten hatten, auf den Weg 
nach Frankreich. Am Abend des 9. Oktober 1934 traf Alexander, der 
König von Jugoslawien, in Marseille ein, wo ihn Louis Barthou im Hafen 
empfing. Auf der Fahrt in die Stadt wurde ihr Automobil von Ustaschen 
aus dem Hinterhalt beschossen, wobei Alexander durch einige Schüsse 
niedergestreckt und Barthou tödlich verwundet wurde. Wenige Stunden 
darauf verschied der französische Minister. 

In Berlin herrschte Jubel. »Das Marseiller Attentat hat alle Fäden des 
Barthouschen Spiels abgerissen; mit dem Tode Barthous sind alle seine 
Pläne endgültig liquidiert«, triumphierten die deutschen Zeitungen. Die 
»Nachtausgabe« drohte allen Nachfolgern Barthous, die seine Politik 
fortzusetzen gedächten, mit dem gleichen Geschick. Die Ermordung 
Barthous, erklärte sie unheilverkündend, ist »eine drohende Warnung 
für alle, die eine Annäherung an Sowjetrußland wünschen«. Organe, die 
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der Hitlerdiplomatie besonders nahestanden, wie das »12-Uhr-Blatt« 
und andere, zählten ohne Umschweife die Punkte auf, in denen der Nach- 
folger Barthous dessen Politik ändern müsse, wolle er nicht dem Toten 
ins Grab folgen; vor allem sei es die »Annäherung Frankreichs an die 
UdSSR, die liquidiert werden muß«. 

Als jedoch einige Pariser Zeitungen ihre Überzeugung zum Ausdruck 
brachten, daß das Marseiller Attentat in Berlin organisiert worden sei 
und daß es nur den Hitlerfaschisten und niemandem sonst nötig war, 
spielte die »Rheinisch-Westfälische Zeitung« die Beleidigte: dürften sich 
denn die Deutschen wirklich nicht über ein Ereignis freuen, selbst wenn 
sie weder an seiner Vorbereitung noch an seiner Durchführung Anteil 
genommen haben?! 

Selten hat der von der Hitlerdiplomatie so gern angewandte indi- 
viduelle Terror ihr solch einen Vorteil gebracht wie die Marseiller Misse- 
tat. Selbst damals, als z.B. Hitler die Ermordung des österreichischen 
Kanzlers Dollfuß verfügt hatte, war der Jubel im Berliner faschistischen 
Lager nicht so groß gewesen. 


Nach der Ermordung Louis Barthous, des einzigen großen Staats- 


mannes Frankreichs, der den verbrecherischen Absichten der Hitlerdiplo- 
matie hätte im Weg stehen können, wurde Laval Leiter der französischen 
Außenpolitik. Unter Laval begann die Arbeit der »Pazifisten« aus dem 
Berliner Staatssekretariat des Auswärtigen Amtes unter so günstigen Be- 
dingungen zu verlaufen, wie sie selbst es sich bisher nicht hatten träumen 
lassen. 

Der französisch-sowjetische Vertrag über gegenseitige Hilfe wurde am 
2.Mai 1935 abgeschlossen; am 16. Mai des gleichen Jahres erfolgte die 
Unterzeichnung des Vertrages zwischen Frankreich und der Tschecho- 
slowakei. Diese beiden diplomatischen Akte waren gewissermaßen ein 
»postumer« Sieg der Politik Barthous, den die »wahnwitzige Vertrauens- 
seligkeit« seiner Landsleute in seinen letzten Lebensjahren schwer be- 
drückte. Die beiden Pakte Frankreichs — mit der Sowjetunion und der 
Tschechoslowakei — sollten eine Schranke gegen den deutschen Aggressor 
aufrichten. Hitlerdeutschland mußte diese Hindernisse um jeden Preis 
beseitigen. Und da greift die Hitlerdiplomatie zu einem neuen Manöver. 
Wie sich erweist, sind alle Kollektivverträge über gegenseitige Hilfe 
der Sache des Friedens nur hinderlich. »Wenn die deutsche Reichsregierung 
im Namen des deutschen Volkes bestätigt, daß sie nichts anderes wünscht 
als den Frieden — so dürfte das genügen. Keinerlei Unterschriften sind 

- nötig.« Der französisch-sowjetische Pakt stelle eine direkte Bedrohung 
des Friedens dar: auf ihn gestützt, würden die Bolschewiki absichtlich 
einen Krieg gegen Deutschland hervorrufen. Die Hitleragenten in Frank- 
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reich wurden angewiesen, ihre Agitation auf folgender Grundlage zu 
treiben: solange der französisch-sowjetische Vertrag existiere, sei ein 
dauerhafter Frieden undenkbar. Sobald aber Frankreich sich von diesem 
Vertrag lossage, sei ein dauerhafter Frieden und mit der Zeit ein festes 
und freundschaftliches Bündnis zwischen Deutschland und Frankreich 
nicht nur möglich, sondern auch gesichert. Während die desorientierten 
politischen Parteien völlige Zerfahrenheit an den Tag legen, macht sich 
Laval die Kopflosigkeit der Kammer zunutze, um den französisch- 
sowjetischen Pakt faktisch zu annullieren, und verhindert viele Monate 
hindurch seine Ratifizierung. Da gibt Ribbentrop, endgültig erkühnt, 
Hitler den Rat, Truppen in die entmilitarisierte Rheinzone einmarschie- 
ren zu lassen, und am 7. März 1936 rücken die deutschen Truppen im 
Rheinland ein. Die Hitlerfaschisten sind sich ihrer Sache nicht ganz ge- 
wiß, und für den Fall, daß von französischer Seite ebenfalls Truppen in 
die Zone einrücken, haben die Generale Anweisung, einem Kampf aus- 
zuweichen und sich zurückzuziehen. Aber nein! Hitlers »Pazifismus« 
klappt einwandfrei: die Franzosen finden sich großzügig mit der voll- 
endeten Tatsache ab. 

Danach vollziehen die Hitlerfaschisten in beschleunigtem Tempo eine 
Annexion nach der andern, eine Gewalttat nach der andern. Und jedes- 
mal verkündet die Hitlerdiplomatie feierlich, Deutschland brauche nur 
noch eine Genugtuung, und der dauerhafte Frieden, der ewige Frieden 
sei gesichert. Nach der Annexion der Tschechoslowakei im Frühjahr 1939 
erfolgte von englischer Seite die verspätete und bereits nutzlose Erklärung 
Neville Chamberlains: »Wir haben das Vertrauen zu Mister Hitler ver- 
loren.« Doch die französische Regierung schwieg auch dieses Mal. Die 
Hitlerfaschisten zogen aus all dem ihre Schlüsse. Die Maske der »Friedens- 
liebe« hatte ihre Aufgabe erfüllt. Jetzt konnten sie die Hitlerdiplomaten 
zum alten Eisen werfen. 

Das Ziel war erreicht. Das deutsche Volk dürfe nicht in den Fehler der 
Vorkriegszeit verfallen und die ganze Welt zu seinem Feinde machen. 
Aber es müsse den allergefährlichsten seiner Feinde erkennen und mit 
konzentrierter Kraft auf ihn losschlagen, schrieb Hitler in »Mein Kampf«. 
Hitler hatte die Gefahr einer »Ostfront« gebannt. »Für Danzig sterben?« 
lautete der Titel einer Broschüre, die Marcel D£at 1939 in Paris heraus- 
gab. Dort wurde ausgeführt, daß es sich für die Franzosen nicht lohne, 
zu Polen zu halten, und daß nichts Schlimmes daran sei, wenn Hitler sich 
endgültig Danzigs bemächtigen werde. Dafür ziehe im Westen der dauer- 
hafte Frieden ein: der Führer »selbst« verspricht es ja! Freilich werde im 
Osten ein neuer Krieg aufflammen, aber der werde sich ja gegen die Bol- 
schewiki richten, und was gingen schon diese die Franzosen an. 
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Die Liquidierung des französisch-sowjetischen Ver- 

Die Tarnung trages, seine faktische Annulierung, wurde durch 

der aggressiven Pläne die breit angelegte Propaganda des Gedankens eines 
Br A Peer »Kreuzzugs gegen die Bolschewiki« erleichtert. Hier- 
en bei sei eine wichtige Etappe in der Geschichte dieser 
UdSSR Propaganda erwähnt. Bereits im Winter 1934/35 
überzeugten sich Hitler und sein Gefolge, daß der 

Meuchelmord an Louis Barthou zwar geglückt, daß er jedoch nicht ohne 
Nachfolger verschieden war: in gewissen Kreisen Frankreichs widersetzte 
sich das Gefühl der nationalen Selbsterhaltung weiterhin einer so offen- 
kundig verderblichen Idee wie der Vernichtung des französisch-sowjeti- 
schen Vertrages. Es wurde beschlossen, Laval zu helfen und ihm ein 
Argument in die Hand zu spielen, das geeignet wäre, dem Schwanken 
seiner Landsleute ein Ende zu machen. Im Mai 1935 wurde Ribbentrop 
zum außerordentlichen und bevollmächtigten Botschafter Deutschlands 
in London ernannt. Seine Hauptaufgabe war, die britische Regierung 
für den Plan eines Feldzugs gegen Moskau zu gewinnen. Kaum in 
London angelangt, setzte Ribbentrop selbst dieses Gerücht weit in Um- 
lauf. Die Zeitungsredakteure, die Parlamentsabgeordneten, der Hof, die 
Aristokratie, die City — alles war interessiert. Ribbentrop erklärte sich 
mit größtem Vergnügen bereit, sich von den Londoner Presseleuten inter- 
viewen zu lassen. Am 23. Juni 1935 empfing er die Journalisten. Er legte 
vor ihnen mit aller Klarheit sein Ziel dar. Er erklärte, England, Frank- 
reich, Deutschland und andere europäische Staaten müßten vereint sein 
in ihrem Bestreben, die Kultur der Alten Welt zu verteidigen. Eine 
wütende Sowjethetze, die ihren Ursprung ganz offen in der deutschen 
Botschaft in London hatte und reichlich aus Sonderfonds genährt wurde, 
überflutete in breiter Welle das Land. Neben dieser Bearbeitung der 
öffentlichen Meinung lief auch erfolgreich eine verborgenere, vertrau- 
lichere, rein diplomatische Agitation, die das Einfangen der Machthaben- 
den, der verantwortlichen Politiker zum Ziele hatte. In Frankreich be- 
eilten sich die Anhänger der »Versöhnung« mit Hitler, den günstigen 
Moment zu nutzen. Bereits Ende 1935 brachten Pierre Laval, Flandin 
u.a. in »Couloir«-Gesprächen mit Mitgliedern der Kammer und des 
Senats, ihre Presse aber in Artikeln und Meldungen, die von vielsagenden 
Andeutungen strotzten, ein neues, sensationelles Argument vor. Sie führ- 
ten aus, daß das Bestehen des französisch-sowjetischen Vertrages un- 
weigerlich England zwingen werde, ein Abkommen mit Deutschland 
einzugehen und gemeinsam über Frankreich herzufallen. In diesem Falle 
könne die Sowjetunion selbst beim besten Willen den Franzosen nicht 
rechtzeitig zu Hilfe kommen. Also fördere jeder, der am französisch- 
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sowjetischen Vertrag festhält, die Entfesselung eines neuen Weltkrieges. 
Dieser hartnäckig wiederholte Gedanke spielte eine ernste Rolle bei der 
endgültigen Liquidierung des französisch-sowjetischen Vertrages. Das 
nächste Ziel des Hitlerschen »Pazifismus« war somit erreicht. 

Pierre Laval und seine Spießgesellen bahnten dem Hitlerfaschismus, 
der seine Vorherrschaft in Westeuropa aufrichten wollte, erfolgreich den 
Weg. Dabei erwies der künstliche Nebel des »Kampfes gegen den Bolsche- 
wismus« der Hitlerdiplomatie weiterhin ernste Dienste. Hitlers Helfers- 
helfer in Frankreich suchten darzulegen, daß Deutschland auf Kosten 
des Ostens zufriedengestellt werden müsse: das werde dem Westen zwei 
Gewinne zugleich einbringen. Einerseits werde der Appetit des deutschen 
Faschismus auf lange Zeit hinaus gestillt sein; andrerseits — je weiter 
der Hitlerfaschismus nach Osten vorrücke, um so geringer werde die 
»bolschewistische Gefahr« für Europa. 

Es wird einmal die Zeit kommen für eine systematische, mit Doku- 
menten belegte Analyse der höchstkomplizierten Verkettung von Fehlern, 
Selbstverblendungen, Akten direkten Verrats und Außerungen von Kopf- 
losigkeit, Feigheit und Niedertracht, mit einem Wort, von all dem, was 
in den Jahren 1936-1940 den so schmachvollen Zusammenbruch des 
unglücklichen Frankreich vorbereitet und dann auch herbeigeführt hat. 
Erst dann wird sich das düstere, widerwärtige Bild der Tätigkeit der 
Hitlerdiplomatie und ihrer Helfershelfer in Frankreich in seiner ganzen 
Vollständigkeitenthüllen. »Zum Glück denkt Herr Hitler an die Ukraine!« 
gratulierte am 23.Dezember 1938 das offiziöse Blatt des französischen 
Außenministeriums, der »Temps«, überschwenglich seinen Lesern. Der 
Gedanke, daß Hitler dem Westen gegenüber friedfertig eingestellt 
sei und kriegerisch nur dem Osten gegenüber, wurde von den einfluß- 
reichsten Blättern der französischen Presse aufs eifrigste propagiert. Es 
erübrigt sich, über die sogenannte große französische Presse mit ihren 
Millionenauflagen zu sprechen: sie war fast ausschließlich von Hitler auf- 
gekauft. Doch gab es auch nicht wenige persönlich ehrliche Publizisten, 
die keine Gelder aus der deutschen Staatskasse bezogen und sich dennoch 
vom »Pazifismus« dieser verhängnisvollen Jahre der französischen Ge- 
schichte blenden ließen. »Man darf Hitler gegenüber nicht unnachgiebig - 
sein. Im Gegenteil, man muß Deutschland geben, worauf es ein Recht 
hat«, schrieb im Jahre 1935 der Journalist Allain, wobei er die Gelüste 
des Hitlerfaschismus im Osten meinte. Dieser Allain war ein typischer 
Vertreter des beschränkten, bourgeoisen, spießerischen »Radikalismus« 
und »Pazifismus mit Korrektur«, wie damals schon eine solche Geistes- 
richtung benannt wurde: ein Gemetzel im Osten, die Invasion von Hitler- 
banden in Sowjetrußland — das sei doch kein Krieg, das sei der »all- 
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gemeine Frieden mit den unvermeidlichen Polizeihandlungen im Osten, 
wo in der T’at mit dem bolschewistischen Chaos Schluß gemacht werden 
muß«. Lehrreich sind die Worte eines würdigen Freundes Daladiers, des 
französischen Geschichtsforschers Professor Edouard Driault, die am 
1. Juni 1940, d.h. anderthalb Wochen bevor die Deutschen in Paris ein- 
zogen, gedruckt wurden. Er schrieb in der Zeitschrift »Revue des &tudes 
napol&oniennes«: »Dies ist mein politischer Traum für das Jahr 1940 
nach Christi Geburt: Daladier und Chamberlain geben Hitler Rußland 
bis Wladiwostok, und alle sind zufrieden.« i 

» Jede deutsche Hausfrau wird Erleichterung verspüren, wenn wir den 
Ural, Sibirien und die Ukraine bekommen«, rief Hitler selbst auf dem 
Nürnberger Parteitag der Nationalsozialisten im Jahre 1936 aus. Dieser 
Gedanke beruhigte nicht allein die deutschen Hausfrauen, sondern auch 
viele Hausherren der westeuropäischen Diplomatie. Diese Selbstberuhi- 
gung erwies sich als trügerisch, zu teuer mußten in der Folge die verhäng- 
nisvollen diplomatischen Fehler bezahlt werden. All die Anspornungen 
der faschistischen Mächte (in Europa — zum Feldzug nach dem Osten, in 
Asien — zur Vorwärtsbewegung »nördlich der Mandschurei«), all die 
großzügigen Bekenntnisse, man müsse sich doch in die Lage der »über- 
völkerten« Staaten hineindenken, welche »freie« Ländereien zwischen dem 
Dnjestr und Wladiwostok suchen, endeten auf die furchtbarste Weise für 
dieselben westeuropäischen Diplomaten, die die Pläne eines beliebigen 
Landraubes so leicht nahmen, solange er sich nur gegen den »Bolsche- 
wismus« wandte. 

Das Schlagwort »Kampf gegen den Bolschewismus« wurde nicht nur 
in Europa, sondern auch in Asien gebraucht. Es sei bemerkt, daß von allen 
»Achsen«mächten Japan über die Diplomatie verfügte, die am bedach- 
testen und berechnendsten ans Werk geht. Weit seltener als die Methode 
der Tarnung ihrer wahren Ziele durch die verschiedensten frei erfundenen 
Motive wendet sie die Methode der Einschüchterung des Gegners an. Ende 
der sechziger Jahre des 19. Jahrhunderts, beim Anbruch der »Ära Mutsu- 
hito«, d.h. zu Beginn der »Europäisierung« Japans, trifft in Tokio eine 
aus Paris angeforderte Gruppe französischer militärischer und technischer 
Sachverständiger und Instrukteure ein. Von der Furcht bewogen, die 
»weißen Teufel« würden keine große Lust bekunden, bei der Schaffung 
einer starken japanischen Armee mitzuhelfen, verbreitet man mir orienta- 
lischer Vorsicht in aller Stille das Gerücht, Japan rüste eigentlich nur, um 
sich vor der drohenden englischen und amerikanischen Expansion zu 
schützen. Also kann Seine Majestät, Kaiser Napoleon III., bedenkenlos 
seine Instrukteure den Japanern zur Verfügung stellen. Doch dann kommt 
das Jahr 1870, Sedan, Gravelotte, Metz... Das Prestige der französischen 
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Armee schwindet rapid. Da werden die französischen Instrukteure unter 
Entschuldigungsreden ob der Beunruhigung, mit Bücklingen und reich- 
lichen Abfindungssummen für die Vertragsbrüche eiligst nach Hause kom- 
plimentiert, und aus Berlin werden neue, deutsche Instrukteure angefor- 
dert. Und sogleich wird eine neue Version in Umlauf gesetzt zur Beruhi- 
gung der »weißen Teufel«, diesmal nicht mehr der Pariser, sondern der 
Berliner: Japan brauche eine Armee, um sich nicht nur vor England und 
Amerika, sondern auch vor Frankreich zu schützen. Die einzige Groß- 
macht, die keine Ansprüche im Stillen und im Indischen Ozean geltend 
mache, sei Deutschland. Wie sollte also Japan nicht mit Deutschland 
Freundschaft halten? Doch es vergehen 25 Jahre. Die ganze politische 
Lage ändert sich bis zur Unkenntlichkeit. Die »weißen Teufel« sind schon 
längst zu »hohen vertragschließenden Parteien« geworden, unter denen 
der Sohn der Sonne sich seine Freunde nach Geschmack aussuchen kann. 
Aber drei »hohe Parteien« hatten sich gerade im Jahre 1895 verständigt 
und Japan einen Teil seiner Kriegsbeute nach dem japanischen Sieg über 
China abgenommen. Mit diesen drei Mächten — Rußland, Deutschland 
und Frankreich — wird die japanische Diplomatie in der Folge abrechnen. 
Die beiden Großmächte, die an dieser diplomatischen Aktion gegen Japan 
nicht beteiligt waren — England und Amerika —, kamen gewissermaßen 
in zweiter Linie dran: mit ihnen wird Japan erst im Dezember 1941 einen 
bewaffneten Kampf aufnehmen. Erinnert man sich, wie die diploma- 
tische Lage war, als diese fünf Kriege gegen alle fünf Großmächte aus- 
brachen und von Japan geführt wurden, so kann man konstatieren, daß 
die japanische Diplomatie, mit einer einzigen Ausnahme, beharrlich be- 
müht war, ihre Annexionsziele zu bemänteln. Dabei schob sie stets die 
gleichen Motive der Abwehr vor, die sie bereits in den weit zurückliegen- 
den Jahren der Schaffung einer europäisierten Armee und des Engage- 
ments von Instrukteuren angeführt hatte. 

Anfang des zo. Jahrhunderts fährt Marquis Ito nach Petersburg, um 
sich mit den russischen Diplomaten über die Aufteilung chinesischer Be- 
sitzungen zu verständigen. Doch die Sache scheitert. Da wird ein englisch- 
japanisches Bündnis in die Wege geleitet, und im Jahre 1904 überfallen 
japanische Torpedoboote ohne Kriegserklärung die russischen Kriegs- 
schiffe »Pallada«, »Zesarewitsch« und »Retwisan«. Der Beweggrund ist 
gar nicht die Annexion Koreas, Port Arthurs und der Mandschurei, son- 
dern der »Schutz Japans vor den russischen Gewalttaten und Drohungen«. 
Die erste Etappe ist beendet. Es beginnt die zweite. August 1914. Nach- 
dem sie die Kräfte beider feindlichen europäischen Koalitionen abge- 
wogen, schlägt sich die Tokioer Regierung auf die Seite derer, die, wie ihr 
scheint, mehr Chancen auf den Sieg haben. Im Arbeitskabinett des Reichs- 
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kanzlers Bethmann Hollweg erscheint das zierliche Figürchen des japa- 
nischen Botschafters. Er ersucht, ein ärgerliches Hindernis zu beseitigen: 
die Krupp-Werke wie auch die »Vulkan«-Werkstätten bringen voll- 
ständig fertiggestellte japanische Bestellungen — Geschütze und Panzer- 
platten — nicht zur Auslieferung, weil das deutsche Gesetz eine solche 
Auslieferung an ausländische Regierungen seit dem Kriegseintritt Deutsch- 
lands untersagt. Dabei brauche doch Japan diese Bestellungen so schnell 
als möglich, da es sich zum Krieg »gegen eine Großmacht« anschicke, wie 
der Botschafter, vielsagend lächelnd, hinzufügt. Außer sich vor Freude gibt 
Wilhelm II. sofort Anweisung, den Japanern alles auszuliefern, was sie 
wünschen. Gesagt — getan. Die Bestellungen werden nach Japan abge- 
sandt. In Deutschland herrscht Jubel: klar, daß der Überfall Japans auf 
Rußland nicht in weiter Ferne liegt. Unter den Linden umringt eine be- 
geisterte Menschenmenge das Automobil des japanischen Botschafters und 
schreit: »Banzai!« Der Botschaftsrat im Automobil schwenkt seinen Hut 
und antwortet: »Banzai!» 

Dann aber kommt der 15. August. Der japanische Botschafter erscheint 
bei Bethmann Hollweg und teilt ihm eine peinliche Neuigkeit mit: er 
habe soeben aus Tokio den Befehl erhalten, Deutschland ein Ultimatum 
vorzulegen. Deutschland müsse unverzüglich das von ihm besetzte Gebiet 
Chinas räumen. Im Weigerungsfall — Krieg. Hier waren schon alle 
Masken gefallen. Im Gegenteil, die Note zeichnete sich durch eine so 
betonte Grobheit aus, wie sie den japanischen diplomatischen Gepflogen- 
heiten gar nicht eigen ist. Als Staatssekretär von Jagow sich in den Wort- 
laut der japanischen Note aufmerksam hineinlas, kam sie ihm plötzlich 
merkwürdig bekannt vor. Schließlich teilte er dem Kanzler Bethmann 
Hollweg seine interessante Entdeckung mit: es stellte sich heraus, daß diese 
japanische ultimative Note von 1914 eine bis aufs i-Tüpfelchen genaue 
Kopie der schroffen Note war, die Deutschland 1895 an Japan gerichtet 
hatte mit der Forderung, auf den Friedensvertrag von Shimonoseki zu 
verzichten. In der französischen und der amerikanischen Presse wurde 
später mitgeteilt, daß Wilhelms II. Raserei maßlos war — das gleiche 
Gefühl teilten alle deutschen Nationalisten. Im Berliner Polytechnikum 
in Charlottenburg wurde eine charakteristische Bekanntmachung mit der 
Unterschrift des Direktors angeschlagen, der dann auch ähnliche Anzeigen 
in anderen deutschen Hochschulen folgten: »Russische, englische und fran- 
zösische Staatsangehörige werden für die Kriegsdauer nicht immatriku- 
liert, japanische Staatsangehörige — nie.« 

So rächten sich die deutschen Nationalisten an Japan in ihrer Empörung 
für den Hohn der japanischen Diplomatie, die den Kaiser mit der Finte 
eines Krieges gegen Rußland geködert hatte. Doch die Vertreter der japa- 
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nischen Diplomatie selbst leugneten mit todernsten Gesichtern, daß ein 
Betrug ihrerseits vorliege. Der Botschafter habe ja nur gesagt, daß Japan 
sich zum Krieg »gegen eine Großmacht« anschicke. Sei Deutschland denn 
keine Großmacht? 

Es vergingen Jahrzehnte, die Jahrhunderten gleichkamen; wieder hatte 
sich alles in Europa und in Asien geändert. An Stelle des zaristischen Ruß- 
lands stand nunmehr die Sowjetunion Japan gegenüber. 1938 unterlief 
der japanischen Diplomatie ein Fehler, an dem Shigemitsu, der damalige 
japanische Botschafter in Moskau, nicht wenig Schuld trug. Shigemitsu, 
bei dem der Wunsch Vater des Gedankens war, unterschätzte die sowje- 
tischen Streitkräfte. Seine Illusionen wurden auch von einigen einfluß- 
reichen Persönlichkeiten in Tokio geteilt, die alle Warnungen der nüch- 
ternen japanischen Staatsmänner in den Wind schlugen. Chassan und 
Chalchin-Gol brachten die allzu heißblütigen Militaristen zur Besinnung 
und zwangen sie, eine Zeitlang von gewagten Provokationen Abstand zu 
nehmen. 

Damals war es auch, daß zwei »erhabene« Ideen in die Welt gesetzt 
wurden, welche die durchaus irdischen und bei weitem nicht uneigennützigen 
Ziele Japans, nämlich eine möglichst breite Ausdehnung und Verankerung 
der japanischen Herrschaft im ganzen Ostteil Asiens, bemänteln sollten. 
Die erste dieser Ideen war der »Kampf gegen die Komintern«, die zweite 
kam in dem kurzen Schlagwort » Asien den Asiaten« zum Ausdruck. Die 
erste Losung richtete sich gegen die Sowjetunion; ihre Verkünder konnten, 
wie ihnen schien, auf die Sympathie der kapitalistischen Großmächte 
Europas und Amerikas rechnen. Die zweite Losung — »Asien den 
Asiaten« — wurde in Bälde in Japan selbst als politisch unzulänglich ver- 
worfen und durch eine andere Losung ersetzt: »Vereinigung der Völker 
der gelben Rasse«. In dieser Form wandte sie sich in erster Linie gegen 
England. Es gab eine Zeit — unter Präsident Hoover —, da man im 
Weißen Haus in Washington nicht der Meinung war, daß eine Vereini- 
gung der Völker der gelben Rasse die Interessen der Vereinigten Staaten 
irgendwie wesentlich berühren könnte. Hoover sah im letzten Jahre seiner 
Präsidentschaft, 1931, keinen Grund zur Besorgnis, um so weniger, als er 
meinte, die japanische Expahsion richte sich nach Norden. Mit der Zeit 
zeigte es sich jedoch, daß die Vereinigung der Völker der gelben Rasse in 
Tokio keineswegs in Form eines Bundes gleichberechtigter Staaten oder 
in Form einer freien Föderation gedacht war, sondern als eine einheitliche, 
streng zentralisierte Macht, die durch entsprechende Behörden von Tokio 
aus geleitet wird. Dieser Erkenntnis wurde schließlich auch in den Ver- 
einigten Staaten Rechnung getragen. 

Besonders in Betracht gezogen wurde dabei, daß der Süden Chinas die 
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Japaner sichtlich mehr interessierte als der Norden. Das wurde bereits im 
Jahre 1933 ganz offensichtlich. Nichtsdestoweniger hat die erste, die Anti- 
kominternlosung lange Zeit hindurch der japanischen Diplomatie in ihrer 
Asienpolitik wesentliche Dienste geleistet. Zur Zeit der KabinerteBaldwin 
und Neville Chamberlain war die Mehrheit der konservativen Presse wie 
der konservativen Abgeordneten im britischen Parlament der Meinung, 
die »Achsen«mächte, die den Antikomintern-Pakt geschlossen hatten, 
würden »Indochina, Siam (Thailand), Birma und Indien vor den kommu- 
nistischen Fluten aus dem Osten und dem Norden schützen«. So sprach 
sich einmal im Jahre 1937 die » Japan Times« aus, die in Tokio erschien, 
der englischen Botschaft aber sehr nahestand. JaRRN, 

Erst im Jahre 1941 wurde diese Losung, die ihre Schuldigkeit getan 
hatte, als unnötig ausrangiert, und Japan begann die Früchte einzu- 
heimsen, die seine Diplomatie vor langer Zeit gesät und eifrig großgezogen 
hatte. Gegen Frankreich führte Japan keinen eigentlichen Krieg. Die Re- 
gierung von Thailand erhob einfach im Namen der Völker der gelben 
Rasse Anspruch auf das Gebiet Asiens und machte mit Hilfe einiger 
japanischer Abteilungen der französischen Herrschaft in Indochina fak- 
tisch ein Ende. Mit England und den Vereinigten Staaten kam es zum 
Krieg. Als dieser Krieg im Dezember 1941 ausbrach, begann man ın 
Tokio wieder von der Befreiung der gelben Rasse zu sprechen. 

Eine Variante der scheinpazifistischen Taktik war 
a ag äer stets das Prinzip »Lokalisierung der Konflikte«, das 
Konliktön re Aug " angeblich im Namen der Menschlichkeit und im 
getarnten Ziel,dem Interesse der Einschränkung des Blutvergießens ver- 
Aggressor diesukzessive kündet wurde. h 
Niederschlagung der ins In der Geschichte der Diplomatie wurde diese 
Auge gefaßten Opfer zu |, .hode am häufigsten angewandt, wenn es galt, die 
.. Vorbereitung eines Überfalls auf ein ins Auge ge- 
faßtes Opfer zu tarnen und seine Wachsamkeit einzuschläfern. Der 
 Aggressor schlug einem der etwaigen Gegner einen Anteil an der künftigen 
Beute vor: damit gedachte er ihn unschädlich zu machen, solange der 
geplante Überfall auf den anderen Gegner im Gange sein werde. 

Als Bismarck in den Jahren 1863-1864 den Überfall auf Dänemark 
vorbereitete, hatte er nichts gegen die Teilnahme Österreichs an diesem 
Kriege; im Gegenteil, er erklärte sich im voraus bereit, ihm einen Teil der 
Beute (Holstein) abzutreten. Wie bekannt, hatten dann die Österreicher 
das Nachsehen und gingen leer aus; nicht genug damit, Bismarck begann 
sogar den Krieg gegen Österreich selbst. Als Napoleon I. 1809 zum Krieg 
gegen Osterreich rüstete, wollte er Alexander I. für sein Vorhaben ge- 
winnen, indem er ihm das österreichischeGalizien versprach. Das hinderte 


(4 


Mal, BR A „ “ tar, ER a er Te 
ER SEE ya HE a RASSE rare 
N Se he / Panhaatı Kan 35 f - 
Bi u N x 4 


} Die Propaganda der »Lokalisierung der Konfliktes usw. 831 


ihn keineswegs, 1812 gegen das gleiche Rußland Krieg zu beginnen. Am 
29. Juli 1914, als Wilhelm II. und Bethmann Hollweg sich immer noch 
nicht im klaren waren, ob England am Kriege teilnehmen werde oder 
nicht, beschlossen sie ganz plötzlich, England eine hohe Abstandssumme 
vorzuschlagen: in höchst durchsichtigen Ausdrücken, die mündlich von 
Lichnowsky erläutert wurden, verhießen sie England für seine Neutralität 
eine gütliche Teilung der französischen Kolonien. Edward Grey ging dar- 
auf nicht ein. Er gebot sogar dem englischen Botschafter in Berlin, Sir 
Edward Goschen, die Erklärung abzugeben (am 29. Juli), daß Groß- 
britannien es als »ewige Schmach« empfinden würde, wenn es an einem 
derartigen Geschäft teilnähme. 

In der Praxis der Hitlerdiplomatie nahm die »Friedensliebe« sehr oft 
einen solchen »partiellen« Charakter an. Das bezeichnete man eben als 
Forderung einer »Lokalisierung der Konflikte«. Nebenbei bemerkt hatten 
die Hitlerfaschisten diesen Terminus, wie auch vieles andere, dem Wilhel- 
minischen Deutschland entlehnt. Gerade unter Berufung auf ihren Wunsch, 
den »europäischen Frieden zu erhalten«, hatten Bethmann Hollweg und 
Staatssekretär von Jagow seit den ersten Tagen des österreichisch-serbischen 
Konflikts im Juli 1914 ohne Unterlaß von der Notwendigkeit gesprochen, 
ihn zu »lokalisieren«, damit Österreich und Serbien ihn ohne Eingreifen 
einer dritten Macht als Zweikampf beginnen und auch beenden könnten. 
Vor aller Welt und in vertraulichen Verhandlungen verfocht die Hitler- 
diplomatie hartnäckig die Idee der »Lokalisierung der Konflikte«. Wer 
ist der wahre Friedensfreund? Etwa solche Politiker, die, gleich dem ver- 
storbenen Barthou, Frankreich zu einem Bündnis mit den Bolschewiki 
verleitet hatten? Wenn Hitler in berechtigter Notwehr einen Krieg gegen 
die UdSSR beginnen sollte, würden die Franzosen auf Grund des Ver- 
trages unverzüglich auch einen Krieg gegen Deutschland unternehmen 
müssen. Indessen hege doch aber Hitler keinen größeren Wunsch, als mit 
Frankreich in Frieden und Einvernehmen zu leben! Ein wahrer Friedens- 
freund sei ein Laval, der Frankreich vom »Alpdruck des Bündnisses mit 
dem revolutionären Osten« befreite; sei ein Flandin, der Hitler demon- 
strativ zu der geglückten Erwerbung der Sudeten telegraphisch gratu- 
lierte. Und Laval wie Flandin, D£at und alle ihresgleichen wollten auch 
den künftigen deutsch-sowjetischen Konflikt lokalisieren, um ihr Land 
vor unnützem Blutvergießen zu bewahren!... Also sprachen sie. 

Als die faschistische italienische Regierung den Krieg anzettelte, um 
Abessinien an sich zu reißen, waren alle Bemühungen Mussolinis und seines 
Außenministers Ciano vor allem darauf gerichtet, diesen Konflikt zu 
»lokalisieren«. Mit anderen Worten, die englische und die französische 
Diplomatie sollten überzeugt werden, daß der entfesselte Krieg sie in. 
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keiner Weise berühre und daß ein Eingreifen den Kriegsschauplatz un- 
nötig erweitern und zu überflüssigem Blutvergießen führen werde. 
Interessant ist die Tatsache, daß Mussolini am 2. August 1928 einen 
Freundschaftsvertrag mit Abessinien schloß, indes er in aller Stille zum 
Überfall auf Abessinien rüstete und bemüht war, alle Voraussetzungen 
für eine künftige »Lokalisierung« dieses Krieges zu schaffen. Seither war 
die italienische Diplomatie bemüht, England und Frankreich, denen allein 
sie im Roten Meer und bei ihren afrikanischen Plänen Rechnung trug, die 
Überzeugung beizubringen, daß nunmehr alle abessinischen Fragen sozu- 
sagen eine Familienangelegenheit zwischen Abessinien und Italien seien. 
Die englische Regierung betrieb zu jener Zeit Italien gegenüber eine Politik 
der Zugeständnisse. Premierminister Baldwin äußerte sich sogar gelegent- 
lich, daß es vom Standpunkt der höheren politischen Interessen Europas 
und der Erhaltung des Friedens schädlich wäre, Mussolinis Ansehen in den 
Augen des italienischen Volkes zu untergraben, was im Falle des Scheiterns 
seiner Außenpolitik unweigerlich eintreten würde. Der Duce natürlich 
nahm die so wohlwollende Einstellung Londons eiligst zur Kenntnis und 
legte sich nun, der erwünschten »Lokalisierung« schon sicher, in seinen 
Handlungen keinen Zwang mehr auf. 1935 fielen die Italiener schließlich 
ganz offen, und ohne einen Vorwand vorzubringen, über Abessinien her. 
Es erwies sich, daß alle ihre Berechnungen in Erfüllung gingen: der Kon- 
flikt war stabil »lokalisiert«, und Abessinien war verloren. Höchst charak- 
teristisch ist, daß’zu jener Zeit der französische Außenminister Pierre 
Laval fast als der Hauptherold für die Notwendigkeit einer absoluten 
»Nichteinmischungs«politik auftrat. Vergebens wies die Opposition dar- 
auf hin, daß die italienische Aggression in Abessinien die französischen 
nationalen Interessen unbedingt gefährde; vergebens warnte sie, daß eine 
völlige Straflosigkeit dieses Überfalls auch andere faschistische Diktatoren 
zu ähnlichen Handlungen in Europa selbst ermuntern werde; erfolglos 
schlug sie Alarm über die Gefahr, die den französischen Besitzungen in 
_ Ostafrika seitens Italiens drohte. All das wurde von Pierre Laval mit 
der Begründung abgetan, daß Mussolini den vernünftigen Wunsch hege, 
das Blutvergießen zu »lokalisieren«, und daß es ungebührlich sei, ihn bei 
diesem löblichen Vorhaben zu stören. Es war auch der gleiche Laval, der 
alle Schein»repressalien« des Völkerbundes gegen den Aggressor zunichte 
und lächerlich machte. Faktisch hatte die faschistische italienische Regie- 
rung im Überfluß das ganze Erdöl aufgekauft, das sie für den Krieg gegen 
Abessinien brauchte; als sie dann den Ankauf von Erdöl einstellte, weil 
es nicht mehr benötigt wurde, erklärte Laval, Frankreich sperre von nun 
an den Verkauf von Erdöl an Mussolini. (Am merkwürdigsten ist, daß 
zu jener Zeit in Frankreich bereits kein Faß Erdöl mehr aufzutreiben 
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war, um es gelegentlich loszuschlagen: alles war an Italien verkauft 
worden.) 

Die Ausschlachtung von Uneinigkeit und Zwietracht 

Br ee im Innern des Landes, das überfallen werden soll, 
Zwietracht im Lager des a7 eine der Grundlagen der diplomatischen Weis- 
Gegners durchden heit lange vor Machiavelli. Bekanntlich maß der ita- 


Aggressor aemane er diesem Mittel gewaltige Bedeutung 
iund empfahl es auf jede erdenkliche Weise sei 
Schülern und Nachfolgern. s a 


‚Um nicht in ferne Zeiten zurückzuschweifen, genügt es, an die - 
zeichnendsten Beispiele seitdem 17. Jahrhundert Eu eh: let 
hielt fast dreißig Jahre hindurch, von 1660 bis zur zweiten englischen 
Revolution Ende 1688, alle Fäden der englischen Politik in seiner Hand. 
Das hatte seinen einfachen Grund: er ließ den beiden letzten Königen aus 
dem Hause Stuart — Karl II. und Jakob II. — regelmäßig sehr große 
Geldzuwendungen zukommen. Dadurch schwächte er ihre Abhängigkeit 
vom Parlament. All diese langen Jahre hindurch richtete sich die englische 
Außenpolitik nach den Weisungen und Interessen der französischen 
Diplomatie. Erst die Revolution von 1688, die Jakob II. stürzte, befreite 
England von diesem faktischen Vasallentum. Im 18. Jahrhundert gab es 
eine Unmenge Beispiele sowohl geheimen als auch offenen Eingreifens der 
Diplomatie in die inneren Angelegenheiten eines fremden Reiches, um den 
einen oder den anderen Teil ihres Gebietes an sich zu bringen. So ging 
Peter 1: hinsichtlich Persiens in den Jahren 1721-1723 vor; so arbeiteten 
die französische und die russische Diplomatie in den dreißiger Jahren des 
18. Jahrhunderts in Polen; eine solche Politik betrieben Österreich, Preußen 
und Rußland unter Katharina II. in bezug auf Polen. Alle drei Teilungen 
Polens waren von der Diplomatie der drei benachbarten Großmächte 
durch ständiges Lavieren zwischen den rivalisierenden polnischen Parteien 
und durch künstliches Schüren ihres inneren Haders äußerst geschickt vor- 
bereitet worden. Interessant ist, daß es die Diplomatie sowohl im 17. als 
auch im 18. Jahrhundert gewöhnlich überhaupt nicht für notwendig be- 
fand, ihr Eingreifen in die inneren Angelegenheiten fremder Länder mit 
irgendwelchen erhabenen Zielen oder Prinzipien zu bemänteln. Erst seit 
der Französischen Revolution begann die eifrige Tarnung dieser Ein- 
mischung durch verschiedenste hohe »prinzipielle« Ziele. 

Jedesmal, wenn Kaiser Nikolaus I. im 19. Jahrhundert in die inneren 
Verhältnisse der Türkei eingriff, um dieses Reich zu zerstückeln, schützte 
er gern die Verteidigung der christlichen Untertanen des Sultans als Be- 
weggrund vor. Er war in dieser Beziehung weniger offen als sein Vater 
Paul I. Auf den Rapport Rostoptschins, in dem die Rede davon wa 
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daß die Griechen selbst gern unter das Zepter des russischen Selbst- 
herrschers treten würden, schrieb Paul: »Man kann sie auch treten lassen.« 
Ganz zum Ende des 19. Jahrhunderts bereiteten Joseph Chamberlain, 
der englische Kolonialminister im Kabinett Lord Salisburys, und sein 
Kollege Cecil Rhodes den Eroberungskrieg Englands gegen die Buren so- 
wie die Einverleibung Transvaals und des Oranjefreistaates in das Britische 
Reich vor, indem sie beharrlich in die inneren Angelegenheiten der beiden 
Burenrepubliken eingriffen und den Kampf zwischen der einheimischen 
Burenbevölkerung und den Einwanderern (Uitlanders) schürten. 
Geschickt machte sich Bismarck die Antagonismen, die im politischen 
Leben Italiens herrschten, zunutze, um ein schweres und verwickeltes 
diplomatisches Ziel zu erreichen. 
Der italienische König Humbert I. übernahm die Initiative in einer 
Angelegenheit, in die Fürst Bismarck Italien arglistig und konsequent 
stieß. Hier enthüllt sich ein interessantes Beispiel dafür, wie Bismarck es 
fertigbrachte, die Vertreter der italienischen politischen und sozialen Re- 
aktion, die auch der König selbst in seiner Person verkörperte, auszu- 
nutzen. Es handelte sich darum, daß Humbert und sein Hof sich schon 
seit langem von den ihnen unsympathischen revolutionären Traditionen, 
den Erinnerungen an Garibaldi und den Volksbefreiungskampf ein für 
allemal frei machen — mit einem Wort, jede Verbindung zu der jüngsten 
Vergangenheit abbrechen wollten, da in den Jahren der Einigung Italiens 
Humberts Vater, König Viktor Emanuel, blutenden Herzens die Dienste 
der »Revolutionäre« in Anspruch nehmen mußte. Als daher die Annexion 
"Tunesiens durch Frankreich einen Vorwand zur Annäherung Italiens an 
das Deutsche Reich bot, ging Humbert mit größter Bereitwilligkeit auf 
die verführerischen Annäherungsgesten Bismarcks ein. Wie ganz Europa, 
wußte auch Humbert ausgezeichnet, daß es gerade Bismarck war, der 
Frankreich zur Eroberung Tunesiens angespornt hatte, doch ließ sich der 
König dadurch nicht abschrecken. Die Schwierigkeit bestand darin, daß 
die liberalen Kreise Italiens gar nicht gewillt waren, die traditionellen 
Bindungen mit Frankreich zu lösen, das so viel für die Vereinigung Ita- 


liens getan hatte. Sie befürchteten ganz entschieden gerade das, was. 


Humbert so verlockend schien: die Annäherung an das reaktionäre 
Preußentum. Der Monarch selbst führte unter dem Siegel strengster 
Verschwiegenheit sehr aktive Verhandlungen mit Bismarck, der dem 
König suggerierte, daß zuerst die Tat zu erfolgen habe und dann das 
Volk vor die vollendete Tatsache gestellt werden müsse. Schließlich er- 
reichte Bismarck, daß Humbert sich entschloß, dem Erbfeind Italiens, 
dem österreichischen Kaiser, eine Freundschaftsvisite in Wien abzu- 
statten. Als die ersten Gerüchte über die bevorstehende Reise Humberts 
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nach Wien in der Presse auftauchten, tat das Außenminister Mancini 
dummes Geschwätz ab, das von den Wiener Zeitungen frei er 
Der italienische Botschafter in Wien, Robilant, war völlig im unklaren 
Eiligst fragte er bei seinem Minister an, was das alles zu bedeuten habe 
An dem gleichen Tag hatte aber Mancini selbst an Robilant die Anfrage 
gerichtet; »Was hat das alles zu bedeuten?« Man wandte sich an den 
König. Bis zu einer gewissen Zeit dementierte der König diese Gerüchte 
als Falschmeldungen. Als aber alles bereits geordnet war und Bismarck 
aus Berlin das Signal gegeben hatte, reiste Humbert nach Wien. Gleich 
nach diesem Besuch wurde bekannt, daß Italien sich dem österreichisch- 
deutschen Bunde anschloß und dieser Bund somit ein »Dreibund« wurde 
Auf diese Weise gelang es Bismarck durch König Humbert gegen den 
Willen und die Interessen der überwältigenden Mehrheit der italienischen 
Nation, ja selbst ohne Wissen des zuständigen italienischen Ministeriums 
Italien in den Dienst des deutschen Imperialismus zu stellen. ' 
Wie auch in allen anderen Ländern, die unter den diplomatischen Ein- 
fluß Deutschlands geraten waren, äußerte sich diese Anderung der 
eis sofort in ren merklichen Erstarken der Reaktion im 
ern des Staates wie auch in ei ä i 
sign slgrerieieinsen einer Verschärfung der aggressiven Ten- 
Eine der beliebtesten Methoden der Diplomatie, die 
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as Se eine Zersetzung im Lager des Gegners vorbereitet, 
und antagonistischer , WaT Stets die Schürung von Uneinigkeit unter den 


Interessen im Lager Nationen im feindlichen Lager. Es genügt, nur 
der Feinde an einige charakteristische Beispiele zu erinnern. Als 
Bismarck in den Jahren 1863-1864 die Annexion 
Schleswigs und Holsteins vorbereitete, war er mit allen Mitteln bemüht 
in der deutschen Bevölkerung dieser Provinzen eine absölut nicht Vor 
handene Feindseligkeit gegen die dänische Regierung anzufachen. Ebenso 
schürte die bulgarische Regierung, die bereits seit Frühjahrsanfang 1913 
den plötzlichen Überfall auf das verbündete Serbien und den Einfall in 
die serbischen Bezirke Mazedoniens vorbereitete, durch ihre Sendlinge 
mit aller Macht den Haß zwischen der bulgarischen Minderheit und der 
serbischen Mehrheit in diesen Bezirken: So setzte sie ihr ständiges Trei- 
ben, wie es bereits zur Zeit der Türkenherrschaft eingesetzt hatte, in 
dieser Richtung fort. Den gleichen Weg verfolgte auch die Diplomatie 
des Deutschen Reichs, die schon lange vor dem Weltkrieg 1914, bereits 
seit dem Amtsantritt Reichskanzler Bülows, vorsichtig, unter der Hand 
die flämische Bewegung gegen die Wallonen in Belgien unterstützte Es 
sei bemerkt, daß die »Fläminger« selbst, ungeachtet des in der deutschen 
Presse hartnäckig zum Ausdruck gebrachten Bedauerns ob ihres angeb- 
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lich bitteren Geschicks, nicht im entferntesten daran dachten, Klage wegen 
irgendwelcher Drangsalierungen zu erheben: die belgische Konstitution 
hatte ihnen die gleichen Rechte wie den übrigen Untertanen des König- 
reiches eingeräumt. Als dann die Deutschen im August 1914 sich durch 
einen tückischen Überfall Belgiens bemächtigten, gingen sie sogleich 
daran, das Land zu zerstückeln. Dabei verkündeten die Deutschen vor 
aller Welt, sie seien willens, den »gequälten deutschen Stamm der Flä- 
minger« von der »fremden« (d.h. belgischen) Herrschaftsgewalt zu 
retten. Übrigens raubten die deutschen Okkupationsbehörden gleicher- 
maßen und wahllos sowohl die einen wie die anderen aus, mochte es sich 
um Wallonen gehandelt haben oder um »Fläminger«, die sie ja angeb- 
lich retten wollten. Es erübrigt sich, davon zu sprechen, daß im Jahre 
1918, als die Deutschen eben aus dem Lande verjagt worden waren, nicht 
die leiseste Spur einer separatistischen Bewegung in Belgien zu verzeich- 
nen war. So offenbarte sich mit aller Anschaulichkeit die ganze Künst- 
lichkeit der diplomatischen Anfachung und Schürung des flämischen 
Partikularismus. 

Alles jedoch, was die neuste Geschichte über eine Ausschlachtung innerer 
Zwistigkeiten und Wirren weiß, welche die Vorbereitung von Annexionen 
und Invasionen in ein begehrtes Land zum Ziele hatte, wurde natürlich 
von den Hitlerdiplomaten in den Jahren 1933-1941 überholt. 

Die Hitlerclique, die, wie in vielen anderen Fällen, auch in dieser Hin- 
sicht Methoden und Kunstgriffe der Diplomatie des Wilhelminischen Zeit- 
alters weiter anwandte, ging mit einer solchen Rücksichtslosigkeit, mit 
solcher Frechheit, mit der offenen Anwendung solch heimtückischer und 
grausamer Mittel vor, wie sie Europa in der letzten Zeit natürlich 
nie gesehen hatte. Bei den Hitlerfaschisten verschmolzen Diplomatie 
und Krieg immer in eins, und nicht allein, weil die Hitlerfaschisten 
ihre Opfer ohne Kriegserklärung zu überfallen pflegten und sich 
hinterrücks auf sie warfen, ohne es der Mühe wert zu halten, Vor- 
wände und Prätentionen zu erfinden. Die Diplomaten Hitlerdeutsch- 
lands traten schon lange vor dem Einsetzen unmittelbarer Kriegshand- 
lungen als Vorkämpfer und Kundschafter der deutschen Wehrmacht auf. 
Durch Terroristen einheimischer oder fremder Herkunft ermordeten sie 
die ihnen am gefährlichsten dünkenden Staatsmänner des Landes, das 
sie überfallen wollten. So meuchelten sie den Minister der Französischen 
Republik Barthou, den König von Jugoslawien Alexander und den 
österreichischen Bundeskanzler Dollfuß. Den Traditionen des kaiser- 
lichen Deutschlands getreu, sprengten sie Brücken und Bahnhöfe in die 
Luft, so wie es bereits im Jahre 1916 die Agenten und Spione von Papens 
in Kanada taten, der zu jener Zeit als Militärattach€ der kaiserlichen 
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Regierung in Washington weilte. Von Papen war damals noch ein »un- 
bekannter Auserwählter«, dem die erwünschte. Ellbogenfreiheit noch 
fehlte: immerhin mußte er wegen gar zu gewagter Unternehmungslust 
und Rührigkeit abberufen werden. Es mußte erst das Hitlerregime in 
Deutschland ans Ruder kommen, damit von Papen die Möglichkeit bekam, 
das zu tun, was er dann auch als Gesandter in Österreich in Angriff 
nahm, als er die Abwürgung der österreichischen Selbständigkeit vor- 
bereitete, oder später als deutscher Botschafter in der Türkei. Hier orga- 
nisierte er Aufstände der Kurden; bei seinen harmlosen Spaziergängen 
durch die Straßen Ankaras beobachtete er aus sicherer Entfernung die 
Explosionen geheimnisvoller Bomben und beschickte den Irak und Iran, 
Syrien und Palästina mit Agitatoren und Aufwieglern. 

Während von Papen bemüht war, in Kleinasien das nationale Selbst- 
bewußtsein der Kurden zu »vertiefen« und sie zu dem Versuch aufzu- 
herzen, der irakischen Regierung das Mossuler Erdöl zu nehmen, fing die 
Hitlerdiplomatie am westlichen Ende Europas feinhörig das bis dato von 
keiner Menschenscele vernommene Erwachen des nationalen Gefühls bei 
den... . Kelten auf, die die westlichen Departements Frankreichs bewoh- 
nen. Die Kelten, d.h. die Bretonen und z. T. die Bewohner der Nor- 
mandie, hatten bis zu dem Moment, da das außenpolitische Amt der 
Nationalsozialistischen Partei in Berlin Mitleid zu ihnen faßte, nicht ein- 
mal eine Ahnung davon, in welch entwürdigender Lage sie sich befanden. 
In der Tat, die Franzosen, dieses »vernegerte Volk«, dieser »Mulatten«- 
staat, wie Hitler ihn bezeichnete, unterstehen sich, die Kelten, die rein- 
sten Arier, die an der Küste des Armelkanals und des Atlantischen Ozeans 
die Reinheit der arischen Rasse bewahrt haben, unter ihrer Oberherr- 
schaft zu halten. Bereits zu Beginn des Frühjahrs 1934 wurde in München 
der Bund der erwachenden Kelten gegründet mit dem Gestapobeamten 
Friedrich Schmitz an der Spitze. Der Bund bekam von dem außenpoli- 
tischen Amt der Nationalsozialistischen Partei Unterstützungsgelder und 
machte sofort in Rennes in der französischen Bretagne das Zentral- 
komitee der National-bretonischen Partei auf. Den französischen Zei- 
tungen entging es nicht, daß sehr viele Deutsche nach Rennes kamen und 
sofort der frischgebackenen Partei beitraten. Doch die Hitlerfaschisten 
fanden Mittel, um die französische Presse zu beschwichtigen. Die Zei- 
tungen verstummten. Dafür legte sich das Zentralkomitee von Rennes 
ein eigenes Organ, die »Bretonische Nation« zu, in dessen Nummer vom 
17. Juni 1934 folgendes zu lesen war: »Laßt uns gemeinsam kämpfen, 
auf daß im nächsten Kriege die Bretagne frei und selbständig werde. 
Frankreich treibt zum Krieg. Bretonen, aufgepaßt! Laßt uns die Ketten 
sprengen, in die Frankreich uns geschmiedet hat!« Das alles spielte sich 
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ganz offen ab, vor den Augen der seelenruhig dreinschauenden fran- 
zösischen Behörden. Doch hatte die Sache damit nicht ihr Bewenden. Die 
Deutsche Botschaft in Paris schuf und finanzierte eine Terroristen- 
abteilung der National-bretonischen Partei »Gwenn-ga-du«; und so rollte 
über die Bretagne in den Jahren 1935-1939 eine Welle von Eisenbahn- 
katastrophen, Sprengungen von Denkmälern sowie einzelner Gebäude 
u.ä.m. Natürlich fand diese »Bewegung« im bretonischen Volke nicht 
den leisesten Widerhall. Doch nach der Kapitulation Frankreichs im 
Jahre 1940 beeilten sich die Deutschen mit dem beflissenen Beistand der 
Vichy-Regierung, in der Bretagne geeignete Quislingkreaturen als deren 
»Lieblinge« und Vertreter einzusetzen. Über die Wühlarbeit der Hitler- 
faschisten in den Jahren 1938-1940 in Elsaß-Lothringen erübrigt sich 
jedes Wort. Ein großes Stück Arbeit wurde auf Korsika geleistet, wo 
nicht allein Hitlers Saboteure, sondern auch Mussolinis Agenten am 
Werke waren ... Die Bewegung der Autonomisten auf Korsika erwies 
sich als eine ebenso künstliche wie die in der Bretagne. Doch hinder- 
ten alle diese Mißerfolge die deutsche Diplomatie nicht, ein Zentral- 
komitee der nationalen Minderheiten Frankreichs in Paris ins Leben zu 
rufen, das im Jahre 1936 legalisiert wurde, aber auch schon früher be- 
standen hatte. Es sollte alle diese plötzlich aufgekommenen Autonomisten 
zusammenfassen. Doch emsiger und mit weit größerem Erfolg betrieb 
dieses Komitee die Organisierung von Judenpogromen in Algerien und 
Tunesien. Noch erfolgreicher waren die Bemühungen des »Außenpoli- 
tischen Amtes der Nationalsozialistischen Partei« in den englischen Pro- 
tektoraten, vor allem in Palästina und Nordarabien, um die Herbei- 
führung von Pogromen. Besonders liebevolle Beachtung schenkten sowohl 
die offizielle Hitlerdiplomatie (das Auswärtige Amt) wie auch die offi- 
ziöse (das Außenpolitische Amt der NSDAP) stets den marokkanischen 
Angelegenheiten. Im Oktober 1934 wurde in Berlin mit großem Pomp 
eine »Konferenz der muselmanischen Gemeinden« unter dem Vorsitz 
eines der unversöhnlichsten Feinde Frankreichs, des marokkanischen 
Häuptlings Abd el-Wahab, eröffnet. Die Konferenz verkündete, daß 
Marokko, Tunesien und Algerien ihre »Freiheit« nur durch den Sieg 
Deutschlands über Frankreich erlangen könnten. In Frankreich war das 
alles bekannt. Als jedoch den französischen Machthabern, angefangen 
von Doumergue und Laval bis Daladier, von diesem an Frechheit un- 
erhörten, seiner Straflosigkeit nach nie dagewesenen, offenen Feldzug 
gegen Frankreich, von der Wühlarbeit zur Zerstückelung des Staates be- 
richtet wurde, wußten die Minister darauf nur mit gesteigerten Ver- 
haftungen von Kommunisten sowohl in Paris als auch in Nordafrika 
und mit Klagen über die Heimtücke Moskaus zu antworten. 
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Der Schutz der unterdrückten Minderheiten, die Wiederherstellung 
der niedergetretenen nationalen Rechte, der Kampf für die Selbst- 
bestimmung der schwachen Volksstämme — das war die schamlose diplo- 
matische Tarnung der Hitler- und der Mussolinidiplomatie, die bestrebt 
waren, die Schaffung der berüchtigten »fünften Kolonne« in den hitler- 
feindlichen Staaten zu fördern. Doch waren es nicht allein dieser ver- 
logene und heuchlerische »Schutz« der nationalen Rechte durch Leute, 
die im eigenen Lande alle menschlichen Rechte überhaupt mit Füßen 
traten, nicht allein diese hohnvolle »nationale«, »autonomistische«, »sepa- 
ratistische« Agitation, die in den Jahren 1933— 1941 die »fünfte Kolonne« 
ins Leben riefen. 

Außerst lehrreich ist es, zu verfolgen, wie die faschistische ita- 
lienische Diplomatie gleich seit den ersten Jahren, nachdem die 
Faschisten die Macht im Staate an sich gerissen hatten, ihre rein imperia- 
listischen Ziele bemäntelte. 

Vor allem wurde die durchaus »edle« und keiner 

Die Tarnungder _prinzipiellen Anfechtung unterliegende Losung auf- 
en ur gestellt, die Menschheit Europas sei überhaupt nicht 
ea See verpflichtet, sich der Hegemonie der Versailler Sie- 
Hegemonie der impe- 8er für alle Ewigkeit zu unterordnen. Insbesondere 

rialistischen Sieger dürfen Mittel- und Südeuropa nicht unter Frank- 

reichs Vormundschaft bleiben. Weg mit allen diplo- 
matischen Fesseln, die Europa auferlegt worden sind! In seiner Rede im 
Senat vom 5. Juni 1928 erklärte Mussolini, als er das Fazit der diplo- 
matischen Errungenschaften des Faschismus in den ersten Jahren seines 
Bestehens zog, daß er dem Völkerbund keine wunderwirkenden Eigen- 
schaften in bezug auf die Erhaltung des Friedens beimesse. Mussolini 
hätte sich genauer ausdrücken müssen: seine ganze Politik war ja auf eine 
planmäßige Unterwühlung der Kräfte und des Ansehens der Genfer 
Institution gerichtet. Der Engländer Creswell beleuchtete in seinem 
großes Aufsehen erregenden Werk »Über die grundlegenden Prinzipien 
des Faschismus« die Stellung der Mussolinidiplomatie zum Völkerbund 
ganz richtig. Der Völkerbund bestehe nach Meinung der italienischen 
Diplomaten nur, um England und Frankreich die Vorherrschaft zu er- 
halten, die die Friedenstraktate von Versailles, Saint-Germain, Sevres u.a. 
ihnen verschafft hatten; andererseits brauchten den Völkerbund die klei- 
nen Staaten, die den Überfall eines starken Nachbarn befürchteten; da 
aber Italien weder zur Kategorie der triumphierenden Sieger noch zur 
Kategorie der kleinen Mächte gehöre, sei der Völkerbund für Italien 
offensichtlich nutzlos. Wären die faschistischen Diplomaten mit dem 
Engländer offener gewesen, hätten sie hinzufügen müssen, daß der Völker- 
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bund für ihre Pläne nicht nur nutzlos, sondern auch schädlich war: das 
faschistische Italien brauchte freie Hand, um einen neuen Krieg vom 
Zaune brechen zu können. Dafür schien der Völkerbund — er schien es 
wirklich nur — in den zwanziger Jahren noch ein ernstes Hindernis zu 
sein. Nolens volens mußte man sich eine gewisse Zeit lang tarnen. Die 
Maske war nicht ohne demagogisches Geschick gewählt. Mussolini rief 
unter die Fahnen Italiens alle, die die Errichtung der englisch-französi- 
schen Hegemonie in Europa und Afrika als ungerecht ansahen und eine 
Revision der Verträge von 1919-1920 wünschten, eine Revision, die 
»der ruhelosen Menschheit an Stelle eines falschen Friedens einen wahren, 
auf Brüderlichkeit und Solidarität der Völker beruhenden Frieden geben« 
sollte. So hieß es in der offiziösen italienischen Presse, kaum daß die 
faschistische Usurpation sich im Innern des Landes so weit gefestigt hatte, 
daß auch an die Verkündung der Prinzipien einer neuen Außenpolitik 
gedacht werden konnte. Diese Losungen brachten die Karten stark durch- 
einander und schlugen den politischen Gegnern des neuen Regimes die 
Waffe aus der Hand. Was konnte z.B. ein Feind des Faschismus wie 
der frühere italienische Ministerpräsident Francesco Nitti, der Verfasser 
des bekannten Buches »Das friedlose Europa«, gegen solche Aufrufe ein- 
wenden, wenn er selbst in seinem Buche den Nachweis führt, daß der 
Versailler Vertrag wie auch die anderen Verträge der Menschheit keinen 
wirklichen Frieden gebracht haben? Die faschistische Demagogie brachte 
ihn in eine ziemlich verzwickte Lage. In ihrer weiteren Agitation teilte 
Mussolinis Diplomatie die Aufgabe auf. Eine gleichzeitige Bekämpfung 
Englands und Frankreichs wurde als unzweckmäßig erkannt. Es wurde 
beschlossen, mit Frankreich zu beginnen, denn am aktuellsten waren die 
Pläne der italienischen Expansion in Europa, und hierbei wurde voraus- 
gesetzt, daß England keinen Wunsch zeigen werde, die Franzosen allzu 
leidenschaftlich zu unterstützen. Danach konnte die Frage Ostafrikas 
aufgeworfen werden, wo man ebenfalls hoffen durfte, daß Frankreich 
seinerseits nicht geneigt sein werde, den Engländern gar zu begeistert 
beizustehen. 

Die Maske war gut gewählt und brachte greifbare diplomatische Er- 
gebnisse. Als Frankreich im November 1927 den Freundschaftsvertrag 
mit Jugoslawien unterzeichnete, schloß Mussolini genau zehn Tage dar- 
auf einen Militärvertrag über gegenseitige Hilfe mit Albanien. Als diplo- 
matischer Beweggrund wurde die dringende Notwendigkeit vorgeschützt, 
die Unabhängigkeit des kleinen, wehrlosen albanischen Volkes vor den 
französischen und jugoslawischen Imperialisten zu bewahren. In Wirk- 
lichkeit handelte es sich um etwas ganz anderes. Mussolini hatte schon 
seit langem ein Auge auf Albanien als auf seine künftige Beute ge- 
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worfen. Ferner schloß der großmütige Duce, der unermüdlich und un- 
eigennützig die Rechte und die Freiheit der kleinen Völker schützte, am 
5. April 1927 ein Bündnis mit Ungarn, »um es von der Gefahr eines 
Überfalls seitens des französischen Vasallen Jugoslawien zu befreien«. In 
Wirklichkeit war es der sehnsüchtige Traum der faschistischen Diplo- 
matie, Jugoslawien in die Zange zu nehmen und einen künftigen Raub- 
überfall auf den westlichen Teil der Balkanhalbinsel vorzubereiten. 

Die italienische Diplomatie, die systematisch das Ansehen Frankreichs 
an der Donau, auf der Balkanhalbinsel, in Österreich und in Ungarn 
untergrub, tarnte sich mit dem »uneigennützigen« Bestreben, »die Sieger zu 
zwingen, alle Entrechteten zufriedenzustellen und damit die Ruhe der 
Menschheit für immer zu sichern«. Der faschistische Beamte und amtliche 
Journalist Mario Simonatti wurde beauftragt, eine Schrift in französischer 
Sprache mit dem sensationellen Titel »Ein Verbrechen ist in Vorbe- 
reitung — ein französisch-italienischer Krieg« zu verfassen. In diesem 
Buch, das im Frühjahr 1930 in Paris erschien, schrieb der offiziöse 
»Exponent« der Politik Mussolinis, nur Verbrechen könnten die Franzo- 
sen anspornen, sich den italienischen Bestrebungen zu widersetzen. Die 
Franzosen rechneten nicht mit den realen Gegebenheiten: »Deutschland 
ist gedemütigt« und deshalb erbittert; es werde den Krieg beginnen, so- 
bald es dazu imstande sein werde; Italien sei Unrecht widerfahren und es 
sei ebenfalls unzufrieden; mit Sowjetrußland sei es Frankreich nicht ge- 
glückt, gute Beziehungen auszubauen; Spanien sei ebenfalls unzufrieden. 
Was soll nun Frankreich tun? Es muß Italien unterstützen, sonst bleibt 
ihm nichts übrig. Doch nicht etwa ein Bündnis mit der UdSSR eingehen! 
Oder gar Deutschland Vertrauen schenken, das durch und durch imperia- 
listisch geblieben ist und heimlich zum Krieg rüstet! Hier schien sich der 
etwas aus dem Konzept gefallene Faschist wohl zu besinnen: er mußte 
doch irgendwie plausibel machen, warum Mussolini selbst aus Leibes- 
kräften bemüht war, das »gedemütigte und von einer Revanche träu- 
mende« Deutschland auf seine Seite zu ziehen. Die Erklärung war über- 
aus einfach: »Wir sehen, daß es in Riesenschritten einem italienisch- 
deutschen Bündnis entgegengeht, zu dem auch andere Völker tendieren 
werden... Niemand hat also das Recht, sich zu beklagen, wenn Ikalien, 
da es in Paris keine Freunde gefunden, sie in Berlin sucht.« 

Seit Hitlers Machtantritt brauchte sich auch der italienische Faschismus 
keinen besonderen Zwang mehr anzutun. Und so werden Mussolinis 
Forderungen immer entschiedener: entweder lasse man Italien »Gerechtig- 
keit« widerfahren oder die italienische Diplomatie werde diese in einem 
Bündnis mit Deutschland »suchen«. »Und wird sie finden«, hieß es weiter 
drohend. Diese Drohung wurde sofort von den französischen Helfers- 
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helfern des Faschismus, vor allem von Laval, aufgegriffen und ausge- 
schlachtet. Die Front wechselt: die Spitze der Aggressionspolitik des ita- 
lienischen Faschismus wendet sich zeitweilig von Europa ab und richtet 
sich gegen Abessinien. Jetzt ist der diplomatische Hauptgegner des faschi- 
stischen Italiens nicht mehr Frankreich, sondern England, der Beherrscher 
des Sudans und Ägyptens. Sogleich wird auch die nötige diplomatische 
Maske angelegt. Italien ist nicht mehr der Verteidiger der durch die Frie- 
densverträge von 1919— 1920 Entrechteten, der es soeben -noch gewesen 
war und der es morgen aufs neue wieder sein wird. Jetzt, in den Jahren 
1933-1935, legt sich der italienische Faschismus, während er die An- 
nexion Abessiniens vorbereitet, durchführt und abschließt, dieMaske eines 
Paladins der europäischen Zivilisation vor: er raubt den »afrikanischen 
Wilden« Schritt für Schritt ihr Land nur, um ihnen zum Genuß der 
höheren Weltkultur zu verhelfen. Hochgestellte faschistische Redner, wie 
Mussolinis Schwiegersohn, Außenminister Ciano, verherrlichen Mussolini 
als direkten Nachfahren der kriegerischen Helden des alten Rom, die seit 
Beginn der Punischen Kriege im Siegesmarsch unentwegt durch Afrika 
zogen und das Mittelländische Meer in das »Italienische Meer« verwan- 
delten. Von Mussolini gebilligt, erschien erstmalig im Jahre 1930 und 
dann in Massenauflage im Jahre 1931 das sensationelle Buch des Kapi- 
täns zur See Francesco Bertonelli »Unser Meer«. Der Verfasser, der von 
der ganzen führenden Presse Italiens begeistert begrüßt wurde, behaup- 
tete, Italien schütze durch sein Bestreben, die herrschende Macht im 
Mittelmeer zu werden, die Freiheit der Seeschiffahrt und die Rechte der 
schwachen Mächte — der Türkei und Griechenlands — vor dem englischen 
Imperialismus. »Das, was England im vergangenen Jahrhundert zum 
Schutze seines Imperialismus getan hat, muß jetzt der Block Italiens, 
Griechenlands und der Türkei zum Schutz des Mittelmeers tun.« So 
forderte der italienische Faschismus seine auserschenen Opfer zum ge- 
meinsamen »Schutz«, d.h. zur Verwandlung des Mittelmeers in ein 
Italienisches Meer auf. Und diese Verwandlung sollte parallel mit der 
Ausdehnung der faschistischen Annexionen in Afrika laufen. 

Mussolini selbst begann schon längst, ohne überflüssige Bescheidenheit, 
eine angenehme Ähnlichkeit zwischen seiner Person und Julius Cäsar zu 
erblicken. Und in der begeisterten faschistischen Presse wurde in vollem 
Ernst die Frage diskutiert, worin eigentlich Mussolini den großen alt- 
römischen Diktator überrage. Freilich fand diese Diskussion erst nach der 
Annexion Abessiniens statt, jedoch noch vor dem Zeitpunkt, da diese 
Erwerbung sich als derart belastend und unbeständig erwiesen hatte. 
Jedenfalls war der Lärm, der um die zivilisatorische Mission Italiens in 
Afrika erhoben wurde, so groß und zeitigte so fruchtbare Ergebnisse, 
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daß selbst in der englischen Presse — zumindest in dem Teil, der zur 
Unterstützung des Faschismus neigte — immer häufiger die Behaup- 
tung wiederholt wurde, es würde bedeuten, gegen ein unerschütterliches 
geschichtliches Gesetz, nach dem sich die barbarischen Rassen den kulti- 
vierten Rassen unterordnen, anzukämpfen, wollte man die Italiener an 
der Eroberung Abessiniens hindern. Dabei gaben die englischen verant- 
wortlichen Staatsmänner unzweideutig zu verstehen, daß es wohl gar 
nicht angebracht sei, wenn Europäer sich vor den Augen der »farbigen 
Rassen« gar zu heftig in den Haaren lägen. 

Übrigens kam auch eine Zeit — im Jahre 1936, mit der italienischen 
Intervention in Spanien —, da Mussolini sich bei seinen Plänen der An- 
eignung all dessen, was auf der Balkanhalbinsel oder in Afrika nicht niet- 
und nagelfest war, weder die Larve eines Verteidigers der entrechteten 
europäischen Völker anlegte noch den Mantel eines »Kreuzritters der 
Kultur«, der um die Aufklärung der in Unwissenheit verharrenden afri- 
kanischen Barbaren besorgt ist. Die berüchtigte » Achse« war bereits zu- 
stande gekommen und erstarkte immer mehr, und die von der Illusion 
ihrer Allmacht und dem Bewußtsein völliger Straffreiheit berauschten 
faschistischen Diplomaten meinten, sie könnten sich bereits jenes 
»Tributs« entledigen, den das Laster, als welcher nach einer alten Redens- 
art die Heuchelei erscheint, der Tugend zollt. Der deutsche Ersatz- 
Napoleon (so wurde Hitler in der deutschen Emigrantenpresse genannt) 
und der italienische Ersatz-Cäsar gewöhnten sich in den letzten Jahren 
vor dem neuen Weltkrieg rasch und leicht alle diplomatischen Einschrän- 
kungen und Konventionen ab... Immer häufiger wurden die ausgetüftel- 
ten und mannigfaltigen Tarnungen durch offene Drohungen ersetzt. 

Die Methode der Drohungen ist in der Diplomatie 
Die Methodedersyste- nicht so beliebt, wie die Methode der Tarnung, aber 
matischen Drohangen „ch sie ist weit verbreitet und wurde von alters 
und der Terrorisierung 5 R 5 g 5 
des Gegnen her des öfteren in der Geschichte der internationalen 
Beziehungen erfolgreich praktiziert. 

In den geschichtlich belegten Fällen der Anwendung dieser Methode 
sind zwei Kategorien zu unterscheiden: erstens suchten die Diplomaten 
sehr oft‘ den Gegner einzuschüchtern, ohne in Wirklichkeit daran zu 
denken, ihre Drohungen wahrzumachen; zweitens waren sie manchmal 
wirklich bereit, ihren Worten Taten folgen zu lassen. Einige Beispiele, 
die nicht allzu fernen Zeiten entnommen sind, mögen beide angeführte 
Methoden illustrieren. 

Als Alexander I. schon sicher wußte (im Frühjahr 1812), daß Napo- 
leons Einfall in Rußland unvermeidlich war und in nahester Zukunft 


erfolgen werde, beschloß er, den Krieg gegen die Türkei, der sich schon 
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sechs Jahre hinzog, so schnell wie möglich zu beenden, um Tschitschagows 
Armee freibekommen und nach Westrußland zurückführen zu können. 
Wie stets in kritischen Fällen, berief der Zar Kutusow, den ihm persönlich 
verhaßten »einäugigen Satyrn« zu sich, den klugen Kopf, den Diplo- 
maten, dem Suworow längst das Zeugnis ausgestellt hatte: »Gescheit, ge- 
scheit! Schlau, schlau! Ihn führt niemand hinters Licht!« Alexander 
übertrug Kutusow die Verhandlungen mit den Türken und erteilte ihm 
ausgedehnte Vollmachten: er möge den Türken in allem nachgeben, nur 
um schnellstens zum Frieden zu kommen und die Südarmee nach Rußland 
zurückzubringen. Kutusow fuhr nach Bukarest und begann die Verhand- 
lungen. Er hatte es mit dem Großwesir zu tun, der die Verhandlungen 
selbst übernommen hatte, weil er sich für einen äußerst scharfsinnigen und 
schlauen Politiker hielt. Kutusow jedoch ‘hatte eine bedeutend weniger 
schmeichelhafte Meinung von den geistigen Fähigkeiten des Großwesirs. 
Der türkische Diplomat wußte, welches Unwetter gegen Rußland herauf- 
zog, und legte großen Starrsinn an den Tag. Kutusow brachte ihn durch 
sein beabsichtigt sicheres und ruhiges Auftreten stark aus dem Konzept. 
Doch gewann der alte russische General seine Partie in diesem diploma- 
tischen Spiel endgültig, als er ungewöhnlich kühn und gelungen mit einer 
in jenem Augenblick ganz undurchführbaren Drohung auftrumpfte. 
Nach Bukarest waren Nachrichten gelangt, daß Napoleon Graf Nar- 
bonne zwecks irgendwelcher Verhandlungen nach Wilna zu Alexander 
gesandt hatte. In Wirklichkeit hatte Napoleon diese Gesandtschaft nur 
inszeniert, um den nötigen Zeitgewinn zu erzielen, sowie in der Hoffnung, 
daß es dem ausgekochten und gewandten Graf Narbonne gelingen werde, 
unter der Hand gar manche dem französischen Stab nötigen Angaben zu 
sammeln. Kurzum, der Reise Narbonnes lagen keineswegs friedliche Ab- 
sichten des französischen Kaisers zugrunde. Kutusow wußte das ganz 
genau. Doch trat er dem Wesir mit strahlendem Gesicht entgegen. Mit 
Napoleon wird Frieden geschlossen! Heute Frieden und morgen ein 
Bündnis! Und übermorgen — es blieb dem Wesir überlassen, sich das 
ohne fremde Hilfe auszumalen — werden beide Kaiser die Türkei gütlich 
aufteilen! Der erschrockene Wesir verlor den Kopf; der Regierung des 
* Ottomanischen Reiches war ja durch Marschall Sebastiani schon längst 
genau bekannt, daß Alexander und Napoleon bereits im Jahre 1807 in 
Tilsit über die Aufteilung der türkischen Besitzungen gesprochen hatten. 
Die Türken wußten nicht, wem sie glauben sollten: Kutusow oder den 
Dementis, die natürlich von französischer Seite erfolgen mußten? Doch 
war die Reise Narbonnes nach Wilna eine nicht wegzuleugnende Tatsache. 
Dazu verstand es Kutusow, seine Drohung so klug, höflich und sanft an 
den Mann zu bringen, ohne sie in direkte Wortggzu kleiden, daß dem 
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Großwesir endgültig der Schrecken in die Glieder fuhr. Er ging auf ganz 
unerwartete Zugeständnisse ein, und Kutusow brachte aus Bukarest einen 
Vertrag mit, laut dem Rußland das reiche Bessarabien erhielt. Napoleon 
raste, als er erfuhr, wie ungewöhnlich geschickt der »alte russische Fuchs« 
die Türken übers Ohr gehauen hatte; hatte doch Kutusow Rußland die 
türkische Neutralität gesichert und dabei nicht nur nichts dafür bezahlt, 
sondern mir nichts dir nichts eine üppige territoriale Zugabe von den 
Türken selbst erhalten! Kutusows Erfolg in Bukarest kann als klassisches 
Beispiel dafür dienen, wie die Methode raffinierter Drohungen von einem 
Diplomaten trefflich angewandt werden kann. 

Auch Bismarck wandte in seiner diplomatischen Praxis wiederholt die 
Methode der Einschüchterung an. Dabei rechnete er mitunter nur auf dieEin- 
schüchterung des irregeführten Gegners; manchmal aber, weitseltener, trug 
er sich tatsächlich mit der ernsten Absicht, seine Drohung wahrzumachen. 

Es war im Jahre 1865. Preußen machte eine höchst kritische Periode 
durch, und mit den ersten Monaten des Jahres 1866 wurde die Lage der 
preußischen Diplomatie noch schwieriger. Außenminister Graf Bismarck 
(er war damals noch nicht Fürst und Reichskanzler) wurde von einer 
neuen Gefahr in Kenntnis gesetzt, die hinsichtlich der Einigung Deutsch- 
lands um Preußen entstand, von einem neuen, sehr unangenehmen Motiv, 
das im Petersburger Winterpalais unerwartet durchzuklingen begann. 
Unerwartet deshalb, weil Bismarck bei der Vorbereitung seines Überfalls 
auf Österreich auf das Wohlwollen des Zaren rechnete, der das Habs- 
burger Reich wegen seines Verhaltens im Krimkrieg haßte. Bismarck er- 
fuhr, daß die Unzufriedenheit des Zaren und Gortschakows eine andere 
Ursache hatte. Es handelte sich durchaus nicht um die angeblich fanatische 
Anhänglichkeit des Zaren an das »dynastische Prinzip«, das Bismarck in 
Gestalt der kleinen deutschen Könige und Herzoge mit Füßen trat. Die 
Lage war weit ernster. Gortschakow konnte die Gefahr nicht übersehen, 
die durch das Entstehen eines mächtigen geeinten Deutschlands in nahester 
Nachbarschaft für die ganze Zukunft Rußlands heraufzog. Bismarck 
beschloß, ehe sich die russische Opposition gegen die preußische Politik 
in offiziellen Protesten geäußert haben würde, eine Drohung in Gang zu 
setzen — natürlich auch nicht in offizieller Form, sondern »unter der 
Hand«. So nahm er die direkte Verantwortung für die Drohung nicht 
auf sich, ergriff aber dafür alle Maßnahmen, damit sie zum Zaren ge- 
lange. »Mögen sie wissen, daß ich einen polnischen Aufstand entfessele, 
wenn sie uns hindern werden!« — in etwa solchen Äußerungen (es wurden 
mehrere Varianten angeführt, aber der wesentliche Inhalt war ganz klar) 
gelangte die Drohung tatsächlich nach Petersburg. Dieser Einschüchte- 
rungsversuch war offenkundig irreal. In Rußland wußte man ganz genau, 
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warum Preußen bereits im Jahre 1863 eine ganz bestimmte »russen- 
freundliches Position eingenommen hatte. Preußen hatte das getan, weil 
die Befreiung Russisch-Polens auch Preußen mit dem seinerzeitigen Ver- 
Just seiner polnischen Provinzen bedrohte. Um so weniger konnte Bis- 


'marck im Jahre 1865 oder im Jahre 1866 einen Aufstand in Russisch- 


Polen »entfesseln«; er konnte das nicht gewollt haben, ja, er wäre auch 
gar nicht dazu imstande gewesen, selbst wenn er es gewollt hätte. Natür- 
lich, wären die russische Diplomatie und der russische Hof wirklich bereit 
gewesen, der Einigung Deutschlands energisch entgegenzuwirken, dann 
hätten derartige Drohungen in Petersburg kaum Eindruck machen kön- 
nen. Doch Alexander II. schwankte die ganze Zeit zwischen dem Gefühl 
der Sympathie für seinen Onkel, den preußischen König Wilhelm I., und 
dem Gefühl des Mißbehagens wegen der gar zu rücksichtslosen Behandlung 
der deutschen Kleinstaaten durch Bismarck. Deshalb blieben Bismarcks 
gereizte Erklärungen nicht ohne Folgen. In Petersburg unterblieb die ge- 
plante »Opposition« gegen die preußische Politik. Doch nicht immer 
gelang Bismarck die Methode der Drohungen so, wie im vorliegenden 
Fall. So z. B. vermerkte Alexander III. auf Giers’ Bericht über gewisse 
Erklärungen Bismarcks sehr lakonisch: »Dieses Obervieh führt erwas im 
Schilde.« Mit dieser verächtlichen Randglosse war die Sache für Alexan- 
der III. abgetan. 

Nicht immer griff Bismarck zu Drohungen, ohne ernstlich zu beabsich- 
tigen, sie wahrzumachen. Manchmal hatte seine Drohung einen durchaus 
realen und unheilkündenden Sinn. Im Jahre 1875 inszenierte der Reichs- 
kanzler nicht allein zu Erpressungszwecken einen Pressesturm über die 
Unvermeidlichkeit eines neuen Krieges gegen Frankreich, er wünschte das 
auch in der Tat. Die unerwartet schnelle Wiederherstellung der franzö- 
sischen Armee nach der Niederlage von 1870-1871, die völlige Wieder- 
aufrichtung des vom Kriege zerstörten Wirtschaftslebens im Lande, die 
Solidität der französischen Finanzen — all das beunruhigte Bismarck aufs 
stärkste. Als daher in der »Post« und später auch in anderen Blättern der 
berühmte anonyme Artikel »Ist der Krieg in Sicht?« erschien, begriff ganz 
Europa, daß Bismarck einen Überfall im Sinn hatte, um Frankreich 
zur Strecke zu bringen, che es zu spät sei. Schlimmstenfalls sollten sich die 
Franzosen ins Bockshorn jagen lassen und sogar ohne neuen Krieg ihre 
Politik ganz und gar den Forderungen der deutschen Diplomatie an- 
passen. Doch lief die Sache diesmal nicht so glatt ab, wie der deutsche 
Reichskanzler gemeint hatte. Das sofortige Eingreifen Alexanders II., 
das Schreiben der Königin Viktoria an Wilhelm I. — all das zeigte Bis- 
marck, daß das von ihm begonnene Unternehmen gefährlicher sein werde, 
als er geglaubt hatte. Also blies der Kanzler soforggeum Rückzug auf der 
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ganzen Linie. Die Presse verstummte, und Bismarck tat, als wüßte er nicht, 
auf welcher Grundlage Gortschakow in seinem Rundschreiben an die 
russischen Auslandsvertreter zu verstehen gab, daß der Frieden gefährdet 
gewesen sei. Der Reichskanzler äußerte sogar seine Verwunderung, warum 
man ihn für irgendwelche Zeitungsartikel verantwortlich mache. Übrigens 
ließ sich damals niemand durch diese Kniffe hinters Licht führen. In den . 
achtziger Jahren, im letzten Jahrzehnt seiner Tätigkeit, hat Bismarck 
noch mehrfach schlecht getarnte Kriegsdrohungen angebracht, die wohl 
auf die französischen Kabinette Eindruck machten, auf die russische Re- 
gierung aber bedeutend weniger. 

Bismarcks Nachfolger griffen so gern und so unbedacht zur Methode 
der Drohungen, daß diese Waffe zum Teil stumpf wurde. Die zahllosen 
Aussprüche Wilhelms II. von der »gepanzerten Faust«, die er auf seine 
Widersacher niedersausen lassen werde, riefen am Ende seiner Herrschaft 
häufiger Lächeln als Furcht hervor. Wenn aber diese Drohungen gar zu 
demonstrative Form annahmen, machten sie in dem einen oder anderen 
Grade Eindruck. 

Vor dem ersten Weltkrieg wandte die deutsche Diplomatie in zwei 
Fällen die Kriegsdrohung an und erzielte gewisse Resultate. Zum ersten- 
mal wurde das im Jahre 1909 gegen Rußland getan anläßlich der An- 
nexion Bosniens und der Herzegowina durch Österreich; zum zweitenmal 
wurde die gleiche Methode im Zusammenhang mit der Marokkofrage 
gegen Frankreich angewandt. Beide Fälle sind sehr charakteristisch und 
verdienen die Beachtung eines jeden, der die Methoden der europäischen 
Diplomatie der neusten Zeit studiert. 

Im Jahre 1908 gestaltete sich die internationale Lage in Europa derart, 
daß die deutsche Diplomatie nach dem Abschluß des englisch-russischen 
Abkommens im August 1907 und nach der Zusammenkunft des Zaren 
mit Eduard VII. vom 9.- 10. Juni 1908 in Reval voll ernster Besorgnis 
war. Die Presse, insbesondere die Zeitungen des rheinisch-westfälischen 
Industriegebiets, schrie von einer Einkreisung Deutschlands und von einer 
unerhörten Erstarkung der Entente. In den führenden Kreisen Deutsch- 
lands bildete sich die Meinung heraus, man müsse der Entente durch eine 
energische Aktion unbedingt zeigen, daß sie nicht gefürchtet werde, und 
damit zugleich die Festigkeit der Bande prüfen, die die drei Mächte der 
Entente verbänden. Wie sollte das aber angestellt werden? Wilhelm II. 
hatte die Antwort parat. Obwohl kein Alexander von Mazedonien, war 
der letzte deutsche Kaiser geneigt, alle gordischen Knoten der Politik, 
wenn nicht mit dem Schwert, so’ doch zumindest mit Kraftworten zu zer- 
hauen. Zum größten Ärgernis des Reichskanzlers Bülow hielt Wilhelm vor 
den Offizieren der in Döberitz liegenden Truppen eine marktschreierische 
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und herausfordernde Rede. Der Kaiser sprach vom Krieg, den er recht 
bald zu führen gedenke. Da Wilhelm in Wirklichkeit damals gar nicht an 
einen Krieg dachte, konnte diese Rede äußerst schädliche Folgen: für 
Deutschland haben. Der erzürnte Bülow konnte sich zwar nicht entschlie- 
ßen, Wilhelm zu sagen, daß die Rede dumm gewesen sei, doch schrieb er 
ihm mit großer Erregung (am 17. Juli 1908), daß diese Rede überflüssiger- 
weise gedruckt worden sei. Der Kanzler schrieb: »Ich glaube..., daß es 
im Interesse dieser Mächte (der Entente) liegt, uns als nervös und unruhig 
erscheinen zu lassen. Das ist schon darum die Taktik unserer Feinde, weil 
iede wirkliche oder scheinbare Drohung von unserer Seite die Franzosen 
veranlaßt, ihre Ostgrenze noch mehr zu befestigen; die Engländer, noch 
mehr Dreadnoughts zu bauen, die Russen, noch mehr Truppen nach ihrer 
Westgrenze zu legen.« In breiten Kreisen der deutschen Öffentlichkeit 
waren auch viele durch die taktlosen Rededebuts Wilhelms aufgebracht. 
Bald darauf erschien im Inseratenteil einer Berliner Zeitung eine der Auf- 
merksamkeit derRedaktion entgangene Anzeige: » Aus der Psychiatrischen 
Klinik Doktor Bülows ist der Kranke Wilhelm Kaiser, 5ı Jahre alt, ent- 
flohen, leidet an Redewut.« Weiter folgten die entsprechenden äußeren 
Kennzeichen. Den eingeholten Auskünften nach gab es weder eine solche 
Klinik noch einen solchen Doktor noch einen solchen Patienten. Am Hofe 
war man über all das stark entrüstet. Als sich aber in Deutschland bald 
darauf, im Herbst des gleichen Jahres 1908, sowohl in der Presse wie im 
Parlament ein wirklich stürmischer Skandal wegen Wilhelms berühmter 
und höchst widersinniger »Daily-Telegraph«-Interviews entlud, als es zu 
' entrüsteten Anfragen im Reichstag und zu dem beflissenen Versprechen 
des heftig erschrockenen Wilhelm kam, er werde von nun an den Mund 
halten — wurden diese drohenden Redensarten tatsächlich eine Zeitlang 
ganz eingestellt. 

Reichskanzler Bülow schien es jedoch trotz allem notwendig, auf irgend- 
eine ernste Art und Weise auf Rußlands Beitritt zur Entente zu reagieren. 
Und ein Anlaß dafür bot sich bald. 

Am 5.Oktober 1908 gab die österreichische Regierung die Annexion 
Bosniens und der Herzegowina bekannt, und seit dieser Zeit verfolgte 
man in Wien mit Besorgnis die wachsende Unzufriedenheit und Gereizt- 
heit in Rußland anläßlich dieses Aktes Österreichs. Achrenthal, der öster- 
reichische Außenminister, und Franz Joseph selbst drangen unentwegt 
und immer hartnäckiger in Wilhelm und Bülow mit der Bitte um eine ent- 
schiedene Demarche, die Nikolaus II. schließlich dazu zwingen würde, 
daß Rußland diese vollendete Tatsache anerkenne. Nur eine solche An- 
erkennung konnte nach Meinung der österreichischen Diplomatie der Er- 
regung in Serbien ein Ende setzen und diese Annexiggfür das Habsburger 


Reich verankern. Im November und Dezember 1908 und Anfang 1909 
sprachen sowohl Iswolski als auch der Zar persönlich wiederholt mitdm 
deutschen Botschafter in Petersburg, Pourtal&s, und machten kein Hehl 
aus ihrer scharf ablehnenden Einstellung zu der Annexion Bosniens und 
der Herzegowina. Iswolski betonte während dieser überaus langen nd 
unangenehmen Unterredungen mit Pourtalts des öfteren, daß Rußland 
Verbündete habe: werde sich Deutschland so eifrigfürOsterreicheinserzen, 
so könne sich Rußland dadurch nur gezwungen schen, allerengste Annähe- PN 
rung an England zu suchen und das mit den Engländern bereits geschlos- Bi 
sene Abkommen noch mehr zu festigen. Pourtales versteifte sich darauf, 
daß Rußlands Weigerung, die Annexion anzuerkennen, eine ausweglse 
Sackgasse schaffe; drohe man aber Deutschland mit der Einkreisung, o 
fürchte es sich keineswegs davor und werde es verstehen, den sich um 
Deutschland schließenden Ring rechtzeitig zu sprengen. FR 
‚Auch Paris und London wurden von Erregung erfaßt. Weder Frank- $- RR 
reich noch England noch Rußland selbst trugen sich in jenem Moment mit "ne 
der leisesten Absicht, Krieg zu führen, doch wollte Iswolski auch nicht 
auf die Anerkennung der Annexion eingehen und behauptete, Aehrenthal } 
habe ihn belogen und lüge auch jetzt, wenn er sich auf ein vorheriges Ein- 
verständnis Iswolskis berufe. Bülow beschloß, diese Krise auszunutzen, 
um der Entente einen Schlag zu versetzen. Er hoffte, wie er dem deutschen Ch N 
en. in Wien, Tschirschky, schrieb, darauf, daß Frankreich Ruß- 
and die Unterstützung versagen werde »und damit endgültig der - 
schließenden Ring bricht«. i a 
Unter solch günstigen Bedingungen für Deutschland gab Kanzler Bülow. 
Petersburg zu verstehen, daß Deutschland auf der schnellsten Entscheidung f 
der Frage bestehe und daß es Österreich in der Angelegenheit Bosniens 
und der Herzegowina bis zu Ende unterstütze. 
Am 17. März 1909 berief Nikolaus II. eine außerordentliche Beratung 
der Minister unter Teilnahme des Stabschefs und einiger Vertreter der 
Generalität ein. Es wurde beschlossen, daß selbst im Falle eines durch die 
Annexion hervorgerufenen Krieges Österreichs gegen Serbien Rußland 
am Kriege nicht teilnehmen werde. Dieser Beschluß wurde Österreich 
durch den Botschafter Berchtold und Deutschland durch den Botschafter 
Pourtales mitgeteilt. Am 2ı. März gab Bülow, vom Wunsche beseelt, x 
seinem diplomatischen Sieg die Krone aufzusetzen, Pourtal&s die Anwei- 
sung, Iswolski vorzuschlagen, die Annexion formell und ohne Vorbehalte 
anzuerkennen: »Wir erwarten eine präzise Antwort: ja oder nein.« Am 
Tage darauf, am 23. März 1909, antwortete Iswolski im Namen des 
Zaren mit einer Zustimmung. Die Drohung hatte diesmal gewirkt. 
Jedoch führte die gleiche Methode, die von der deutschen Diplomatie 
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bei dem endlosen Marokkokonflikt angewandt wurde, nicht zu den ge- 


wünschten Ergebnissen, obwohl sie Deutschland immerhin einiges gab. 


Doch gehört dieser Fall bereits einer komplizierteren Kategorie der diplo- 
matischen Beispiele an, die gesondert untersucht werden muß. 

In dem überaus komplizierten und feinen Flecht- 

Der »Schutz« werk des diplomatischen Spiels, in dem Ränkespiel 


ar: een rg und den Abarten der Taktik der rivalisierenden Par- 
” aeg ® - teien kommen die verschiedenen angeführten Me- 


thoden oft nicht nur variiert, sondern auch kom- 
biniert zur Anwendung. BR : 
Ein klassisches Musterbeispiel dafür, wie die Diplomatie die kombi- 
nierte Methode: ı. Tarnung mit dem »Schutz« schwacher Staaten und 
2. offene Kriegsdrohung, anwendet, ist die Geschichte mit dem berühmten 
Telegramm Wilhelms II. an den Präsidenten der Republik Transvaal, 
Krüger, vom 3. Januar 1896. Es lohnt, hierbei an einige Einzelheiten 
dieser Episode zu erinnern. PH 
Die deutsche Diplomatie unterhielt schon ziemlich lange geheime 
Beziehungen zu den Buren Transvaals und des Oranjefreistaates. Der 
Staatssekretär des deutschen Auswärtigen Amtes, Freiherr Marschall 
von Bieberstein, war bemüht, bei dem deutschen Kapital Interesse für die 
burische Wirtschaft sowie für den Bau einer Eisenbahnlinie von Lourengo 
Marquez nach Pretoria usw. zu wecken. Die Beziehungen zwischen Eng- 
land und Deutschland waren noch nicht so verdorben wie in der Folge; 
immerhin erregte das Treiben der Deutschen in Südafrika das Mißfallen 
des Kabinetts von Lord Salisbury und besonders des Kolonialministers 
Joseph Chamberlain. Im Juli 1895 wurde der Bau der angeführten Eisen- 
bahnlinie fertiggestellt. Aus diesem nichtigen Anlaß schickte Wilhelm II. 
zwei deutsche Panzerschiffe an die Küste Südafrikas, eigens um dem Prä- 
sidenten Krüger zu gratulieren. Das englische Kabinett horchte auf. Wie 
sich dann aus den Worten eines Diplomaten herausstellte, begannen Salis- 
bury und Chamberlain »geduldig zu warten«. Übrigens beschränkten sich 
die Engländer nicht nur aufs Warten. Im Oktober 1895 drückte der eng- 
lische Botschafter in Berlin, Sir Edward Malet, dem Freiherrn Marschall 
gegenüber in entschiedener Form seine Unzufriedenheit betreffs ‚der In- 
trigen Deutschlands in Transvaal aus. »Wissen Sie, Baron«, erklärte der 
Botschafter, »Transvaal ist ein schwarzer Punkt in den englisch-deutschen 
Beziehungen.« Der deutsche Diplomat aber verharrte auf dem Stand- 
punkt, der ihm unerschütterlich und moralisch wie politisch außerordent- 
lich günstig schien: es ging ja um die »Verteidigung« der Buren vor der 
deutlich lauernden Gefahr seitens der Engländer, um die » Verteidigung der 
Unabhängigkeit« eines kleinen Volkes gegen die 17° Sansa Räuber. 
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In Wirklichkeit hatte sich die deutsche Diplomatie beim Eingreifen in 
die englisch-burischen Angelegenheiten zwei klar umrissene Ziele gestellt, 


Erstens hatte sie England zu nötigen, dem Dreibund beizutreten, zweitens 


hatten die Deutschen vor, falls das erste Ziel unerreichbar sein sollte, den 
englisch-burischen Konflikt auf jede erdenkliche Weise zu verschärfen und 
zu vertiefen, auf dieser Basis den deutschen Einfluß in Südafrika zu ver- 
stärken und mit der Zeit Deutsch-Südwestafrika mit beiden Burenrepu- 
bliken durch wirtschaftliche Bande enger zu verknüpfen, was für Rho- 
desia und die Kapkolonie eine ständige Bedrohung ergeben hätte. 
Wilhelm II., der über Malets Bemerkung aufgebracht war oder so tat, 
als fühle er sich getroffen, ließ den englischen Militärattach€ in Berlin, 
Oberst Swaine, zu sich kommen und ging sogleich zu Drohungen über. Er 
erklärte, er, der deutsche Kaiser, werde gemeinsam mit Rußland und 
Frankreich gegen England vorgehen, wenn man sich unterstehe, so mit 
Deutschland zu sprechen, wie es sich Malet herausgenommen habe. Über- 
haupt sei für England die Zeit gekommen, sich entweder für den Anschluß 
an den Dreibund oder aber für den Anschluß an die Feinde des Drei- 
bundes zu entscheiden. Oberst Swaine unterrichtete London sofort über 
diesen Ausfall des Kaisers. Salisbury reagierte nicht auf diesen Bündnis- 
vorschlag, der nicht zum ersten Male gemacht wurde. Wilhelm aber ließ 
nicht locker. Die Sache war die, daß er selbst und Marschall von Bieberstein 
aus irgendeinem Grunde zu jener Zeit zu glauben begonnen hatten, man 
könnte der englischen Regierung, die sichgerade in gespannten Beziehungen 
zu Frankreich und Rußland befand, durch eine energische Geste Schrecken 
einjagen und so den alten konservativen Premier Salisbury zwingen, Eng- 
land dem Dreibund anzuschließen. Dieser Gedanke erwies sich als grund- 
falsch. Salisbury war alles andere als ein furchtsamer Mensch; außerdem 
wußte er ausgezeichnet, daß bei dem damaligen Zustand der deutschen 
Flotte Wilhelm niemals einen Krieg gegen England wagen werde und daß 
Frankreich ein Bündnis mit Deutschland nicht eingehen werde. Es ver- 
gingen einige Wochen. Am 20. Dezember 1895 wurden unerwartet die 
deutschen Botschafter beiden Großmächten vertraulich in Kenntnis gesetzt, 
daß der Kaiser wieder bei England angefragt habe, ob es nicht bereit 
wäre, sich durch formellen Vertrag dem Dreibund anzuschließen. Andern- 
falls, erläuterte Wilhelm, würden es die Engländer, da die englische Politik 


- allgemeines Mißtrauen erwecke, mit der gegen sie vereinigten Gruppe der 


kontinentalen Großmächte zu tun bekommen. Diese direkte und aber- 
malige Drohung machte wiederum weder auf Salisbury noch selbst auf 
Chamberlain, der mehr zu einer Verständigung mit Deutschland neigte, 
den leisesten Eindruck. Mehr noch, die Englische Botschaft in Berlin gab 
dem deutschen Kaiser sehr delikat, aber durchsichtig zu verstehen — und 


54* 


RR 


RETTET TER TTTE Nat. 
N danke Ko RG GE ER: De N TEAM RN u 
m DEN ö ‘ KR N de We ‘ Yats Hi iR Rn „ 
852 Arbeitsweise und Methoden, Organisa‘ c und Technik usw. 
EN En RT a a Be a —— 


zwar privatim —, daß nach Meinung der englischen Diplomaten all das 
von seiner Seite nur eine Komödie sei und daß ein freundschaftlicher Zu- 
sammenschluß Rußlands und Frankreichs mit dem Dreibund unmöglich 
sei. Nun bestellte Freiherr Marschall den englischen Botschafter eigens zu 
sich. Er begann ihm verschiedentlich darzulegen, daß Marquis Salisbury 


sich irre, daß die Beziehungen zwischen Frankreich und Deutschland 


durchaus erträglich seien und, was die Hauptsache sei, alle kontinentalen 


Großmächte sich mit Leichtigkeit untereinander verständigen könnten, 


"und zwar auf Kosten Englands. Und wieder ließ sich der englische Di- 


plomat nicht schrecken. Der Botschafter hörte sich alles mit unerschütter- 


licher Ruhe an und blieb offenkundig bei seiner früheren Meinung. 


Die Ungeduld und Aufregung in Berlin wuchsen. Auf dieser Grundlage 
spielte sich denn auch alles Weitere ab. Es sei bemerkt, daß die beharr- 
lichen Drohungen der Deutschen, die das gewaltige allgemeine Problem 
der Beziehungen Englands zu den beiden grundlegenden Gruppierungen 
der kontinentalen Großmächte berührten, tatsächlich mit Südafrika, mit 
den’ englisch-burischen Unstimmigkeiten einsetzten. Um diese Unstim- 
migkeiten zu liquidieren, entschloß sich Cecil Rhodes, einer der inoffiziellen, 
aber äußerst mächtigen Führer der englischen imperialistischen Politik, 
zur Tat. Er beabsichtigte, das »Transvaalsche Geschwür zu öffnen«, und 
zwar rasch, solange Deutschland noch nicht kriegsbereit sei. In den letzten 
Dezembertagen organisierten Rhodes’ Agenten den bekannten » Jameson- 
Raid« gegen Transvaal. Und am 31. Dezember 1895, gerade zu der Zeit, 
da Marschall von Bieberstein, der noch nichts vom Einfall Jamesons wußte, 
sich vergeblich bemühte, den englischen Botschafter in Berlin durch die Per- 
spektive einer Vereinigung des ganzen kontinentalen Europas gegen Eng- 
land klein zu kriegen, liefen in London die ersten Nachrichten vom » Jame- 
son-Raid« ein. Sogleich erfolgte eine offizielle Mitteilung seitens des Ko- 
lonialministers Joseph Chamberlain, in der verkündet wurde, daß die 
britische Regierung von dem Unternehmen der »Freiwilligenabteilung« 
Jamesons absolut keine Ahnung gehabt hätte. Und da kam Marschall 
von Bieberstein plötzlich auf die Idee, in seinem diplomatischen Spiele sei 
ein gewaltiger Trumpf aufgetaucht: jetzt könne man bei der Weiter- 
führung der Verhandlungen mit den Engländern über ein Bündnis einen 
anderen Ton anschlagen als bisher. Gleich am Tage nach den ersten Nach- 


richten über den » Jameson-Raid«, d. h. am 1. Januar 1896, brachten fast _ 


alle führenden deutschen Blätter (mit Ausnahme der »Kölnischen Zeitung« 
und der »Kreuzzeitung«, die ihre Außerungen auf den 2. Januar verschoben 
hatten) scharfe Artikel, die direkt gegen das Kabinett Salisbury gerichtet 
waren. An Chamberlains Unschuld glaubte kein Mensch. Die »Vossische 
Zeitung« schrieb, das Deutsche Reich habe nicht nur “ wirtschaftlichen 
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Interessen im Süden Afrikas zu retten, sondern auch das kleine, schwache 
Burenvölkchen, das mit den Deutschen durch die Gemeinsamkeit deutschen 
Bluts verbunden sei, vor den Gewalttätern zu verteidigen. Die Zeitungen 


schlugen einen so kriegerischen und unversöhnlichen Ton an, daß eklar 


war, wer hinter ihnen stand, wer diesen ganzen wü ä f 
und zu welchem Zwecke. x ö 
Wilhelm IL, der stets zu dem kriegerischsten und herausforderndsten d 
Auftreten neigte, wenn er bestimmt wußte, daß eine Gefahr nicht im An- 
zuge war, machte sich vor allem mit Chamberlains Dementi bekannt. Die 
englische Regierung wies.kategorisch jede Verantwortung von sich. Also | 
konnten einige Schritte unternommen werden, die sich pro forma gegen bi 
den ‚unbekannten Jameson richteten, in Wirklichkeit aber die britische 
Regierung berührten und geeignet waren, sie zu beunruhigen. Marschall i 
‚von Bieberstein erhielt die Erlaubnis, dem deutschen Botschafter in London, 
Hatzfeldt, ein Telegramm folgenden Inhalts zu schicken: »Falls Eure Ex- 
zellenz den Eindruck haben, daß diese Völkerrechtsverletzung gebilligt 
wird, wollen Eure Exzellenz um Ihre Pässe bitten.« Natürlich wußten so- 
wohl Wilhelm wie Marschall von Bieberstein und Hatzfeldt ausgezeichnet 
daß eine solche Anfrage nach Chamberlains Erklärung sinnlos war. Doch. 
war das erst der Anfang. Je weniger Salisbury auf die herausfordernden 
Gesten der deutschen Diplomatie reagierte, um so mehr geriet Wilhelm 
außer Rand und Band. Der Rat des Staatssekretariats Fritz von Holstein 
der hinter dem Kaiser und Marschall stand, suchte seinen hohen Vor 
gesetzten (die ihm zu jener Zeit keinen Groschen mehr wert waren und 


‚mit denen er umsprang wie mit Schachfiguren) mit aller Gewalt zu sugge- 


rieren, daß Frankreich und Rußland jetzt oder nie für eine gemeinsame 
diplomatische Aktion gegen England gewonnen werden könnten. Wenn 
diese zustande käme, werde sich England von der Gefährlichkeit seiner 
isolierten Stellung anschaulich überzeugen, seine Hartnäckigkeit aufgeben 
und dem Beitritt zum Dreibund zustimmen, Holstein verlangte eine In- 
tensivierung der Drohungen. Es war bereits gegen Abend des ı. Januar. 
als in Berlin neue Telegramme mit der Meldung eintrafen, daß Jamesons 
Abteilung auf Buren gestoßen und daß es zum Kampfe gekommen sei. 
Über den Ausgang des Kampfes war noch nichts verlautet. Sofort am 
Morgen des 2. Januar depeschierte Freiherr Marschall dem Botschafter 
Hatzfeldt nach London, er möge bei Marquis Salisbury vorsprechen und 
offiziell gegen jeglichen Anschlag auf die Selbständigkeit Transvaals pro- 
testieren. Marschall versäumte nicht, in seine Note einzuflechten, daß er 
den englischen Beteuerungen keinen Glauben schenke. Hatzfeldt brachte 
diese dreiste Note ins Foreign Office in die Downingstreet. Als er aber 
dann in die Botschaft zurückkehrte, liefen aus dem Süden Afrikas neue 
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dringende Abenddepeschen ein: sie meldeten die Niederlage der Abteilung 
Jamesons bei Krügersdorp sowie die Gefangennahme Jamesons und seiner 
Abteilung. Die dreiste und drohende Note Marschalls war nun offen- 


* kundig überflüssig; die Ereignisse hatten sie überholt. Hatzfeldt eilte in 


die Downingstreet zurück. Dort erfuhr er zu seiner Freude, daß Salisbury 
noch nicht im Foreign Office eingetroffen war und daher die Note im 
uneröffneten Kuvert lag. Der deutsche Botschafter nahm sie schleunigst 
wieder an sich und brachte sie wohlbehalten nach Hause. Man mochte nun 
meinen, die Berliner Mache hätte damit ihr Ende gefunden. Weit gefehlt! 
In Berlin wollte man immer noch nicht die so groß angelegte diploma- 
tische Aggression einstellen. 

Am 3. Januar wurde im Kaiserschloß eine außerordentliche Beratung 
einberufen. An ihr nahmen außer Wilhelm teil: Reichskanzler Hohenlohe, 
ein Mummelgreis, der zu jener Zeit keine Rolle spielte, der von kämpfe- 
rischstem Geiste erfüllte Freiherr Marschall, der Kolonialminister und 
noch zwei zweitrangige Würdenträger. 

Wilhelm eröffnete die Sitzung mit dem ganz albernen Vorschlag, Mar- 
quis Salisbury kundzutun, daß Deutschland Transvaal formell unter seine 
Schutzherrschaft nehme und sofort Truppen dorthin entsende, nicht mehr 
und nicht weniger. Hohenlohe und selbst Marschall von Bieberstein waren 
bestürzt. Marschall begriff, daß die Sache schon zu weit ging. Er erklärte 
warnend, daß im Falle einer Annexion Transvaals durch die Deutschen 
sofort ein Krieg mit England aufflammen werde: ob es daher nicht besser 
wäre, einstweilen nur demonstrativ aufzutreten, dafür aber recht ein- 


drucksvoll und drohend. Auf den Rat des Kolonialministers und des 


Barons Marschall hin wurde beschlossen, Wilhelm solle eine Gratulations- 
depesche an Präsident Krüger schicken, wobei sich diese Depesche ganz 
offensichtlich nicht gegen den Abenteurer Jameson, sondern gegen die 
britische Regierung richten sollte. 

Am Tage darauf, dem 4. Januar 1896, konnte die ganze lesende Welt 


‚ in den Zeitungen die von Kaiser Wilhelm unterzeichnete Depesche lesen, 


die am Vorabend an den Präsidenten von Transvaal, Krüger, abgegangen 
war. Aus der Depesche ging hervor, daß Wilhelm II. sich über den Sieg 
der Buren freue, als sei es ein deutscher Sieg. Der Kaiser sei glücklich, daß 
es Krüger gelungen ist, die Selbständigkeit seines Landes zu wahren, ohne 
an die Hilfe befreundeter Mächte zu appellieren. Mit anderen Worten, 
Wilhelm drohte England, daß, wenn England wiederum einen direkten 
oder indirekten Anschlag auf die Selbständigkeit Transvaals unternehmen 
sollte, ein Krieg mit Deutschland unvermeidlich sein werde. Diese Depesche 


löste in der englischen konservativen Presse einen Sturm der Entrüstung _ 
aus. Marschall und Wilhelm legten sich vorerst noch Mine Rechenschaft 


RR Par Abrra ET A Ba  a Ih  NaNT ı 

U Er) er 4 NE Mn 77:7 4 wi * LE) 
x x 
. Rn “ v ’ “ 


Der sSchutze der schwachen Staaten als Vorwand für die Aggression 855 


ab, wie gründlich ihre herausfordernde Geste die englisch-deutschen Be- 
ziehungen verdorben hatte. Sogar die liberale Opposition in England be- 
kundete gewaltige Gereiztheit. Die Regierung selbst schwieg. Salisbury 
und Chamberlain verharrten auf der einmal bezogenen Position: für 
Jameson trügen sie keine Verantwortung, und das widersinnige Telegramm 
Wilhelms gehe sie nichts an. In Wirklichkeit hatte Salisbury ein Mittel 
gefunden, sein Mißvergnügen zu äußern. Der Sturm in der englischen 
Presse, der von offiziellen Persönlichkeiten hinter den Kulissen entfacht 
wurde, legte sich nicht, sondern erhob sich im Gegenteil immer mehr. 
»Daily Telegraph« brachte Artikel und Telegramme unter dem Gesamt- 
titel » Deutsche Intrigen gegen England«; der »Standard« und die»Times«, 
von der kleinen Presse mit ihrer großen Auflage ganz zu schweigen, gingen 
ihrerseits zu giftigen Kommentaren und direkten Drohungen über. Es 
kam zu deutschfeindlichen Straßendemonstrationen im Ostteil Londons. 
General Grantham hielt bei der Verleihung von Medaillen an verdienst- 
volle Soldaten eine Rede, in der er Wilhelm ironisch seinen Dank dafür 
aussprach, daß er England beizeiten gewarnt habe, indem er es auf einen 
neuen Feind, d.h. auf Deutschland, aufmerksam gemacht und so unter 
den Engländern volle Einmütigkeit geschaffen habe. 

Wilhelm bekam es mit der Angst zu tun. Weder er noch Marschall 
hatten eine solche Wirkung erwartet. Ihre Drohungen bewirkten rein gar 
nichts. Der Kaiser blies auf der ganzen Linie zum Rückzug. Nach etlicher 
Zeit begann er vor den Engländern zu liebedienern, sich vor ihnen zu 
demütigen und fuhr sogar ungeladen zur Königin Viktoria, um ihr seine 
Aufwartung zu machen. Und als es dann wirklich zum Krieg zwischen 
England und den Buren kam, sandte er selbst, wie aus seinen eigenen spä- 
teren Bekenntnissen hervorging, Königin Viktoria einen detaillierten stra- 
tegischen Plan zur raschesten Niederschlagung der Buren! So schmählich 
endete der großmütige »Schutz« der Buren durch Kaiser Wilhelm II. unter 
Zuhilfenahme wiederholter drohender Einschüchterungsversuche, die einer 
realen Grundlage entbehrten und fälschlicherweise auf schwache Nerven 
des Gegners berechnet waren. 

Ein anderes Beispiel einer ähnlichen Kombination von Methoden der 
Tarnung und der Drohung ist der denkwürdige Kampf Deutschlands und 
Frankreichs um Marokko, der schon einige Male Europa hart'an den 
Rand eines Weltkrieges herangeführt hatte. 

Die demonstrative »Sorge« um die Rechte einer unterdrückten Natio- 
nalität und um die Unantastbarkeit ihres Besitzes diente der deutschen 
Diplomatie als glänzende Maske im Kampf gegen Frankreich um Ma- 
rokko. Am kuriosesten hierbei ist, daß die gleiche »Sorge« um die Marok- 
kaner auch von der französischen Diplomatie ihrerseits im Prozesse des 
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langwierigen Kampfes gegen Deutschland um das Marokkoreich vorge- 
schützt wurde. 

Bekanntlich wurde Marokko gemäß dem englisch-französischen Ab- 
kommen vom 8. April 1904 eine »französische Einflußsphäre«. So begann 
einerseits unter der »harmlosen« und unschuldigen Losung der »friedlichen 
Durchdringung«, deren Autor der französische Außenminister Delcasse 
war, die Durchsetzung des bis dahin unabhängigen Landes mit franzö- 
sischen Truppen. Andrerseits begann die deutsche Diplomatie mit wach- 
sender Unruhe und Gereiztheit die allmählich an Raum gewinnenden 
französischen Annexionen in diesem Lande zu verfolgen. Reichskanzler 
Bülow, der zu jener Zeit die deutsche Außenpolitik leitete, selbst aber 
unter Kuratel von Fritz von Holstein stand, wollte um jeden Preis in diese 
Angelegenheit eingreifen. Erstens mußten die ziemlich bedeutenden Han- 
dels- und Industrieinteressen Deutschlands in Marokko geschützt werden; 
. zweitens war es verführerisch, die Stärke und Realität der am 8. April 
1904 entstandenen »Entente« auf die Probe zu stellen und zu erfahren, 
ob England wirklich gewillt war, den Franzosen im Falle einer Bedrohung 
durch Deutschland militärischen Beistand zu leisten. Zuerst wurde Ge- 
neralstabschef Schlieffen, der berühmte Schöpfer des Aufmarschplans für 
den Zweifrontenkrieg, befragt. Am 20. April antwortete er Bülow, Ruß- 
land, das infolge des Krieges gegen Japan bereits alle Hände voll zu tun 
habe, könne jetzt nicht Krieg führen; sei ein Krieg mit Frankreich unver- 
meidlich, so sei der gegenwärtige Moment unstreitig günstig. Trotzdem 
wurde für nötig befunden, noch etwas zu warten, und erst im Frühjahr, 
nach Mukden, wurde beschlossen, zu Aktionen überzugehen. Fritz von Hol- 
stein suchte immer wieder Bülow zu überzeugen, daß es notwendig sei, die 
Franzosen durch Drohung mit dem Krieg zu zwingen, von der Eroberung 
Marokkos Abstand zu nehmen. Bülow trat damit an Wilhelm heran. 


Schließlich konnte Bülow den furchtsam gewordenen Kaiser nach ziemlich | 


hartnäckigem Sträuben dazu bestimmen, eine Reise nach Tanger zu unter- 
nehmen. Hier, in der größten Stadt Marokkos, sollte Wilhelm demon- 
strativ erklären, daß er den marokkanischen Sultan als völlig unabhän- 
gigen Souverän betrachte. Die Presse aber bekam den Auftrag, sich so 
energisch wie möglich über zwei Themen auszulassen: 1. Deutschland trete 
als Verteidiger der Unabhängigkeit eines schwachen Landes auf, das von 
einem fremden Eroberer unterdrückt werde, und 2. die deutsche Regierung 
verteidige zur gleichen Zeit das höchst gerechte Prinzip der Gleichberech- 
tigung aller Nationen, deren Angehörige die einen oder die anderen wirt- 
schaftlichen Interessen in Marokko hatten. Die Plattform für die in Szene 
gesetzte Demonstration war solcherart vorbereitet worden, daß man sie 


als gelungen und unanfechtbar betrachten konnte. Frech wußte Wilhelm 


' Wege nach Tanger plötzlich von Zweifel befallen und wankelmütig 
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selbst sehr gut, daß es sich in Wirklichkeit gar nicht um so edelmütige 

Bestrebungen, sondern nur darum handelte, den Franzosen die Beute 
abzujagen. Der Kaiser begriff auch, daß dieses ganze Beginnen für 
Deatschland mit einem Krieg gegen Frankreich, England und gegen das, 
wenn auch geschwächte, so doch nicht wenige Korps in Europa besitzende 
Russische Reich enden konnte. Was Wunder, daß Wilhelm schon auf dem 


wurde. Er telegraphierte von unterwegs dem deutschen Residenten nach 


Tanger ganz unerwartet, er werde möglicherweise nicht an Land gehen; 


überhaupt, er, der Kaiser, »reise als einfacher Tourist«. Bülow wurde 
durch das Umfallen des Kaisers in schreckliche Erregung versetzt. Tele- 
gramme jagten zu Wilhelm, in denen er beschworen wurde, von dem 
beschlossenen Programm nicht abzuweichen. Es sei ja doch schon zu spät: 
die Presse sei voll von Nachrichten über seine bevorstehende Kundgebung; 
in Europa werde das plötzliche Abblasen dieser Reise als Angst gedeutet 
werden, wodurch Deutschlands Ansehen untergraben werden würde. Da- 
nach entschloß sich der ritterliche Verteidiger der schwachen Nationen 
blutenden Herzens, doch in Tanger an Land zu gehen. Am 31. März 1905 
hielt Wilhelm auf einem Bankett, das die deutsche Kolonie ihm zu Ehren 
gab, eine Rede, in der er sich in hochtrabenden Worten über die Unab- 
hängigkeit Marokkos, über den souveränen Sultan und über seine freund- 
schaftlichen Gefühle für ihn ausließ. 

Die Demonstration glückte. Nach über zwei Monaten diplomatischer 
Korrespondenz und Pressepolemik erklärte Th&ophile Delcasse, der 
Außenminister der Französischen Republik, am 6. Juni 1905 seinen 


Rücktritt. Der Grund war, daß der ganze Ministerrat und Präsident 


Loubet selbst seiner »Widerstandspolitik« entschieden die Unterstützung 
versagt hatten und England, das von Paris aus angefragt worden war, 
wissen ließ, daß es im Kriegsfalle den Franzosen insgesamt 150 000 Mann 
zur Hilfe schicken könnte, und das auch nicht sofort, sondern nach einer 
gewissen Zeit. 

Später aber nahm die ganze Angelegenheit eine schroffe Wendung. 
Von Interesse ist, daß die gleiche Tarnung mit dem »Schutz« der kleinen 
und schwachen Völker nun*nicht mehr von Deutschland gegen Frank- 
reich angewandt wurde, sondern von Frankreich gegen Deutschland. Im 
weiteren ist geschildert, wie sich dieser kuriose, wiewohl in der Geschichte 
der Diplomatie nicht seltene Fall abspielte. Der Ministerpräsident Rou- 
vier, der Delcasse auf dem Posten des Außenministers abgelöst hatte, 
schlug der deutschen Regierung auf geheimem Umweg, über den deut- 
schen Botschafter in Rom, Graf Monts, vor, alle Kolonialfragen und _ 
Mißverständnisse in Afrika wie in Asien durch ein zweiseitiges Sonder- 
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abkommen beizulegen und dabei auch mit dem Marokkokonflikt ein 
Ende zu machen. Mit anderen Worten, es wurde die Frage gestellt, ob 
es der deutschen Diplomatie und ihrer Presse nicht genehm sei, die Rede- 
reien über den edelmütigen Schutz der schwachen Völker einzustellen 
und an Stelle dessen das Marokkanische Reich gütlich zwischen Deutsch- 
land und Frankreich zu teilen? Und da beging Reichskanzler Bülow, von 
demselben Rat des Staatssekretariats des Auswärtigen Amtes Fritz 
von Holstein inspiriert, jenen gewaltigen Mißgriff, den die deutsche Diplo- 
matie in der Folge oftmals bitterlich bedauerte. Bülow, der sich von Hab- 
gier treiben ließ, schien es besser, Marokko ganz einzustecken, als es mit 
den Franzosen zu teilen. Deshalb beschloß er, die Deutschland vor- 
geschlagene »Abfindung« auszuschlagen. Und Rouvier erhielt die Ant- 
wort, Deutschland betrachte Marokko wie chedem als unabhängigen 
Staat. Wie aber könne man einen unabhängigen Staat teilen? Offiziell 
jedoch erhob Kanzler Bülow die Forderung, daß eine gesamteuropäische 
Konferenz einberufen werde: diese solle einen Beschluß fassen, der die 
Unabhängigkeit des marokkanischen Staates wie auch die volle Gleich- 
berechtigung der Angehörigen aller Nationen in den wirtschaftlichen Be- 
ziehungen zu Marokko festlege. Die Deutschen hofften, den Sultan unter 
der Flagge des Schutzes Marokkos gegen die Franzosen am Zügel halten 
zu können, und da Deutschland ökonomisch stärker war als Frankreich, 
Marokko jedenfalls in wirtschaftlicher Hinsicht vollständig in ihren 
faktischen Besitz zu bringen. Nachdem Rouvier den abschlägigen Be- 
scheid Deutschlands bezüglich einer gütlichen Teilung erhalten hatte, er- 
klärte er sich mit der Einberufung einer Konferenz einverstanden. 
Bekanntlich trat infolge einer Reihe für Frankreich günstiger Um- 
stände auf dieser Konferenz, die sich am 16. Januar 1906 in dem spani- 


‘ schen Städtchen Algeciras versammelt hatte, die Mehrzahl der Teil- 


nehmer nicht für die Deutschen, sondern für die Franzosen ein. So gelang 
es dem französischen Vertreter, eine Reihe von Punkten durchzusetzen, 
die der französischen Diplomatie äußerst bequeme Hintertürchen für 
eine weitere erfolgreiche »friedliche Durchdringung« Marokkos offen- 
ließen. Die Konferenz endete für Deutschland mit einem völligen Fiasko, 
Als später, im Jahre 1908, Wilhelm II. erfuhr (Bülow hatte ihm das ver- 
schwiegen!), daß Rouvier schon im Sommer 1905 Deutschland eine güt- 
liche Teilung angeboten hatte, die von der deutschen Diplomatie aus- 
geschlägen wurde, verlangte der Kaiser, daß ihm das diesbezügliche 
Schriftstück vorgelegt werde, und er vermerkte auf dem Rand, daß er, 
hätte er das gewußt, sich sofort damit einverstanden erklärt hätte und 
dann diese ganze dumme Geschichte mit der Konferenz, von Algeciras 
nie passiert wäre. Cd 


j 
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Doch der Fehler war nun einmal begangen. Wie konnte er wiedergut- 
‚gemacht werden? Vor allem versetzte Bülow seinen Ratgeber Fritz 
von Holstein, über den er wegen des Mißerfolgs erbost war, in den Ruhe- 
stand, nachdem er Wilhelm II. geschickt auf diesen Schritt vorbereitet 
hatte, Wie es in Berlin hieß, hatten bis dahin nicht die Kanzler den 
»Fritz« davongejagt, sondern der »Fritz« die Kanzler. Doch war das 
natürlich nicht genug, um die Sache wieder einzurenken. 

Und so setzte von Berlin aus schon im gleichen Jahre, 1906, und dann 


1907 und 1908, ebenfalls auf geheimem Umweg, eine beharrliche Son- 5% 


dierung des Bodens in Paris ein, um festzustellen, ob nicht wenigstens 
jetzt jene Abfindung zu erhalten sei, die Rouvier seinerzeit vorgeschlagen 
hatte. Doch die Zeiten hatten sich geändert. Der japanische Krieg war zu 
Ende, Rußland hatte die Hände frei bekommen und war der Entente 
sichtlich nähergekommen, der es denn auch im August 1907 beitrat. Des- 
halb machten die französischen Diplomaten Miene, als bemerkten sie die 
Berliner Versuchsballone nicht. Als dann aber über Dritte der Vorschlag 
zur Teilung Marokkos beantworter werden mußte, antworteten die Fran- 
‚zosen nicht ohne Tücke haargenau so, wie seinerzeit die Deutschen ihnen 
geantwortet hatten: Marokko sei ein unabhängiges Land, wie könne man 
also seine Unabhängigkeit antasten? So glückte es eben Deutschland nicht, 
in Marokko etwas einzustecken. Auch als es dann im Jahre ıgrr 
die Demonstration von Agadir unternahm, konnte es selbst mit einem 
so komplizierten und gewagten Mittel eine »Abfindung« nur in der 
fernen zentralafrikanischen Einöde erzielen. Dafür gab die deutsche 
Diplomatie durchaus präzis, formell und vorbehaltlos ihr Einverständnis 
zur Einverleibung des Marokkanischen Reichs in die französischen Be- 
sitzungen unter dem Titel »Protektorat«. Da ließ auch Frankreich end- 
gültig von den Versicherungen ab, daß es, wenn es Marokko unter seine 
Gewalt bringe, großmütig die Unabhängigkeit dieses Landes verteidige. 

Doch muß diese abschließende Etappe im französisch-deutschen Kampf 
um Marokko aufmerksamer untersucht werden. Sie ist von besonderem 
Interesse als eine der charakteristischsten Illustrationen für die spezi- 
fischen Methoden der Diplomatie des Imperialismus. 

Zu Beginn des Jahres 1908 wurde es klar, daß alle deutschen Ver- 
suche, Frankreich zumindest eine »Abfindung« abzuringen, nicht zum 
Ziele führten. 

Wilhelm und Reichskanzler Bülow konnten und wollten es nicht da- 
bei bewenden lassen. Sie sahen, wie die Franzosen jeglichen Anlaß wahr- 
nahmen, um angeblich die Interessen der französischen Bürger zu 
schützen, und dabei immer tiefer und rücksichtsloser in Marokko Wurzeln 
schlugen. Die deutsche imperialistische Presse zog unausgesetzt voller 
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Hohn und Vorwurf über die Reichsdiplomatie her, die es den Franzosen 
gestatte, Deutschland zum Narren zu halten und, ungeachtet der Alge- 
cirasakte, Schritt für Schritt ganz Marokko an sich zu reißen. Diese An- 
griffe nahmen besonders heftigen Charakter an, als französische Truppen 
in einem der besten marokkanischen Häfen, in Casablanca, gelandet 
waren. Gerade dort lammte unerwartet der Konflikt auf, wegen dessen 
die europäische Presse wiederum von der heraufziehenden Gefahr eines 
»allgemeinen Brandes«, d. h. eines Weltkrieges, schrie. 

Der Anlaß für den Konflikt war unbedeutend. Zweifellos, hätte sich 
nicht in Deutschland so viel böses Blut wegen der marokkanischen An- 
gelegenheiten angesammelt, so hätten weder Wilhelm noch sein Kanzler 
daran gedacht, sogleich einen Kampfton anzuschlagen. Im September 
1908 hatte der deutsche Konsul in Casablanca einige Tage lang Deser- 
teure deutscher Herkunft, die aus der in Nordafrika stationierten fran-. 
zösischen »Fremdenlegion« entflohen waren, bei sich verborgen. Als die 
Deserteure sich in Begleitung eines Konsulatsbeamten zum Dampfer 
schlichen, wurden sie von französischen Polizisten angefallen und fest- 
genommen; der Beamte wurde dabei — nach Aussagen der Franzosen — 
leicht, nach seinen eigenen Worten jedoch recht empfindlich mißhandelt, 
Es setzte eine in scharfem Ton gehaltene diplomatische Korrespondenz 
ein; im deutschen Auswärtigen Amt wurden laute Töne von der himmel- 
schreienden Verletzung der ImmunitätderKonsulatsbeamten angestimmt; 
bei dieser Gelegenheit erinnerte man auch daran, warum die Franzosen 
eigentlich in Casablanca schalteten und walteten und wer ihnen das Recht 
gegeben habe, die Algecirasakte zu übertreten usw, 

Der deutsche Botschafter in Paris, Radolin, hatte einige aufeinander- 
folgende Audienzen beim Ministerpräsidenten Clemenceau, aber der 
Konflikt wollte und wollte sich nicht beilegen lassen. Clemenceau schlug 
vor, die ganze Angelegenheit dem Haager Internationalen Gerichtshof 
zur Entscheidung vorzulegen: werde der Gerichtshof zugunsten Deutsch- 
lands entscheiden, so werde Frankreich sich entschuldigen. Doch wollte 
Kanzler Bülow in der Frage von Marokko wie auch in der Frage Bos- 
niens und der Herzegowina vor allem prüfen, ob die Entente fest sei. 
Werden Rußland und England den Franzosen beistehen, wenn man 
ihnen mit dem Krieg droht? Deshalb forderte Bülow noch vor der Haager 
Verhandlung, Frankreich möge sich unverzüglich entschuldigen. Die 
Sache kam nicht über den toten Punkt hinaus. Bülow baute darauf, 
daß Rußland und England doch wohl nicht um eine ihnen ganz 
fernliegende Angelegenheit Krieg führen würden. Aber auch Clemenceau 

sah ein, daß die deutsche Regierung kaum wegen der Verhaftung irgend- 


welcher Deserteure und der Beleidigung eines Konsulat@#&amten in Casa- b 
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' blanca ein schreckliches Gemetzel beginnen werde. Schließlich wurde der i 
Ton der deutschen Presse, offensichtlich unter dem Einfluß des Kanzlers, 
entschieden drohend. Da erschien der Botschafter Radolin am frühen. 
Morgen bei Clemenceau, um sich die endgültige Antwort zu holen. 


Zwischen beiden kam es zu einem Zwiegespräch, das dann in der fran- 


zösischen und der englischen Presse, vielleicht in erwas stilisierter Form, 
wiedergegeben wurde. Jedenfalls erfolgte eine Widerlegung weder von 


. Clemenceau noch von Radolin. Nach neuem erfolglosem Beharren auf 


unverzügliche Entschuldigung stand Radolin auf und erklärte, er habe 
Anweisung, im Falle einer endgültigen Absage Clemenceaus noch am 
Abend des gleichen Tages Paris zu verlassen. »Aber, Monsieur, Sie kom- 
men ja noch zu dem bedeutend günstigeren Kurierzug am Mittag zu- 
recht!« rief Clemenceau, indem er die Uhr aus der Tasche zog und seinem 


. Besucher zeigte. So oder anders, Radolin fuhr weder mit dem Kurierzug 


am Mittag noch mit dem Personenzug am Abend; zu einem Kriege kam 
es auch nicht; Deutschland erklärte sich bereit, die Angelegenheit dem 
En ne 2 übergeben. Der später erfolgte Beschluß des Ge- 
richtshofes lautete auf ein »unentschieden« mit gegenseitigen Erklärunge 
und Entschuldigungen. ea U 
So hatte diesmal die Methode der Drohung nich i ü 

g nicht zum Ziel geführt. 
Doch konnte die Angelegenheit damit nicht ihr Ende finden. 5 ver- ' 
gingen kaum drei Jahre, als wieder eine Drohung ins Werk gesetzt wurde, 


und wieder Marokkos wegen. Diesmal wurde die diplomatische Aktion . 


Deutschlands ernster aufgezogen. 

In der Zwischenzeit hatten alle beteiligten Personen gewechselt: Reichs- 
kanzler war nicht mehr Bülow, sondern Bethmann Hollweg, französi- 
scher Ministerpräsident nicht Clemenceau, sondern Joseph Caillaux, der 
deutsche Botschafter in Paris nicht Radolin, sondern von Schoen. Doch die 
Hauptperson in dem denkwürdigen Konflikt von 1911 war der deutsche 
Staatssekretär des Auswärtigen, Kiderlen- Wächter. 

Das war ein sehr befähigter und tatkräftiger Mann, der den Kanzler 
Bethmann Hollweg — dieser blieb stets nur ein beflissener Beamter — 
um einen Kopf überragte. Kiderlen-Wächter hielt nichts von seinen Vor- 
gesetzten — zuerst Bülow und dann Bethmann Hollweg —, wie aus dem 
nach seinem Tode veröffentlichten Briefwechsel hervorging; ebenso ge- 
ringer Meinung war er auch vom Kaiser selbst. Er hatte einen unverträg- 
lichen Charakter, und im Dienst ließ man ihn lange nicht hochkommen. 
Erst im Juni 1910 setzte er seine Ernennung zum Staatssekretär des Aus- 
wärtigen durch, Unter einem einigermaßen aktiven Kanzler hatte dieser 
Posten keine besondere Bedeutung: die ganze Außenpolitik des Reiches 
leitete der Reichskanzler. Aber bei einem Kanzler wie Bethmann Hollweg 
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mußte ein Staatssekretär wie Kiderlen-Wächter unweigerlich die erste » 
Rolle spielen. Von Bethmann Hollweg sagten seine Feinde, er halte sich 
nur deswegen für einen Fachmann der Innenpolitik, weil er nichts von 


der Außenpolitik verstehe. Insbesondere war sich der Reichskanzler der 


ganzen Verworrenheit der Stellung Deutschlands in der Marokkofrage 
wohl bewußt, doch war er selbst bei größter Anstrengung außerstande, 
einen Ausweg zu finden: er überließ die Lösung dieser Frage dem neuen 
Staatssekretär. Kiderlen-Wächter sah, daß die Franzosen in Marokko 
schon ganz ungezwungen schalteten ınd walteten und daß die Annexion 
all dessen, was noch unberührt war, in schnellem Tempo fortschritt. Der 
deutsche Staatssekretär war schon lange zu der Überzeugung gelangt, 
daß um jeden Preis eine Verständigung mit den Franzosen herbeigeführt 
werden müsse. Mit anderen Worten, man müsse ihnen offen sagen, daß 
man mit der Komödie des »Schutzes des unabhängigen Sultans vor Auf- 
ständischen« (unter diesem Vorwand brachten die Franzosen, die den 
Sultan von einem Ort zum anderen mit sich schleppten, einen Teil des 
Landes nach dem anderen an sich) auch Schluß machen könne. Man 
müsse einfach das französische Protektorat über Marokko ausrufen. 
Deutschland sei damit einverstanden, aber es fordere nachdrücklich eine 
Abfindung, d.h. irgendein Stückchen Land, nach Möglichkeit in Marokko 
selbst. Kiderlen hatte in Gesprächen mit dem französischen Botschafter 
in Deutschland, Jules Cambon, einigemal diese Frage angeschnitten; jener 


‚ fuhr sogar aus diesem Anlasse nach Paris, doch brachte er nichts Trost- 


reiches von dort für Deutschland mit. Im französischen Kabinett saß 
wieder — allerdings als Marineminister — derselbe unversöhnliche 
Delcasse, der die Annexion Marokkos begonnen hatte und, wie bereits 
gesagt, 1905 zurücktrat, weil er Deutschland keine Zugeständnisse 
machen wollte. Jetzt, im Jahre ıgır, war er derselben Meinung wie 
früher und beeinflußte das ganze Kabinett stark in diesem Sinne. 
Kiderlen-Wächter schlug Bethmann Hollweg nun vor, von der Dro- 
hung mit einem bewaffneten Eingreifen in die marokkanischen An- 
gelegenheiten Gebrauch zu machen. Das von den Franzosen systematisch 
vorgebrachte Argument, sie seien gezwungen, die Städte und Dörfer 
Marokkos zu okkupieren, um Leib und Leben der französischen Bürger 
zu schützen, sollte herbeigezogen und dabei erklärt werden, daß auch 
den deutschen Bürgern in Marokko Gefahr drohe und deshalb die deut- 
sche Regierung ihrerseits gezwungen sei, Streitkräfte nach Marokko zu 
entsenden. Dabei sollte den Franzosen vor Augen geführt werden, daß der 
Vertrag von Algeciras von ihnen faktisch annulliert worden sei und daß 
Deutschland sich wohl einverstanden erklären könne, die durch die fran- 
zösische Handlungsweise entstandene neue Lage anzuerkennen, aber eine 
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Kompensation zu erhalten wünsche. Die Franzosen würden 
Marokkos nicht auf einen Krieg ankommen lassen, und die Sache ve 
mit einem Reingewinn für Deutschland enden. Als später Kiderlen- 
Wächter befragt wurde, warum er so fest darauf gerechnet habe, daß 
Frankreich sich klein kriegen lasse, konnte der Staatssekretär nichts zu 
seiner Rechtfertigung vorbringen; er berief sich nur ganz unbestimmt 
darauf, irgendein befreundeter Bankier habe ihm aus Paris in sehr er- 
mutigendem Sinne geschrieben. Jedenfalls war der vorsichtige von Schoen 
_ der Vorgänger Kiderlen-Wächters auf dem Posten des Staatssekretärs 
und seit Juni 1910 deutscher Botschafter in Paris — an den nun folgenden 
Ereignissen vollkommen schuldlos. Kiderlen-Wächter hatte sich nicht 
einmal bei ihm Auskünfte eingeholt, so sicher war er des Erfolgs seiner 
Sache. Bethmann Hollweg akzeptierte Kiderlens Plan. Doch Wilhelm II. 
konnte sich eine Zeitlang nicht entschließen. Ihm schwebte der Gedanke 
vor, die Franzosen würden auch ohne eine solche Drohung auf ein Kom- 
ae eingehen und reine eine Kompensation gewähren — z.B. 
würden sie einverstanden sein, Kongo im A: i 
wer und kleinere Deutsch-Togo gan) an 
‚Am 21. Mai jedoch besetzten die französischen Truppen i 
die Hauptstadt Marokkos. Bald darauf, am 19. Juni, ee 
len an den französischen Botschafter Jules Cambon mit einer »vertrau- 
lichen Mitteilung«. Die Mitteilung bestand darin, daß die Deutschen eine 
Kompensation in Kongo zu erhalten wünschten. Hierauf bemühte sich 
Cambon, der diesem Plane persönlich volle Sympathie entgegenbrachte 
wieder um die Zustimmung des Kabinetts zu weiteren Verhandlungen. 
Aber er erhielt aus Paris keine bestimmte Antwort. Da konnte schließ- 
lich der zu entschiedenem Handeln neigende Staatssekretär den Wider- 
stand des Kaisers brechen. Kiderlen-Wächter, der Wilhelm gut kannte 
trumpfte mit einem Argument aus dem Gebiet der Innenpolitik auf: wie 
effektvoll würde doch eine solche eindrucksvolle, drohende Geste am Vor- 
abend der Reichstagswahlen wirken! Und der Entschluß wurde gefaßt 
Am 1. Juli ı9rr lief das deutsche Kanonenboot »Panther« ganz ün- 
erwartet in der Bucht von Agadir, an der West- (Atlantischen) Küste 
Marokkos ein und ging vor Anker. Als diese Nachricht Europa umflogen 
hatte, rief sie in den diplomatischen Kreisen eine gewaltige Erregung her- 
vor. Der europäische politische Horizont überzog sich auf einmal mit 
Gewitterwolken. Was konnte wohl das Erscheinen des deutschen Kriegs- 
schiffes bedeuten? Die Note des deutschen Außenamts, die diese Maß- 
nahme mit den Gefahren zu erklären suchte, die angeblich den deutschen 
Staatsbürgern in Marokko drohten, war offensichtlich für Dummköpfe 
berechnet. Erstens drohte weder in Agadir noch in seiner Nähe jemandem 
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ie lei Gefahr; zweitens, selbst wenn eine Gefahr vorhanden ge- 
en was konnte schon ein Kanonenboot ausrichten, . Di = 
Reede lag und nicht einmal eine Landungstruppe ausgesetzt nr er 
französische Regierung schwieg. Eine Woche verging, es kam “ a S 
Cambon traf mit Kiderlen zusammen, doch fiel von seiner n en 
Wort von Kompensationen. Wilhelm, dem versprochen war, ‚die 
Franzosen sofort klein beigeben würden, war mit den Bern 
gar zu eifrigen Staatssekretärs unzufrieden. »Was zum Teufe soll denn 
nun noch gemacht werden?« schrieb der Kaiser am Rande eines ur 
des Kanzlers vom ro. Juli. »Das ist ja die reine Farce! Man En a t 
und verhandelt, und nichts kommt heraus! Wenn wir so BEE nn are 
Zeit verlieren, dann stärken die Briten und Russen den = ar 
Galliern den Rücken und diktieren ihnen, was sie uns nur h 4 = gnä 
digst gewähren sollen!! Diese Art von Diplomatie ist für mein Hirn zu 
j och!« 
or eieiie in der Stellung Kiderlen-Wächters bestand ange m 
fahr, die jeder läuft, der eine Einschüchterungspolitik zu betrei a ae 
ohne die ernste Absicht zu haben, seine Drohungen wahr zu machen. rn 
Glück, wenn der Gegner sich klein kriegen läßt. Was aber, wenn & 6 
Drohungen mißachtet? Indessen schwoll die Erregung in Europa ga R 
deutschen und die französischen Wertpapiere stürzten auf den ” 
börsen mit schwindelerregender Schnelligkeit nach unten. bs mIl. 
begab sich auf eine seiner gewohnten Seereisen ın die nördlichen ge 
nachdem er kategorisch untersagt hatte, drohende Gesten ın a r oder 
sonstwo fortzusetzen. Kiderlen-Wächter entschloß sich, von si en we 
vertrauliche Unterredung mit Cambon einzuleiten. Würde is rei i 
nicht bereit sein, Deutschland für Marokko sein Kongo a age 
Cambon beriet sich mit Paris und antwortete: nein, Bee ist "= 
nicht‘ bereit. Kiderlen- Wächter verlor endgültig den Kopf, er w 
weder ein noch aus. Plötzlich brach ein Gewitter von ganz unerwäarteter 
EL u war das Auftauchen des »Panthers« in Agadir vom ae 
Augenblick an als direkte Drohung der Deutschen gedeutet ige -rieg 
gegen Frankreich zu beginnen, wenn die Franzosen ihnen nı ” ass 
Teil Marokkos mit Agadir selbst abtreten würden. Das Kabinett Asqui M 
beschloß, diesem mit allen Mitteln entgegenzuwirken. Beh pi S 
den Engländern absolut nicht erwünscht, daß die Deutschen un im : 
küste Marokkos, an den Seewegen, die England mit seinen al zu en 
Besitzungen verbinden, Fuß faßten. Zweitens begriff der a. vr - 
minister, Sir Edward Grey, ganz genau, daß eines der Ziele der Euge ii 
Drohungsgeste der Wunsch war, den Franzosen a Ya ng 
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land machtlos sei, ihnen in so einem entscheidenden Moment Beistand zu 
leisten, und daß deshalb die ganze Entente ein für die Franzosen nutz- 
loses »diplomatisches Instrument« sei. Die britische Regierung fragte 
inoffiziell bei Metternich, dem deutschen Botschafter in London, an, was 
die Entsendung des »Panthers« nach Agadir zu bedeuten habe. Aber 
Metternich selbst war nicht recht im Bilde und zog sich daher mit ganz 
leeren Phrasen aus der Affäre. Da beschloß das Kabinett Asquith, nicht 
länger zu zögern. Deutschland konnte noch von dem Verräter und ge- 
kauften Spion Siebert, dem Rat der russischen Botschaft in London, ge- 
warnt werden. Dieser war für seinen Diensteifer mit russischen Orden 
ausgezeichnet worden und wurde rasch befördert, stand jedoch gleich- 
zeitig in Spionagediensten bei der deutschen Regierung. Sieberts Pflichten 
gingen dahin, nicht allein Deutschland Kopien aller in der Russischen 
Botschaft ein- und auslaufenden Schriftstücke zuzusenden, sondern auch 
alle Gespräche abzuhören und zu notieren und diese Niederschriften 
seinen Auftraggebern nach Berlin zuzustellen. Am 19. Juli hatte Siebert 
eine Unterredung mit dem ehemaligen englischen Botschafter in Peters- 
burg, Nicolson. Dieser sagte ihm, daß, wenn Deutschland in der Tat 
Agadir an sich reiße, die Dinge eine überaus ernste Wendung nehmen 
würden, denn England werde der Meinung sein, daß seine lebenswich- 
tigen Interessen in Gefahr sind. Siebert schrieb diese Worte sogleich nach 
dem Gespräch vom 19. Juli fein säuberlich nieder, doch gelangte seine 
Information nicht mehr zur rechten Zeit an die deutsche Regierung. 

Am 2ı. Juli ıgır fand bei dem Londoner Lord-Mayor in seinem 
Palais Mansion House ein feierliches Bankett statt, an dem Lloyd George, 
der Kanzler des Schatzamtes, als Ehrengast und Vertreter der Regierung 
teilnahm. Bei Tisch hielt Lloyd George seine berühmte Rede, die in ganz 
Europa als Warnruf einschlug. Ohne Deutschland zu nennen oder das 
Wort »Agadir« zu erwähnen, erklärte Lloyd George, wenn irgend je- 
mand glaube, in einer Frage, die die Interessen Englands berühre, so vor- 
gehen zu können, als existiere England nicht, so täusche er sich schwer. 
Der Frieden sei ein kostbar Ding, doch gebe es etwas, was noch kostbarer 
sei — die Ehre und die Würde des Landes. Auf diese Weise hatte Lloyd 
George Berlin gewarnt, daß die Engländer den Deutschen sofort Krieg 
erklären würden, wenn Deutschland Frankreich Marokkos wegen über- 
fallen sollte. Der Eindruck, den diese Rede hervorrief, war erschütternd, 
vor allem natürlich in Deutschland. In einigen Städten Westdeutschlands, 
z.B. in Köln, bildeten sich vor den Banken und Sparkassen lange Schlan- 
gen von Deponenten, die sich beeilten, für alle Fälle ihre Einlagen zu- 
rückzuerhalten. An der Berliner und der Pariser Börse herrschte ein un- 
beschreibliches Tohuwabohu. In der deutschen sozialdemokratischen 
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resse, sogar in jenen ihrer Blätter, die keineswegs dazu neigten, gegen 
ei ale Politik anzukämpfen, kamen Konfusion und er 
willen zum Ausdruck. Daß Millionen Menschen irgendeines Agadırs 
wegen auf die Schlachtbank getrieben werden sollten, erschien allen vn 
geheuerlich. Ein Plakat tauchte auf, das einen Teufel mit Hörnern gi 
Schwanz darstellte, der mit der Karte Marokkos unterm Arm . 
wohin lief: unter dem Plakat stand geschrieben: »Mag er sich Marokko 
di ” ” 
de einer solchen Stimmung in der Öffentlichkeit konnte keine 
* Rede davon sein, die Sache zu einem Krieg gegen die Entente zu treiben. 
Man mußte zum Rückzug blasen. Zwei Tage lang schwieg ar 
Doch Deutschland erfaßte von Stunde zu Stunde eine immer ur A 
lichere Erregung; es mußte damit Schluß gemacht werden. ar Aben 
des 23. Juli und dann am 24. Juli telegraphierte der Staatsse “ ” 
Metternich nach London, er möge bei Grey anfragen, warum ai 
George zu Drohungen hatte greifen müssen. Wäre es denn pe 
gewesen, sich vorher mit der deutschen Regierung zu verstän eye 
Gleichzeitig sollte Metternich versichern, daß Deutschland gar nicht Fi 
Absicht habe, Marokko oder einen Teil desselben oder auch nur irgend- 
einen Punkt in Marokko zu beanspruchen. Grey gab zur Antwort, her 
es sich so verhalte, habe er nichts einzuwenden und hindere rer 
nicht im geringsten Be mit Frankreich über irgendwelche andere 
tionen übereinzukommen. 
De Kae war vorübergezogen. Die französisch-deutschen Verhand- 
lungen, die im August einsetzten, endeten mit dem Vertrag vom 4. DR 
vember ıgır. In Abänderung der Algecirasakte erhielt Frankreich das 
Protektorat über das marokkanische Reich, Deutschland bekam eines 
der zentralafrikanischen französischen Gebiete. Die deutschen Impe- 
rialisteen waren empört. Sie behaupteten, der von den Franzosen ab- 
getretene Landstrich sei nichts wert, und der einzige Ausfuhrartikel von 
dort sei die Schlafkrankheit. Doch war es bereits unmöglich, irgend erwas 
au * [2 
en von Agadir war gescheitert. Der deutsche Einschüch- 
terungsversuch hatte sein Ziel nicht erreicht. or { \ 
Nach allem oben Gesagten erübrigt es sich, ausein- 
Diespezifischen Zügeder anderzusetzen, daß die kombinierten Methoden von 
von der faschistischen "Tarnung und Drohungen in den letzten Jahren am 
zn. en breitesten durch die faschistische Diplomatie im 
ee Kampf gegen England, Frankreich und die Sowjet- 
gi Y% union zur Anwendung kamen. Die Tarnung mit 
dem Streben, im Kampf gegen die Bolschewiki »Europ@zu retten«, ging 
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Hand in Hand mit der Drohung mit einem »Krieg im Westen, wenn 
Deutschland gehindert werden sollte, im Osten Krieg zu führen«. 

Die Remilitarisierung des Rheinlands, die plötzliche einseitige Auf- 
hebung der wichtigsten Punkte des Versailler Vertrages, das Abenteuer 
mit der Entsendung von Truppen und Flugzeugen nach Spanien zur 
Unterstützung Francos — all das wurde beständig mit Hilfe der Kriegs- 
drohung durchgeführt, obwohl Hitler in den Jahren 1935-1936 noch 
gar nicht richtig kriegsbereit war. 

Als dann aber das verhängnisvolle Jahr 1938 kam und den Hitler- 
faschisten die Tschechoslowakei zur Zerfleischung ausgeliefert worden 
war, erwies sich der Erfolg der Kriegsdrohung als so durchschlagend, daß 
Hitlerdeutschland von nun an alle diplomatischen Masken als sichtlich 
überflüssig fallen ließ. 

Ein außergewöhnlich krasses Beispiel offenster Einschüchterung des 
Gegners war das Verhalten Hitlers, Görings und Ribbentrops im Sep- 
tember 1938, als sie die Frage der Abtrennung des Sudetenlandes von der 
Tschechoslowakei aufrollten. Dieses große und reiche Gebiet mit seinen 
2750000 Einwohnern und dem gewaltigen Befestigungssystem — der 
sogenannten tschechischen Maginot-Linie — schützte die Tschechoslowakei 
vor einem Einfall vom Norden her. Schon die beiden ersten Eilflüge des 
englischen Premierministers Chamberlain zu Hitler, um ihm seine Auf- 
wartung zu machen — am 15. bis 16. September nach Berchtesgaden und 
am 22. September nach Godesberg —, hatten die Hitlerclique überzeugt, 
daß die Engländer und Franzosen sich nicht zum Schutze der Tschecho- 
slowakei erheben würden und der von Deutschland beabsichtigte Land- 
raub daher ohne Hindernisse durchgehen werde. Während seiner ersten 

Reise (15. bis 16. September) verstand sich Chamberlain nach schwachen 
Versuchen, die Tschechoslowakei zu retten, zu der Forderung Hitlers, daß 
die Sudetenbevölkerung, die angeblich zu den Deutschen tendiere, ohne 
Volksabstimmung Deutschland einverleibt werde; nachher, nachdem im 
Sudetengebiet deutsche Truppen eingerückt sein würden, könnte auch 
eine Volksabstimmung durchgeführt werden. Chamberlain gab sein Ein- 
verständnis und flog nach London, nachdem er versprochen hatte, daß 
er sich bemühen werde, auch seine Kabinettskollegen und die französische 
Regierung zu überzeugen. Die Hitlerdiplomaten, die sahen, wie sehr sie 
gefürchtet wurden, zogen den Schluß, daß sie in ihrem Tun fortfahren 
könnten. Eine wahrhaft tolle Kampagne der faschistischen Presse setzte 
ein. Nach einer solchen Vorbereitung besuchte »Feldmarschall« Göring 
den englischen Botschafter Henderson und erklärte ihm folgendes: »Sollte 
England einen Krieg gegen Deutschland beginnen, so kann man sich den 
Ausgang des Krieges nur schwer vorstellen. Aber das eine ist klar, daß 
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bis Kriegsende nicht mehr viele Tschechen unter den Lebenden weilen 
werden und daß von London kaum etwas übrigbleiben wird.« Dann 
führte Göring dem englischen Botschafter »genaueste Details« über die 
Anzahl der Flakgeschütze in England und über die allgemeine mangelnde 
Vorbereitung Englands zum Kriege an. Er erwähnte gleichfalls, schreibt 
Henderson — und das war in jenem Augenblick zweifellos richtig —, daß 
die »deutsche Luftwaffe zahlenmäßig die vereinigten Luftstreitkräfte 
Britanniens, Frankreichs, Belgiens und der Tschechoslowakei übertreffe«, 
Henderson war der Panik nahe, sein Prinzipal Chamberlain aber beeilte 
sich, wieder das Flugzeug zu besteigen und zu Hitler zu fliegen. Diesmal 
fand die Begegnung in Godesberg am Rhein am 22. September statt, 
Chamberlain teilte Hitler mit freudiger Miene mit, daß alles in schön- 
ster Ordnung sei, alle seien einverstanden, alles, was der Führer gefordert 
habe, sei getan worden. Aber, o weh! Hitler schwieg ein wenig und er- 
klärte dann: »Ich bedauere sehr, aber jetzt ist uns das nicht mehr genug.« 
Wie Henderson erzählt, legte Chamberlain dabei »Erstaunen und Un- 
willen< an den Tag. Offenbar war der englische Premierminister auf 
eine so unverhohlene Außerung von Unverschämtheit und Hohn seitens 
seines Partners noch nicht gefaßt gewesen. Hitler aber wußte schon be- 
stimmt, daß er nichts zu fürchten brauchte. Auf die Frage, was er denn 
wolle, antwortete der Führer: er wünsche, daß seine Freunde, die Ungarn 
und die Polen, auch ein Stückchen des tschechischen Gebiets erhielten. 
Außerdem verlangte er den sofortigen Einmarsch der deutschen Truppen 
in das strittige Gebiet. 2 
Chamberlain flog äußerst gereizt und beunruhigt nach London zurück. 
Dort erteilte er die demonstrative Verfügung, die Flotte in Kampfbereit- 
schaft zu setzen; die französische Regierung, die noch weniger Lust zum 
Krieg hatte als der englische Premierminister, rief eine halbe Million 
Reservisten zu den Fahnen. Das alles machte auf Deutschland nicht den 
geringsten Eindruck, Da schrieb Chamberlain am 26. September einen 
inständigen und sanften Brief an Hitler, in dem er ausführte, wie häß- 
lich es doch sei, Krieg zu führen, da ihm ja auch ohne Krieg alles gegeben 
werde. Sir Horace Wilson, den Chamberlain eigens mit diesem Schreiben 
entsandte, traf bei Hitler ein. Aber hier stellte sich ein neues Hindernis 
ein: »Nur mit Mühe konnte Herr Hitler überredet werden, Chamber- 


lains Schreiben anzuhören.«* Sir Horace Wilson und der ihn begleitende 


Henderson sowie der Dolmetscher der britischen Botschaft Kirkpatrick 

sahen nämlich, daß Hitler sich möglicherweise weigern werde, das 

Schreiben selbst zu lesen. Daraufhin bewogen sie Hitler, sich wenigstens 

das Schreiben vorlesen zu lassen. Doch war das Schreiben nur zur Hälfte 
1 N. Henderson, »Failure of a Mission, B. 1937— 19394, Londorff940, p. 159. 
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verlesen, als der Führer auf einmal ausrief: »Es hat gar keinen Sinn, 
weitere Verhandlungen zu führen«, und den Raum verließ. Alle diese 
Ausfälle, die an Frechheit nicht ihresgleichen kannten, waren ihm aber 
noch nicht genug. Am Tage nach der Zeremonie der Verlesung des Schrei- 
bens erschien Sir Horace Wilson, der Gesandte Chamberlains, wiederum 
bei Hitler. Bei diesem Besuch geriet nun der Führer endgültig außer Rand 
und Band. Er begann wüst zu schreien und kreischte etliche Male: »Ich 


werde die Tschechen zerschlagen!« Der Dolmetscher Schmidt überserze 


diesen deutschen Satz ins Englische und sprach das Zeitwort smash (zer- 
quetschen, zerschlagen) ebenfalls mit einem besonderen Tonfall aus: 
»smash-sh-sh!« Übrigens bemerkten außer Henderson noch viele andere 
Diplomaten diese merkwürdige Manier der Hitlerdolmetscher: sie 
sprachen nicht mit gleichmäßiger Stimme, sondern begannen jedesmal 
auf unnatürliche Weise zu kreischen, brüllen und heulen, wenn sie die 
Stellen übersetzten, an denen der Führer selbst soeben in deutscher 
Sprache gekreischt und geheult hatte. Offenbar wurden sie dazu an- 
gehalten, um größeren Eindruck zu machen. Hitler erklärte, wenn Eng- 
land und Frankreich Krieg führen wollten, so sei er, Hitler, dazu bereit. 
»Heute ist Dienstag, am kommenden Montag werden wir mit Ihnen im 
Krieg stehen.« Damit kehrte denn auch Sir Horace Wilson nach London 
zurück. Das Ende ist bekannt. Chamberlain mußte zum drittenmal 
(29. September) nach Deutschland, diesmal nach München, fliegen. An 
dieser dritten Visite nahmen auch Daladier und Mussolini teil. Am 
30. September 1938 wurde die Tschechoslowakei in der Sitzung der »vier 
Premiers« zerstückelt. Hitler riß bedeutend mehr an sich, als er anfäng- 
lich beabsichtigt hatte. Seine verängstigten Kontrahenten — der englische 
wie der französische — begnügten sich mit der lächerlichen Phrase, Hitler 
werde von nun an die Integrität der Tschechoslowakei achten. Es ver- 
ging bekanntlich nicht einmal ein halbes Jahr, und die ganze T'schecho- 
slowakei wurde von Hitlertruppen kampflos besetzt. 

Die Methode der Einschüchterung hatte in diesem Falle zu einem voll- 
ständigen Erfolg geführt. Die Hitlerclique, die ganz sicher war, daß 
Chamberlain und Daladier sich nicht würden entschließen können, ein 
Militärabkommen mit der UdSSR einzugehen, konnte mit beiden 
Premierministern so sprechen, wie sie wollte. Trotzdem hätte wohl Hitler 
gewisse Zugeständnisse gemacht, wenn Hitlers Kontrahenten ihre Kopf- 
losigkeit nicht derart offen und hilflos geäußert hätten. »Die Sache 
klappt. Bleiben Sie nur fest!« flüsterte Henderson einem seiner deutschen 
Bekannten aus Hitlers Gefolge ins Ohr, der damals offenbar noch einen 
Krieg fürchtete. Doch bis zum Wechsel der britischen Regierung war es 
unter den englischen Diplomaten nicht Sitte, mit Hitler »fest« zu reden. 
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Viel Wasser mußte vom Berge fließen und viel Blut vergossen werden, 
bis schließlich der Hitlerclique die grobe diplomatische Erpressung, die 
ihr so lange und einwandfrei gedient hatte, nicht mehr gelang. 

Die Hitlerpresse stellte mit größter Selbstzufriedenheit fest, daß Da- 
ladier, der Ende September 1938 aus München zurückgekehrt war, in 
Frankreich mit Ovationen begrüßt wurde als der Mann, der sein Land von 
einer schrecklichen Gefahr befreit habe. In der Tat wuchs sich die Sache zu 
so maßlosen Begeisterungsausbrüchen aus, daß beschlossen wurde, Dala- 
dier zu Ehren eine Medaille zu prägen! Und das nach der schändlichen, 
feigen und treubrüchigen Auslieferung derunglücklichen Tschechoslowakei, 
die auf den französisch-tschechoslowakischen Pakt gebaut hatte, an Hitler. 

War es da noch verwunderlich, daß die faschistischen Drohungen in 
den Jahren 1938-1939 schon einen ganz offenen und dreisten Charakter 
annahmen? Die » Achse« der faschistischen Mächte begann sich zu drehen. 
Mussolini erklärte ganz entschieden: »Frankreich hat uns für seine Sicher- 
heit zu zahlen!« Und die Zahlung, die gefordert wurde, war keine geringe: 
Korsika, Nizza, Savoyen, Tunesien. Als Antwort seitens Daladiers er- 
folgten bald scheinbar energische Erklärungen über die Unantastbarkeit 
der französischen Besitzungen, bald nachdrückliche Mahnungen, es schicke 
sich nicht für »zwei lateinische Schwestern«, miteinander zu streiten. 
Lavals Presse aber setzte beflissen hinzu, man könne sich letzten Endes 
bezüglich Tunesiens auch verständigen... 

Die Methode der Drohung hatte in der faschistischen diplomatischen Pra- 
xis endgültig den Sieg davongetragen, und ihr Triumph war vollständig. 
Nur noch einmal mußte der Faschismus zur Methode der Tarnung greifen. 

Die friedfertigen Annäherungsgesten und Deklarationen sowie die Ver- 
träge mit der UdSSR im Jahre 1939 waren nichts anderes als künst- 
licher Nebel zur Vorbereitung des räuberischen Schlages vom 22. Juni 
1941. Die Drohungen, »Londons Zerstörung zu Ende zu führen«, wurden 
mit der geheimen Entsendung Rudolf Heß’, getarnt als Flucht auf einer 
»Messerschmitt«, wie mit den an die englische Regierung gerichteten viel- 
fachen »vertraulichen« Vorschlägen kombiniert, »den Krieg im Osten zu 
lokalisieren und dafür den Krieg im Westen einzustellen«. 

Die hier vorgelegte Übersicht über die charakteristischsteen Methoden 
der Diplomatie der kapitalistischen Welt ist natürlich nicht vollständig. 
Doch gibt auch diese kurze Analyse die Möglichkeit zu einer Schlußfolge- 
rung, die sich von selbst aufdrängt. Wie sich zeigt, hat die faschistische 
Diplomatie, die den Fußtapfen ihrer Vorgänger folgte, auch etwas Neues 
beigetragen. Das Neue bestand in der außergewöhnlichen Grobheit, der 
herausfordernden Frechheit sowie der unverhüllten und direkten Gewalt- 
anwendung. Hierbei ist charakteristisch, daß sich in der@#rhältnismäßig 
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kurzen diplomatischen Geschichte des Faschismus deutlich zwei Perioden 
unterscheiden lassen — die Periode bis zum Jahre 1938 und die nach 1938. 
In der ersten Periode greifen die Faschisten bedeutend öfter und lieber zu 
Tarnungen, zur »Dissimulation« ihrer Eroberungsziele und zur »Simu- 
lation« erhabener Bestrebungen als in der zweiten Periode. Das erklärt 
sich daraus, daß dem Faschismus in Deutschland, ebenso wie in Italien und 
in Japan, nach 1938 nichts mehr unmöglich schien und er es als überflüssig 
ansah, sich Zwang anzutun, Umstände zu machen und sich zu verstellen. 
Wozu sollte man sich z.B. den Kopf zerbrechen, um nicht vorhandene 
Prätentionen an die Sowjetunion auszuhecken, wenn man einfach ohne 
Kriegserklärung in ihr Gebiet einfallen und vom ersten Tag an durch 
einen Sonderbefehl das ganze Eigentum der Sowjetunion als Eigentum 
Deutschlands erklären kann? 

Der verlogenste aller Feinde der Sowjetunion, der am 22. Juni 1941 
sein räuberisches Zerstörungswerk begann, fand zur Zeit seiner Nieder- 
lagen im Winter 1941-1942, als er die Notwendigkeit verspürte, wenig- 
stens nachträglich einen Kriegs»grund« auszudenken, nichts Gescheiteres, 
als dem deutschen Volke aufzutischen, die Sowjetunion hätte »im Sinne 
gehabt«, Deutschland zu erobern. Selbst Goebbels, der an schamloseste 
Lügen gewöhnt war, begnügte sich in diesem Falle mit dem Nachdruck 
der Rede des Führers, der sich schon gar zu sehr verstiegen hatte, und 
enthielt sich jeden Kommentars. Dabei hatte Goebbels ja nun gewiß eine 
eherne Stirn! 

* * * 

Unser Abriß ist, wie aus dem Titel hervorgeht, der Charakterisierung 
der Methoden der bourgeoisen Diplomatie gewidmet. 

Lenin und Stalin haben eine andere, die sowjetische Diplomatie ge- 
schaffen und in der Geschichte der internationalen Beziehungen eine neue 
Ära eröffnet, indem sie das Fundament für diese Diplomatie legten, die 
Ziele ihres Wirkens in der kapitalistischen Umwelt bestimmten und die 
Wege vorzeichneten, die zur Lösung ihrer friedlichen, befreienden und 
progressiven Aufgaben führen. 

Die Sowjetdiplomatie beherrscht vollkommen die ganze Technik ihres 
Fachs. Sie vertritt im Verkehr mit den auswärtigen Mächten voller Würde 
die Interessen ihres Staates; mit unanfechtbarer Autorität und tadelloser 
Sachkenntnis führt sie mit diesen Mächten Verhandlungen und schließt 
die nötigen Abkommen. Dabei versteht es die Sowjetdiplomatie, uner- 
schütterliche Selbstbeherrschung in besonders scharfen Momenten zu 
wahren und das Staatsgeheimnis streng zu hüten. Doch besteht ihre ur- 
eigene Besonderheit in erwas anderem. Die Sowjetdiplomatie ist auf ganz 
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der modernen Diplomatie 


. Kontrahenten zu Gebote steht. Die Sowjetdiplomatie ist mit der wissen- 
schaftlichen Theorie des Marxismus-Leninismus ausgerüstet. Diese Lehre 
stellt die unerschütterlichen Gesetze der Entwicklung der Gesellschaft fest. 


" Indem sie diese Geserzmäßigkeiten aufdeckt, gibt sie nicht nur die Mög- 
lichkeit, die aktuellen Erscheinungen im internationalen Leben richtig zu 
verstehen, sondern auch die weitere Richtung ihrer Entwicklung voraus- 
zusehen; mehr noch, sie erlaubt, die gewünschte Einwirkung auf den Gang 
der Ereignisse auszuüben. Darin bestehen die gewaltigen Vorzüge der So- 
wjetdiplomatie. Sie schaffen ihr eine besondere Stellung im internationalen 
Leben und erklären die von ihr erzielten außergewöhnlichen Erfolge. 
Die Diplomatie Lenins und Stalins verstand es, die Freiheit und Unab- 
hängigkeit des Sowjetstaates in der kapitalistischen Umwelt zu behaupten; 
sie hat sein internationales Ansehen gewaltig gefestigt; sie hat den Völkern 
des Sowjetlandes die Möglichkeit gesichert, ihre mächtige Wirtschaft und 
“ Landesverteidigung im Laufe zweier Jahrzehnte ungehindert zu ent- 
wickeln. Deshalb hat auch der Überfall des deutschen Faschismus die Sowjet- 
union nicht überrumpeln können. Unter der Führung Stalins hat die Rote 


"Armee dem Ansturm der Hitlerhorden siegreich standgehalten und Hitler- 


deutschland eine vernichtende und volle Niederlage beigebracht. 

„Die machtvolle Gestalt Stalins, des Strategen, ist untrennbar mit der 
historischen Rolle Stalins, des Diplomaten, verbunden. In den Jahren 
_schwerster Prüfungen des Großen Vaterländischen Krieges vermochte 

die geniale Diplomatie Stalins die freiheitliebenden Völker um die Sowjet- 
"union zusammenzuschweißen. Sie schuf eine Kampffront der größten 
_ demokratischen Mächte. Sie hob das internationale Ansehen des Sowjet- 
_landes auf eine noch nie gesehene Höhe. Sie sicherte unserer Heimat einen 
besonders ehrenvollen Platz unter den Staaten, die im Inggresse der inter- 
nationalen Sicherheit und des Friedens zusammenarbeitefl. Heute tun sich 
vor der Sowjetunion dank der Stalinschen Diplomatie ein unübersehbarer 
Gesichtskreis und großartigste Perspektiven auf. 
Hlı7 
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Dieses Kapitel stellt sich zum Ziel, den Leser kurz mit der Struktur des 
Staatsapparats für den auswärtigen Verkehr und mit den internationalen 
Normen, Regeln und Bräuchen, von denen sich die diplomatische Tätig- 
keit leiten läßt, und schließlich mit den technischen Handgriffen und 
en bekannt zu machen, deren sich die Diplomatie in ihrer Arbeit 

edient. 


1. Die Organe des auswärtigen Verkehrs 


Der auswärtige Verkehr bildet seit alters her eine der wichtigsten 
Staatsfunktionen, deren Verwirklichung ein unveräußerliches Prärogativ 
der obersten Staatsorgane war. 

Y Im modernen Staat fällt,‘der allgemein anerkann- 

! Pike ind im ten Doktrin des Völkerrechts entsprechend, die 
auswärtigen Verkehr Oberste internationale Vertretung dem Staatsober- 
haupt zu, unabhängig davon, ob dieses eine Einzel- 

person (Monarch, Republikspräsident) oder aber ein Kollegium (Präsi- 
dium des Obersten Sowjets der UdSSR, Schweizer Bundesrat) ist. Diese 
Vertretung wird innerhalb der Grenzen ausgeübt, die die Grundgesetze 
jedes Staates ziehen. Gewöhnlich betrauen die Grundgesetze das Staats- 
oberhaupt mit der Kriegserklärung und dem Friedensschluß, der Er- 


‚ nennung und dem Empfang diplomatischer Vertreter, der Erteilung von 


Vollmachten für den Abschluß besonders wichtiger internationaler Ver- 


träge und Abkommen, der Ratifizierung und der Kündigung internatio- 
naler Verträge. 


In der Sowjetunion bestimmt die Verfassung die Kompetenz der 
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Organe der Staatsgewalt und insbesondere des Staatsoberhauptes auf dem 
Gebiet des auswärtigen Verkehrs folgendermaßen: 3 

Artikel 14. »Zur Kompetenz der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken in Gestalt ihrer höchsten Machtorgane und Organe der Staats- 
verwaltung gehören: 

a) die Deere der Union im internationalen Verkehr, der Abschluß 
und die Ratifizierung von nn anderen Staaten; 

b) die Fragen von Krieg und Frieden.« 

Kerl rn »Das Präsidium des Obersten Sowjets der UdSSR: 

j) erklärt in der Zeit zwischen den Tagungen des Obersten Sowjets der 
UdSSR den Zustand des Krieges im Falle eines militärischen Überfalls 
auf die UdSSR oder im Falle der Notwendigkeit der Erfüllung inter- 
nationaler vertraglicher Verpflichtungen zu gegenseitiger Verteidigung 
gegen Aggression; 

]) ratifiziert internationale Verträge; hei: 

m) ernennt die bevollmächtigten Vertreter der UdSSR in auswärtigen 
Staaten und beruft sie ab; a 

n) nimmt die Beglaubigungs- und Abberufungsschreiben der bei ihm 
akkreditierten diplomatischen Vertreter auswärtiger Staaten entgegen.« 

Durch das Gesetz vom ı. Februar 1944 wurden in die Verfassung 
der UdSSR Ergänzungen aufgenommen, denen zufolge auch den 
Unionsrepubliken das Prärogativ des Verkehrs mit auswärtigen 

ingeräumt wurde. 
Selig In einer Reihe konstitutioneller Länder der kapita- 
Die verfassungsmäßigen ]istischen Welt, in denen das Staatsoberhaupt gesetz- 
Beschränkungen der [ich nicht verantwortlich ist, tragen die Teilnahme 
eg Brsun des Staatsoberhauptes an der auswärtigen Politik 
Verkehr und seine Rolle im auswärtigen Verkehr hauptsäch- 
lich repräsentativen Charakter. So z.B. beschränken 
sich gewöhnlich die Funktionen des Oberhauptes eines konstitutionellen 
Staates bei Kriegserklärung und Friedensschluß darauf, daß esden von der 
Regierung oder dem Parlament bereits gefaßten Beschluß automatisch be- 
stätigt und im eigenen Namen proklamiert. Das gleiche gilt auch für die 
Ernennung und Abberufung diplomatischer Vertreter wie für die Ratifi- 
zierung und Kündigung internationaler Verträge, da das Staatsoberhaupt 
durch seine Unterschrift oder ein Dekret lediglich dem Regierungsbeschluß 
Gestalt gibt. Der Empfang auswärtiger diplomatischer \rtreter be- 
schränkt sich auf ein mehr oder minder prunkvolles Zeremoniell, bei dem 
sie dem Staatsoberhaupt ihre Beglaubigungsschreiben überreichen. Auf 
ihre Reden, wenn solche gehalten werden, antwortet das Staatsoberhaupt 
mit einer Rede, deren Wortlaut von der Regierung im voraus aufgesetzt 
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bzw. gebilligt ist. In manchen Staaten ist bei offiziellen und selbst 
halboffiziellen Audienzen, die das Staatsoberhaupt auswärtigen diploma- 
tischen Vertretern gewährt, die Anwesenheit des Regierungshauptes oder 
des Außenministers vorgeschrieben; somit tragen diese die Verantwor- 
tung für alle Außerungen des »unverantwortlichen« Staatsoberhauptes. 
Alle außenpolitischen Kundgebungen, Reden und Interviews des Staats- 
oberhauptes unterliegen gleichfalls der vorherigen Billigung seitens der 
Regierung. Die Geschichte kennt Fälle, wo das Regierungshaupt das 
Staatsoberhaupt öffentlich desavouierte, weil dieses eine Kundgebung mit 
ihm nicht vereinbart hatte. So verhielt es sich mit dem deutschen Reichs- 
kanzler von Bülow. Nach dem Interview, das Wilhelm IH. am 28. Oktober 
1908 der englischen Zeitung »Daily Telegraph« gegeben hatte, erklärte 
der Kanzler seinen Rücktritt. Als dieser abgelehnt wurde, scheute sich der 
Kanzler nicht, im Reichstag zu erklären, daß der Kaiser den Eindruck, den 
sein Interview hervorgerufen habe, selbst bedauere und seinen Ernst ver- 
stehe. Bülow fügte hinzu, daß diese feste Überzeugung, die sich bei dem 
Kaiser in diesen schweren Tagen herausgebildet habe, den Monarchen ver- 
anlassen werde, künftig in seinen Privatgesprächen die Zurückhaltung an 
den Tag zu legen, die für eine konsequente Politik wieauch für das Ansehen 
der kaiserlichen Macht gleichermaßen unerläßlich sei. Wäre das anders, 
dann könnten weder er noch irgend jemand seiner Nachfolger die Last einer 
solchen Verantwortung tragen. Begreiflicherweise ist in den Ländern mit 
absoluter Monarchie oder in den Staaten, wo das Staatsoberhaupt zugleich 
auch Haupt der Regierung ist (USA), die Lage gewöhnlich eine andere. 
Aber auch in jenen konstitutionellen Ländern Europas, wo die Regie- 
rung oder die Tradition das strenge Prinzip der Unverantwortlichkeit des 
Staatsoberhauptes bewahren (England, Frankreich usw.), hat dieses be- 
deutenden Einfluß auf die Leitung der Außenpolitik. Vor allem finden 
die Regierungssitzungen, in denen besonders ernste außenpolitische Fragen 
entschieden werden, unter seinem Vorsitz statt. Weiter hält die Regierung 
das Staatsoberhaupt in den wichtigsten Fragen der Außenpolitik auf dem 
laufenden, indem sie ihm systematisch Bericht erstattet bzw. die besonders 
wichtigen Meldungen der diplomatischen Vertreter und die Instruktionen, 
die sie ihnen erteilt, sowie die wichtigsten Noten der auswärtigen Vertreter 
und die eigenen Meldungen über deren Demarchen vorlegt. Obwohl die 
Verfassung dem Staatsoberhaupt das Recht vorenthält, der Regierung 
seinen Willen aufzuzwingen, ist die Regierung durch seine Autorität und 
in manchen Fällen auch durch den direkten Druck mit der Drohung 
der Thronentsagung (Monarch) oder des Rücktritts (Präsident), und 
somit der Eröffnung einer gefährlichen Staatskrise, gezwungen, seiner 
Meinung Rechnung zu tragen. 
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Mit Rücksicht auf die Rolle des Staatsoberhauptes 


Beige in der internationalen Vertretung erkennt ihm das 
ner. Völkerrecht auf dem Gebiet des auswärtigen Ver- 


kehrs einmütig eine Reihe wichtigster Prärogative 
zu. So z.B. genießt das Staatsoberhaupt bei einer Auslandsreise außer 
dem Recht auf alle seiner Stellung zukommenden Ehrenbezeigungen in 
vollem Umfang die Rechte der Exterritorialität und der diplomatischen 
Immunität, das Recht auf Sondergeleit und auf besonderen Schutz seines 
ns, seiner Ehre, seiner Würde usw. ) 
rg & In den konstitutionellen Ländern steht die allge- 
Die Rolle der Regierung meine Leitung des auswärtigen Verkehrs der Voll- 
sogen zugsgewalt in Gestalt der Regierungen zu. Sie be- 
” stimmt die Richtlinien der Außenpolitik, erteilt dem 
Haupt des Auswärtigen Amtes die nötigen Direktiven, achtet auf die Ver- 
wirklichung dieser Direktiven und faßt die wichtigsten Beschlüsse auf dem 
Gebiete des auswärtigen Verkehrs. Ra 
Gewöhnlich stellt das Haupt des Auswärtigen Amtes alle wichtigen 
außenpolitischen Fragen im Ministerrat oder Ministerkabinett zur De- 
batte; in manchen Fällen vereinbart es sie gemäß der bestehenden Praxis 
mit dem Regierungshaupt. Die Regierung entscheidet sowohl über den 
Abschluß internationaler Verträge, die im Namen des Staatsoberhauptes 
unterzeichnet und dann vom Parlament und Staatsoberhaupt ratifiziert 
werden, wie auch über ihre Kündigung. Verträge, die nicht der Ratifi- 
zierung unterliegen, werden unmittelbar im Namen der Regierung und 
mit ihrer Billigung geschlossen. 
Manchmal führen die Regierungshäupter unmittelbar diplomatische 
Verhandlungen. Auf der Versailler und der Genua-Konferenz waren die 
Hauptteilnehmer Regierungshäupter. Das gleiche war auch auf der 
Münchener Konferenz 1938 der Fall. An der Konferenz der Leiter der 
drei verbündeten Mächte in Teheran im Jahre 1943 nahmen teil: das 
Regierungshaupt der UdSSR, Genosse Stalin, das Regierungshaupt Groß- 
britanniens, Herr Churchill, und das Staatsoberhaupt der USA, Herr 
Roosevelt. 
In der Sowjetunion übt der Rat der Volkskommissare der UASSR 
gemäß Punkt ı des Artikels 68 der Verfassung »im Verkehr mit aus- 
ärti taaten die Gesamtleitung aus«. 
EN In den ee Ländern werd@® besonders 
Pie Bonn wichtige internationale Verträge nach ihrer Unter- 
Pe eren zeichnung dem Parlament zur Bestätigung unter- 
breitet. In manchen Staaten schreibt das Gesetz genau vor, welche 
Abkommen in dieser Weise zu bestätigen sind. Diese Frage ist nicht eine 


Frage des Völkerrechts, sondern eine des innerstaatlichen Rechtes. Ge- 
wöhnlich sind dies Friedensverträge, Verträge über Gebietsabtretungen 
sowie Handels- und Finanzverträge und -abkommen, soweit sie zum 
Budget Beziehung haben; bekanntlich wacht das Parlament eifersüchtig 
über seine Vorrechte, die alle Budgetfragen berühren. Doch legen die 
Regierungen in der Praxis oft auch viele andere Verträge dem Parlament 
zur Bestätigung vor, selbst wenn das Gesetz dies nicht direkt vorschreibt. 
Besonders ist das der Fall, wenn die Regierung es für nötig hält, ihre Ver- 
antwortung für den Abschluß eines ernsten internationalen Abkommens 
abzuschwächen, bzw. wenn sie ihm besonderes Gewicht verleihen will, 
oder aber, wenn sie den Kontrahenten zu einer ebensolchen Parlaments- 
Prozedur veranlassen will,um dem Vertraggrößere Festigkeitzu verleihen. 

Die Geschichte des Parlamentarismus zeigt, daß die Parlamente, in dem 
Maße, wie sie entstehen, stets bestrebt waren, eine gewisse Kontrolle über 
die Außenpolitik der Regierung auszuüben. Zu diesem Zweck wird erstens 
von dem Interpellationsrecht in breitem Umfange Gebrauch gemacht; 
zweitens bestehen in den Parlamenten Außenausschüsse, die nicht allein 
die von der Regierung im Parlament zur Bestätigung eingebrachten inter- 
nationalen Verträge prüfen und besprechen, sondern sich auch mit den 
Fragen der Außenpolitik im ganzen befassen, von der Regierung Erläute- 
rungen sowie die Mitteilung gewisser Schriftstücke fordern, ihre Meinung 
zu den verschiedenen Regierungsaktionen äußern usw. Da die Parlamente 
jedoch nicht mit Vollzugsgewalt ausgestattet sind, können weder die Aus- 
schüsse für auswärtige Angelegenheiten noch die Parlamente selbst in die 
operative Regierungstätigkeit auf dem Gebiet des auswärtigen Verkehrs 
eingreifen. 

In den USA spielt der Senat im auswärtigen Verkehr eine besondere 
Rolle, da er befugt ist, internationale Verträge zu ratifizieren und die Be- 
stallung von Amtspersonen, darunter auch der diplomatischen Ver- 
treter, zu bestätigen. Der Einfluß des Senats der USA auf die Außen- 
politik des Landes ist auch durch seine Funktion als »administrativer 
Rat« beim Präsidenten bedingt. 

Die tagtägliche Leitung des auswärtigen Verkehrs 

Ne er licse in jedem Staat. dem, Answänene aa ci 
Dieses Amt sendet seinen diplomatischen Vertretungen und Konsulaten 
Direktiven, Weisungen und Aufträge, es verfolgt ihre Tätigkeit und 
kontrolliert sie; es ist das Bindeglied zwischen den diplomatischen Ver- 
tretern und der Regierung; es zentralisiert und bearbeitet die einlaufenden 
Informationen und leitet sie nötigenfalls an die Regierung wie auch an 
die diplomatischen Vertreter weiter; es bereitet künftige Abkofnmen vor, 
verkehrt mit den auswärtigen Vertretungen und führt mit ihnen Verhand- 
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lungen; es legt der Regierung alle wichtigen Fragen der Außenpolitik zur 
Prüfung und Entscheidung vor. Das Auswärtige Amt hat die Interessen 
des Staates und seiner Bürger in den auswärtigen Staaten wahrzunehmen. 

Gegenwärtig heißt das Auswärtige Amt in den meisten Staaten Außen- 
ministerium. In manchen Staaten bestehen andere Bezeichnungen. In Eng- 
land heißt es Foreign Office (Außenamt), in Deutschland hieß es Aus- 
wärtiges Amt. In den Vereinigten Staaten wird das Auswärtige Amt 
Staatsdepartement genannt, und sein Haupt ist der Staatssekretär; in der 
Schweiz heißt das Auswärtige Amt Politisches Departement und wird 
von einem Direktor geleitet. 

Die Gehilfen des Außenministers haben in den verschiedenen Ländern 
verschiedene Bezeichnungen: in England — Gehilfe des Staatssekretärs 
des Auswärtigen; in den USA — Gehilfe des Staatssekretärs. In England 
hat der Staatssekretär des Auswärtigen einen ständigen Stellvertreter und 
einige Parlamentsgehilfen. In den USA gibt es einen Stellvertreter des 
Staatssekretärs und einige Gehilfen. 

Den grundlegenden Teil des Auswärtigen Amtes 
bilden die operativen, sogenannten politischen Ab- 
teilungen oder Departements. Jede Abteilung um- 
faßt die Angelegenheiten einer ganzen Ländergruppe (z. B. die Abteilung 
Mitteleuropa, die Abteilung Englisch-romanische Länder, die Abteilung 
Naher Osten, die Abteilung Ferner Osten, Asien-Departement u. ä. m.). 
Diese Einteilung ist natürlich in den Ministerien der einzelnen Staaten 
verschieden. Auch in ein und demselben Ministerium wird von Zeit zu 
Zeit eine Neueinteilung vorgenommen, derzufolge die Bezeichnungen der 
Abteilungen und die von ihnen zusammengefaßten Länder sich ändern. 
An der Spitze dieser Abteilungen steht gewöhnlich ein General- oder 
Chefdirektor. In einigen Ministerien des Auswärtigen (z. B. im franzö- 
sischen) sind die politischen Angelegenheiten mit den wirtschaftlichen 
unter gemeinsamer Verwaltung eines Chefdirektors der politischen und 
Handelsangelegenheiten vereint. In anderen Ministerien sind die Wirt- 
schaftsangelegenheiten in besondere Wirtschaftsabteilungen, Teile oder 
Sektionen ausgesondert. Außer den politischen und Wirtschaftsabteilun- 
gen bestehen in den Auswärtigen Amtern Rechtsabteilungen oder juri- 
dische Abteilungen; sie befassen sich mit Fragen des Völkerrechts wie 
auch des innerstaatlichen Rechts, insofern diese außenpolitische Interessen 
berühren. Ferner gibt es Presse- und Protokollabteilungen® letztere be- 
fassen sich mit dem zeremoniellen Teil, den Fragen der Etikette und 
gewissen Momenten der persönlichen Bedürfnisse des diplomatischen 
Korps (Alısgabe von Freipässen und Lizenzen für zollfreie Gepäck- 
beförderung, Ausgabe von Diplomatenkarten, Registrierung der Trans- 
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portmittel, Stellung von Diplomatenlogen in den Theatern u.ä 
Chiffreabteilungen, Abteilungen der diplomati eng, Kahz 
re ern ung plomatischen Verbindung, Kabi- 
RIRRREONDN Das Auswärtige Amt der Sowjetunion ist das 
in derlldSSR Volkskommissariat für Auswärtige Angelegenheiten, 
ER An seiner Spitze steht der Volkskommissar, der 
einige Stellvertreter hat. 

Zu den een ve Volkskommissariats gehören laut den Bestim- 
mungen über das Volkskommissariat für Auswärti i 
vom 12. November 1923: ee 
; a) die Wahrnehmung der auswärtigen politischen und wirtschaftlichen 
a der UdSSR sowie der im Ausland befindlichen Bürger der 

b) die Ausführung der Beschlüsse über den Abschluß ä 
und Abkommen mit auswärtigen Staaten; a 

c) die Leitung bei der Erfüllung mit auswärtigen Staaten geschlossener 
Verträge und Abkommen sowie Unterstützung der entsprechenden Insti- 
tutionen der UdSSR und der Unionsrepubliken bei Ausübung der in 
diesen Verträgen festgelegten Rechte; 

d) die Kontrolle über die Durchführung mit auswärtigen Staaten ge- 
schlossener Verträge, der Abkommen und Akten durch die kompetenten 
Organe der Staatsmacht.* 

Auf der Zehnten Tagung der ersten Legislaturperiode des Obersten 
Sowjets der UdSSR wurde ein Gesetz über die Gewährung von Vollmach- 
ten an die Unionsrepubliken auf dem Gebiet der auswärtigen Beziehungen 
und über ‚die dementsprechende Umwandlung des Volkskommissariats 
für Auswärtige Angelegenheiten aus einem Unions-Volkskommissariat in 
ein Unions- und Republiks-Volkskommissariat angenommen. Dieses Ge- 
setz, das am r. Februar 1944 erlassen wurde, lautet: 

»Zum Zwecke der Erweiterung der internationalen Verbindungen und 
der Festigung der Zusammenarbeit der Union der Sozialistischen Sowjet- 
republiken mit anderen Staaten und in Berücksichtigung des stärker ge- 
wordenen Bedürfnisses der Unionsrepubliken nach Herstellung unmittel- 
barer Beziehungen zu auswärtigen Staaten faßt der Oberste Sowjet 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepübliken den Beschluß: 

1. Festzusetzen, daß Unionsrepubliken in unmittelbaren Verkehr mit 


erusen Staaten eintreten und Abkommen mit ihnen abschließen 
onnen.« 


1yAnzeiger des Zentralexekutivkomitees, des Rates der Volk i 
n £ < , skommissare und des 
Rates für Arbeit und Verteidigung der UdSSR«, 1923, Nr. ro russ. 
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Punkt 2 des Gesetzes nimmt in die Verfassung der UdSSR ent- 
sprechende Ergänzungen auf, u. a. den Artikel 18a mit folgendem Inhalt: 
» Jede Unionsrepublik hat das Recht, in unmittelbaren Verkehr mit aus- 
wärtigen Staaten einzutreten, mit ihnen Abkommen zu schließen und 
diplomatische und konsularische Vertreter auszutauschen.« 

Punkt 3 des Gesetzes spricht von der Umwandlung des Volkskommis- 
sariats für Auswärtige Angelegenheiten aus einem Unions-Volkskommis- 
sariat in ein Unions- und Republiks-Volkskommissariat. 

In Übereinstimmung mit dem neuen Gesetz gehören die Feststellung des 
allgemeinen Verfahrens in den gegenseitigen Beziehungen der Unions- 
republik zu auswärtigen Staaten zur Kompetenz der Union der Sozia- 
listischen Sowjetrepubliken in Gestalt ihrer höchsten Organe der 
Staatsgewalt und Organe der Staatsverwaltung. Die Vertretung der 
Unionsrepublik im internationalen Verkehr legt ihr Oberster Sowjet fest. 
Das Ergebnis dieses Gesetzes ist die Bildung von Republiks-Volks- 
kommissariaten für Auswärtige Angelegenheiten sowie diplomatischer 
und konsularischer Vertretungen der Unionsrepubliken im Ausland wie 
auch die Aufnahme bei diesen Republiken beglaubigter auswärtiger diplo- 
matischer und konsularischer Vertretungen. 

Die Auswahl der Diplomaten wird in allen Staaten 
mit besonderer Sorgfalt vorgenommen, um die Auf- 
füllung der Auswärtigen Ämter mit Personen zu 
gewährleisten, die das Vertrauen der Regierung genießen. 

Formal kann im modernen bürgerlichen Staat jede Person mit Hoch- 
schulbildung Diplomat werden. In Wirklichkeit ist das aber bei weitem 
nicht der Fall. Um bürgerlicher Diplomat zu werden, muß man vor allem 
über bedeutende private Geldmittel* und Beziehungen verfügen sowie 
die Unterstützung einflußreicher Politiker, Finanzkreise und Beamten be- 
sitzen. Wer keine Mittel hat, kann nicht jene Bildung und theoretische 
Schulung erhalten, die für den Eintritt in das Auswärtige Amt nötig sind. 
In einer Reihe von Staaten gibt es besondere Hochschulen, aus denen die 
Regierung vorzugsweise diplomatische Kader nimmt. Da die Ausbildung 
in diesen Schulen kostspieliger ist als auf den Universitäten und ihre Be- 
endigung eine verhältnismäßig eingeschränkte Berufswahl läßt, werden 
sie von der Jugend der unbemittelten Klassen, die im voraus weiß, welche 
Hindernisse der Aufnahme in den diplomatischen Dienst Ka 
begreiflicherweise gemieden. Ohne Beziehungen und Protektion ist es für 
den jungen Menschen in den kapitalistischen Ländern fast unmöglich, 

1 Bis zum Jahre 1918 mußte in England für die Aufnahme in den diplomatischen Dienst 
ein Privateinkommen von mindestens 400 Pfund Sterling (etwa 4000 Goldrubel) jährlich 
nachgewiesen werden können. 
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durch jenen Filter hindurchzukommen, der sich Wettbewerb für die Anstel- 
lung im Ministerium des Auswärtigen nennt. Schließlich wird auch eine vom 
Standpunkt der herrschenden Klasse gute, zuverlässige Reputation des 
künftigen Diplomaten und seiner Familie gefordert. Die in allen bürger- 
lichen Ministerien des Auswärtigen bestehenden Kommissionen, denen vom. 
Kastengeist durchdrungene Beamte angehören und die die Anstellung und 
Beförderung der Mitarbeiter leiten, sind eifersüchtig darauf bedacht, daß 
keine Elemente plebejischer Herkunft in das Amt eindringen. 

‚Gewöhnlich treten die Personen, die sich der Diplomatenlaufbahn 
widmen, in jungen Jahren‘, sofort nach Beendigung der Lehranstalt, in 
den Dienst des Auswärtigen Amtes und eignen sich bei der Arbeit selbst 
praktische Erfahrung an. Nach Aufnahme in den Dienst (was die Ein- 
beziehung in die Körperschaft der Staatsbeamten bedeutet, die besondere 
Vergünstigungen und Vorrechte genießen) klettert der künftige Diplo- 
mat je nach seinen Fähigkeiten und Talenten, vor allem aber nach seinen 
Beziehungen, die Stufenleiter der Diensthierarchie hinauf. Die bestehen- 
den Vorschriften untersagen es, Stufen dieser Leiter zu überspringen, 
doch kann natürlich je nach den Beziehungen und der Stellung, die der 
Diplomat in der Gesellschaft einnimmt, die Zeit des Verweilens auf diesen 
Stufen abgekürzt werden. Die Zuteilung besserer Bestallungen, z. B. in 
große Hauptstädte, wodurch dem Diplomaten die weitere Karriere be- 
deutend erleichtert wird, ist von den gleichen Umständen abhängig. Auf 
diese Weise bilden sich im bürgerlichen Staat sogenannte diplomats de 
<carriere (Berufsdiplomaten) heraus. 

Nur die Minister des Auswärtigen, ihre Gehilfen, die Botschafter und 
Gesandten (sowie einige Fachleute — Juristen, Okonomen u. ä. m.) sind 
nicht immer Diplomaten der Karriere. Sehr oft haben sich diese Amts- 
personen bis zu ihrer Ernennung für den betreffenden Posten nicht auf 
dem Gebiet der Außenpolitik des Staates betätigt. 

Der internationale Verkehr wird in der Regel nicht 

ze 2 durch unmittelbare Korrespondenz Re den 

Auswärtigen Ämtern der verschiedenen Staaten ge- 

tätigt, sondern durch Vermittlung ins Ausland geschickter Personen, die 

diplomatische Vertreter oder diplomatische Agenten genannt werden. Der 

diplomatische Vertreter verkehrt mit dem Auswärtigen Amt des Aufent- 
haltslandes. 

Die Stellung der diplomatischen Vertreter, ihre Rechte und Pflichten 
sowie die allgemeinen Bedingungen für die Tätigkeit dieser Personen be- 
ruhen auf internationalen, allgemein anerkannten Gepflogenheiten. 


11n England werden zu den Wettbewerbsprüfungen für die Aufnahme in das Außen- 
ministerium Personen unter 21 Jahren und über 25 Jahre nicht zugelassen. 
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Diese Gepflogenheiten werden gegenwärtig von allen Staaten der 
Welt eingehalten. Außerdem sind viele solcher Gepflogenheiten als 
juridische Normen in der inneren Gesetzgebung der meisten Staaten 
fixiert. Schließlich sind sie in die Abhandlungen und Leitfäden zum 


‚Völkerrecht aufgenommen. 


Auf vertraglichem Wege ist nur die Frage der Ränge 
der diplomatischen Vertreter und ihrer Dienstab- 
stufung geregelt. Bis Beginn des 19. Jahrhunderts 
bot diese Frage nicht selten Anlaß zu Differenzen 
und Konflikten zwischen den Staaten. Um weiteren Mißverständnissen 
vorzubeugen, wurde im Jahre ı815 auf dem Wiener Kongreß ein 
Schriftstück, betitelt »R&glement sur le rang entre les agents diplomati- 
ques« unterzeichnet (im internationalen Gebrauch heißt dieses Dokument 
gewöhnlich Wiener Reglement). In ihm sind folgende Ränge für die 
diplomatischen Vertreter festgesetzt: ı. Botschafter und päpstliche 
Legaten oder Nuntien; 2. Außerordentliche und Bevollmächtigte Ge- 
sandte; 3. Geschäftsträger.' 

Das Protokoll, das auf dem Kongreß zu Aachen im 
Jahre 1818 unterzeichnet wurde, ergänzte das 
Wiener Reglement, indem es in Ergänzung desselben den Rang des Mini- 
sterresidenten aufnahm. 

Nach diesen Dokumenten ist also die Rangabstufung diplomatischer 
Vertreter die folgende: ı. Botschafter und Nuntius; 2. Gesandter; 
3. Ministerresident; 4. Geschäftsträger. 

Der volle Titel der Botschafter lautet gewöhnlich: » Außerordentlicher 
und Bevollmächtigter Botschafter« (Ambassadeur Extraordinaire et 
Plenipotentiaire), der des Gesandten — » Außerordentlicher Gesandter und 
Bevollmächtigter Minister« (Envoy& Extraordinaire et Ministre Pleni- 
potentiaire). Früher besaßen nur die Botschafter das offizielle Recht auf 
den Titel »Exzellenz«, doch läßt die Courtoisie jetzt auch die Gesandten 
mit »Exzellenz« betiteln. 

Bis vor kurzem hießen alle diplomatischen Vertreter 
Die Ränge der der UdSSR Bevollmächtigte Vertreter, wobei aller- 

sowjetischen diplo- di ES Rarlauks ihriben BER z 

matischen Vertreter dings in ihren Beglaubigungsschreiben ihr Rang en 

sprechend dem Wiener Reglement angeführt wurde. 

Durch Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 
9. Mai 1941 wurden für die sowjetischen diplomatischen Sertreter drei 
Rangstufen festgesetzt. Dieser Erlaß lautet: 


Die Ränge derdiplo- 
matischen Vertreter. 
Das Wiener Reglement 


Das Aachener Protokoll 


‚2 Rs handelt sich um ständige Geschäftsträger. Über den Unterschied zwischen ihnen 
und den Geschäftsträgern ad interim siche weiter unten. 
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»Zum Zwecke der Festsetzung in dem internationalen diplomatischen 
Verkehr allgemein üblicher Rangstufen für die diplomatischen Vertreter 
der UdSSR und der Übereinstimmung dieser Rangstufen mit der Be- 
deutung und dem Ausmaß der den diplomatischen Vertretern der UdSSR 
erteilten Vollmachten faßt das Präsidium des Obersten Sowjets der 
UdSSR den Beschluß: 

ı. Für die bei ausländischen Regierungen akkreditierten diplomatischen 
Vertreter der UdSSR sind die folgenden Rangstufen festzusetzen: 

a) Außerordentlicher und Bevollmächtigter Botschafter, 

b) Außerordentlicher und Bevollmächtigter Gesandter, 

€) Geschäftsträger.« 

Die diplomatischen Vertreter der drei ersten Rang- 

er Verfahren stufen akkreditiert das Staatsoberhaupt des Absende- 
em Austausch 3 4: 

diplomatischer Vertreter Staates beim Oberhaupt des Empfangsstaates. Stän- 

dige Geschäftsträger werden vom Minister des Äuße- 

ren beim Haupt des diplomatischen Ressorts der Gegenseite beglaubigt. 

Auf dem Wiener Kongreß im Jahre 1815 wurde vereinbart, daß nur 
die Großmächte (zu jener Zeit: England, Frankreich, Österreich, Preußen, 
Rußland) Botschafter austauschen. Später kamen zu diesen Staaten die 
USA, Spanien, Italien, die Türkei und Japan hinzu. Gegenwärtig 
tauschen auch andere Staaten auf Grund zweiseitiger Sonderabkommen 
Botschafter aus. Die UdSSR tauscht Botschafter aus mit Afghanistan, 
Belgien, China, Frankreich, Griechenland, Großbritannien, Holland, 
Iran, Italien, Japan, Jugoslawien, Kanada, Mexiko, Norwegen, Polen, 
der Tschechoslowakei, der Türkei, den USA. England tauscht außer mit 
den erstrangigen Mächten auch mit Argentinien, Belgien, Brasilien, China, 
Portugal und einer Reihe anderer Staaten Botschafter aus. Die USA haben 
gegenwärtig fast in allen lateinamerikanischen Staaten Botschafter und 
vice versa. Auch der Papst hat das Recht, Botschafter zu bestallen und 
aufzunehmen. Seine Botschafter heißen Nuntien oder Legaten. 

Im Grunde sind gegenwärtig die diplomatischen Ver- 

Die Vollmachten der trerer aller Rangstufen mit den gleichen Vollmachten 
diplomatischen Vertreter > : ö 

der verschiedenen Ausgestattet. Der Tradition gemäß gelten jedoch die 

Rangstufen Botschafter nichtnuralsRepräsentanten ihres Staates, 

sondern auch als persönliche Vertreter des Ober- 

hauptes dieses Staates. Aus diesem Grunde haben die Botschafter das Recht, 

mit dem Staatsoberhaupt, bei dem sie beglaubigt sind, unmittelbar zu 

verkehren.‘ 


1 Da das Staatsoberhaupt in einer Reihe von Staaten laut Verfassung »unverantwort- 
licht ist, ist der Vorbehalt zu machen, daß dieser Verkehr hauptsächlich zum Ziel hat, die 
Bedeutung, die die Regierung des Botschafters einer bestimmten Frage beimißt, zu unter- 
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Noch vor kurzem hatten die meisten diplomatischen Vertreter den 
Rang von Gesandten. Heute steht im Gegensatz dazu ihre Mehrheit im 
Range von Botschaftern. Kleine Länder mit beschränkten internationalen 
Interessen, wie z. B. Bolivien, Liberia, Nikaragua, bestallen und emp- 
fangen Ministerresidenten. 

FRIBEER ER Ma den ständigen diplomatischen Vertretern sind 
en ie Botschafter mit Sondermission zu unterscheiden, 
die ein Staat dem anderen aus einem besonderen An- 

laß schickt. Solche Botschafter werden zur Teilnahme an großen natio- 
nalen Feierlichkeiten, an Krönungen von Monarchen, an Hochzeiten und 
Beerdigungen von Monarchen und ihrer Nachfolger ernannt. Monarchen 
entsenden manchmal solche Botschafter, um einander ihre Thronbesteigung 
anzuzeigen. Alle diese Botschafter erfüllen somit nur reine Protokollfunk- 
tionen (übermitteln Glückwünsche, drücken Beileid aus u.ä.m.). Unterläßt 
ein Staat aus irgendeinem Grunde die Entsendung eines solchen Botschaf- 
ters, wünscht jedoch nicht, daß dies als Zeichen mangelnder Achtung aus- 
gelegt werde, so ernennt er seinen diplomatischen Vertreter in dem be- 
treffenden Lande zum Botschafter mit Sondermission in diesem Lande. 

In letzter Zeit sind ebenfalls sogenannte »Botschafter ohne festen Sitz« 
(Ambassadors at large) bekannt. Diese Botschafter sind nicht bei einem 
bestimmten ausländischen Staat beglaubigt, sondern sie haben weitgehende 
Vollmachten, mit verschiedenen Staaten zu verhandeln und an diversen 
internationalen Konferenzen teilzunehmen. Ein solcher Botschafter war 
z.B. der kürzlich verstorbene Amerikaner Norman Davies. 

RU Schließlich müssen noch die sogenannten Beobachter 
erwähnt werden. In den internationalen Verkehr 
sind sie von den USA in der Zeit nach Versailles eingeführt worden. Die 
Beobachter haben an internationalen Konferenzen oder anderen Bera- 
tungen teilzunehmen, an denen der betreffende Staat aus prinzipiellen 
Erwägungen oder aus der Befürchtung heraus, sich in irgendeiner Frage 
festzulegen, nicht offiziell teilnehmen will. Die Anwesenheit von Beob- 
achtern zeigt, daß der Absendestaat an der betreffenden Frage interessiert 
ist, auf die Entscheidung der Beratung Einfluß nehmen will oder unmittel- 
bare Information zu erhalten wünscht. 

Man kann sich schwer eine kompliziertere und viel- 

Sehe nn fältigere Tätigkeit vorstellen als die Tätigkeit die 

Werteiiie mit der Rolle eines diplomatischen Ver®#eters gegen- 
wärtig verbunden ist. Längst sind die Zeiten vorbei, 
da man von ihm nur eine vornehme Herkunft, einen klingenden Titel und 


streichen und das Staatsoberhaupt zu veranlassen, das besondere Augenmerk seiner 
Regierung auf die betreffende Angelegenheit zu lenken. 
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weltmännisches Wesen sowie die Fähigkeit, in Gesellschaften zuglänzen, und 
schließlich einen Reichtum verlangte, der ihm ermöglichte, auf großem Fuß 
zu leben und die örtliche Gesellschaft durch den Aufwand seiner Empfänge 
zu verblüffen. Von dem modernen Diplomaten werden Universalbildung, 
ein weiter politischer Horizont, die Fähigkeit, notwendige Verbindungen 
anzuknüpfen und Gewandtheit im auswärtigen Verkehr verlangt. Zu 
seinen Pflichten gehört das gründliche Studium des Aufenthaltslandes, 
seiner Wirtschaft, seiner Innen- und Außenpolitik und der in ihm zutage 
tretenden sozialen und politischen Erscheinungen. Über all das muß der 
diplomatische Vertreter seine Regierung systematisch informieren, miteiner 
Analyse der Lage und den sich darausergebenden operativen Schlüssen. Der 
Diplomat hat den Kampf der Parteien wie die Arbeit des Parlaments und 
der Regierung zu verfolgen, die Politiker, die eine mehr oder minder be- 
deutende Rolle im Leben des Landes spielen, gut zu kennen, die Tätigkeit 
der diplomatischen Vertreter und Agenten anderer Staaten zu beobachten. 

Der moderne Diplomat muß über umfangreiche Kenntnisse auf den 
mannigfaltigsten Gebieten des Wissens verfügen. Er muß zumindest zwei 
europäische Hauptsprachen einwandfrei beherrschen, die Geschichte der 
Diplomatie der Neuzeit bis ins einzelne kennen, sich in den Fragen des 
Völkerrechts gut orientieren und außer allem anderen ein kultivierter 
Mensch, mit Kenntnissen auf den Gebieten der Wissenschaft, der Kunst 
und der Literatur sein. Diese Eigenschaften gestatten ihm, die seinem 
Rang und seiner Würde zukommende Achtung der Regierung des Auf- 
enthaltslandes, der örtlichen Öffentlichkeit und des diplomatischen Korps 
zu erwerben, und verschaffen ihm die nötige Autorität. 

Damitsind jedoch die Forderungen nicht erschöpft, die an den modernen 
Diplomaten gestellt werden. Da er sowohl zu den Regierungskreisen wie 
auch zu der örtlichen Gesellschaft äußerst verantwortliche Beziehungen 
unterhält, muß er besonderen Takt und ständige Beherrschtheit an den 
Tag legen und die Würde seines Ranges wahren. 

Der diplomatische Vertreter, der stets im Mittelpunkt der Aufmerk- 
samkeit von Leuten steht, die jeden seiner Schritte beobachten, muß jede 
Extravaganz vermeiden, durch seinen Lebenswandel und sein Benehmen 
Achtung einflößen. Er muß nicht nur in seinen der Öffentlichkeit zur 
Kenntnis gelangenden Äußerungen zurückhaltend und vorsichtig sein, 
sondern auch in seinen Privatgesprächen, um seiner Stellung oder dem von 
ihm vertretenen Staat nicht zu schaden. 

Der Diplomat muß neben seiner riesigen Amtstätigkeit ständigen Kon- 
takt mit den gesellschaftlichen und diplomatischen Kreisen am Ort halten, 
Empfänge veranstalten und Besuche abstatten, sich im Theater, auf Aus- 
stellungen sowie bei offiziellen Feierlichkeiten und Kundgebungen zeigen. 
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Somit stellt die Tätigkeit des Diplomaten eine komplizierte, schwere 
und höchst verantwortliche Arbeit dar. 

ER RER Die diplomatische Vertretung, der ein Botschafter 
a Verniasg vorsteht, heißt Botschaft. Die diplomatischen Ver- 
tretungen, denen Vertreter anderer Rangstufen vor- 

stehen, heißen Gesandtschaften. 

Das Botschafts- und Gesandtschaftspersonal gliedert sich in vier Kate- 
gorien: 

1. Etatsmäßig angestellte Funktionäre des Auswärtigen Amtes, die 
dem diplomatischen Vertreter in seiner operativen Arbeit helfen — der 
Rat, die ersten, zweiten und dritten Sekretäre und die Attaches. 

2. Beamte anderer Ressorts, die den Botschaften und Gesandtschaften 
zum Zwecke des Studiums von Sonderfragen zugeteilt sind und ihre 
Ressorts vor den entsprechenden lokalen Institutionen vertreten. Diese 
Personen unterhalten Beziehungen zu den erwähnten Institutionen des 
Aufenthaltslandes, verhandeln mit ihnen in Fragen technischer und infor- 
matorischer Natur. Solche Ressortvertreter heißen Attach&s, wobei ein 
Zusatz zu ihrem Titel den Charakter ihrer Funktionen erkennen läßt. 
Besonders oft sind solche Attaches Militärattaches, Marineattaches, 
Fliegerattaches, Handels- und Finanzattach&s. Sie sind berechtigt, mit den 
zuständigen Ministerien unmittelbar zu verkehren. Die Handels- und 


Finanzattach£s heißen manchmal auch Handels- und Finanzräte. Gegen- 


wärtig gibt es bei den diplomatischen Vertretungen Presseattach£s, Atta- 
ches für kulturelle Beziehungen sowie Attaches für landwirtschaftliche 
Angelegenheiten. 

Besonders große Bedeutung haben gegenwärtig die Militär-, die 
Marine- und die Fliegerattach&s. Diese Mitarbeiter der Botschaften ver- 
treten die Streitkräfte ihres Staates, unterhalten dauernde Verbindung 
mit den entsprechenden Amtsstellen des Aufenthaltslandes und machen 
sich mit dessen Streitkräften bekannt. 

3. Kanzleipersonal und technische Arbeitskräfte. 


4. Dienstpersonal (Portiers, Fahrstuhlführer, Chauffeure, Diener 


u.ä.m.). 

Die Personen der ersten beiden Kategorien bilden das diplomatische 
Personal der Vertretung und genießen diplomatische Immunität sowie 
gewisse andere Vorrechte und Vergünstigungen, die den Miggliedern des 
diplomatischen Korps eingeräumt sind. 

Der nächste Gehilfe des diplomatischen Vertreters ist der Rat. Ist i 
der Vertretung eine solche Stelle nicht vorgesehen, so ist der nächste Mit- 
arbeiter des Vertreters der erste Sekretär. Im Falle vorübergehender Ab- 


wesenheit des Botschafters bzw. des Gesandten leitet der Rat (oder, falls 


‚ Die diplomatischen 
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ein solcher nicht vorhanden, ein beliebiger, vom diplomatischen Vertreter 
ernannter höherer Mitarbeiter der Vertretung) die Vertretung und heißt 
Geschäftsträger ad interim. 
EL DERUN Zum diplomatischen Personal der Sowjetbotschaften 
an HaseR und Gesandtschaften gehören auch die Handelsver- 
treter der UdSSR und ihre Stellvertreter. Der in 
den sowjetischen Vertretungen herkömmlichen protokollarischen Rang- 
ordnung nach folgen die Handelsvertreter unmittelbar dem Rat oder 
dem ersten Sekretär, der ihn ersetzt. Ist der diplomatische Vertreter ab- 
wesend, so vertritt ihn nicht der Handelsvertreter, sondern der Rat oder 
ein anderer Mitarbeiter der Botschaft. In den Sowjetbotschaften und 
-gesandtschaften gibt es keine Handels- oder Finanzattaches, da die Han- 
delsvertreter, die im Ausland das Monopol des Außenhandels verwirk- 


‚ lichen, gleichzeitig die ganze notwendige Information wirtschaftlicher 


Natur erhalten und geschäftliche Verbindungen mit den lokalen Wirt- 
schaftsstellen, Banken sowie Handels- und Industriekreisen unterhalten, 
d.h. auch die Funktionen von Handels- und Finanzattach£s versehen. 
Die Titel Botschafter, Gesandter, Rat, Sekretär und 
Attach@ dienen in den meisten Staaten nicht nur 
zur Bezeichnung der Stellen, die die diplomatischen 
Funktionäre einnehmen, sondern auch zur Bezeichnung des Ranges, der 
ihnen verliehen ist. Der Funktionär behält ihn bei, unabhängig davon, 
ob er eine entsprechende Stelle in einer diplomatischen Vertretung im 
Ausland innehat oder aber im Zentralapparat des Auslandsressorts 
arbeitet. In den diplomatischen Vertretungen selbst kommt es nicht 
selten vor, daß der Gesandte den Botschafterrang hat, ein Gesandt- 
schaftssekretär den Posten eines Botschaftssekretärs bekleidet oder um- 
gekehrt u.ä.m. Jedes Land har seine Bestimmungen, in denen nicht 
nur die Beförderung der diplomatischen Funktionäre auf der Stufen- 
leiter der Diensthierarchie, sondern auch auf den Stufen der Rangtafel 
festgelegt ist. 

Bis vor kurzem hatten die Funktionäre der Sowjetdiplomatie keine 
Ränge. Sie wurden lediglich nach der von ihnen eingenommenen Stellung 
bezeichnet. Kehrte der Botschaftsrat zur Arbeit im Zentralapparat zurück, 
so verlor er den Ratstitel, wurde er später in eine andere auswärtige Ver- 
tretung als Sekretär ernannt, so bekam er den Titel Sekretär. Durch 
Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 14. Juni 1943 
wurde dieser Modus abgeändert. Der neue Erlaß, der den Erlaß des 
Obersten Sowjets der UdSSR vom 9. Mai 1941 »Über die Festsetzung 
von Rängen für die diplomatischen Vertreter der UdSSR im Ausland« 
weiterentwickelt, setzte für die diplomatischen Funktionäre des Volks- 


Ränge 
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kommissariats für Auswärtige Angelegenheiten sowie der Botschaften 
und Gesandtschaften der UdSSR im Ausland folgende Ränge fest: 

1. Außerordentlicher und Bevollmächtigter Botschafter; 2. Außer- 
ordentlicher und Bevollmächtigter Gesandter erster Klasse; 3. Außer- 
ordentlicher und Bevollmächtigter Gesandter zweiter Klasse; 4. Rat 
erster Klasse; 5. Rat zweiter Klasse; 6. Erster Sekretär erster Klasse; 
7. Erster Sekretär zweiter Klasse; 8. Zweiter Sekretär erster Klasse; 
9. Zweiter Sekretär zweiter Klasse; 10. Dritter Sekretär; ıı. Attach£. 

Die Ränge des Außerordentlichen und Bevollmächtigten Botschafters 
sowie der Außerordentlichen und Bevollmächtigten Gesandten erster und 
zweiter Klasse werden durch Erlaß des Präsidiums des Obersten Sowjets 
der UdSSR zuerkannt, die übrigen Ränge durch Anordnungen des Volks- 
kommissars für Auswärtige Angelegenheiten. 

ER In den meisten Staaten gibt es seit langem eine 
ki Fri eng besondere Diplomatenuniform. Meist erinnert ihr 
ngestellten des R : Fr > 
diplomatischen Dienstes Schnitt an die Militär- und Hofkleidung der ersten 
Hälfte des vergangenen Jahrhunderts. Sie zeichnet 
sich gewöhnlich durch auffallende Farbe aus und ist reich mit Gold- oder 
Silberstickerei und mit Tressen versehen. Zu dieser Uniform gehören be- 
sondere Mäntel, Dreispitzhüte oder andere altertümliche Hutformen mit 
Federschmuck sowie leichte Paradedegen. Die Diplomaten tragen diese 
Uniform fast ausschließlich bei feierlichen Anlässen, bei Empfängen, 
Paraden u. ä.m. In den Einladungen zu diesen Feierlichkeiten heißt es 
gewöhnlich: »Uniform, Orden«. Im Dienst, bei gewöhnlichem Besuch 
des Ministeriums und in Gesellschaft tragen die Diplomaten fast in der 
Regel Zivilkleidung. 

Bis vor kurzem hatten die Sowjetdiplomaten keine besondere Uniform. 
Bei entsprechenden feierlichen Anlässen ersetzten sie diese Kleidung durch 
den Frack oder Besuchsanzug. Durch Beschluß des Rates der Volkskom- 
missare der UdSSR vom 28. Mai 1943 wurde für die diplomatischen 
Mitarbeiter des Volkskommissariats für Auswärtige Angelegenheiten, 
der Botschaften und Gesandtschaften der UdSSR im Ausland eine 
Parade- und Alltagsuniform eingeführt, die den vom Rat der Volks- 
kommissare bestätigten Mwßern entspricht. Diese Kleidung ist von 
modernem Schnitt. Als Dienstgradabzeichen dienen Achselstücke aus 
Tressen eines besonderen Silberfasergeflechts mit vergoldetem Metall- 
emblem in Form zweier gekreuzter Palmenzweige. Als Abzeichen der 
diplomatischen Ränge dienen gestickte goldene Sterne sowie goldene 
Längsstreifen auf den Achselstücken der Sekretäre und Attaches. 

Die Achselstücke der Botschafter, der Gesandten erster und zweiter 
Klasse sowie der Räte erster und zweiter Klasse haben keine Längs- 
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streifen. Auf den Achselstücken der Außerordentlichen und Bevollmäch- 
tigten Botschafter ist ein großer Stern von 35 mm Umfang in Gold ge- 
stickt. Auf den Achselstücken des Außerordentlichen und Bevollmächtig- 
ten Gesandten erster Klasse sind vier Sternchen in Gold gestickt, auf denen 
des Außerordentlichen und Bevollmächtigten Gesandten zweiter Klasse 
— drei Sternchen, auf denen des Rates erster Klasse — zwei Sternchen und 
auf denen des Rates zweiter Klasse — ein Sternchen. Die Achselstücke der 
ersten Sekretäre erster und zweiter Klasse sowie des zweiten Sekretärs 
erster Klasse haben zwei Goldstreifen und entsprechend drei, zwei und 
ein Sternchen. Auf den Achselstücken des zweiten Sekretärs der zweiten 
Klasse, des dritten Sekretärs und des Artach&s gibt es einen Goldstreifen 
und entsprechend vier, drei und zwei Sternchen. 
De leantshck Die Gesamtheit der Personen, die zu auswärtigen 
as eipfomakische KoIP® diplomatischen Vertretungen in einem Staate ge- 
hören und zu deren diplomatischem Personal zählen, bildet das diplo- 
matische Korps. Dem diplomatischen Korps gehören außer den an- 
geführten Personen auch deren Ehefrauen und ledige Töchter über 
16 Jahren an. Im engen Sinne des Wortes versteht man unter diplomati- 
schem Korps manchmal nur die Häupter der diplomatischen Vertretungen. 
Für die Anciennität der diplomatischen Vertreter 
ist vor allem ihr Rang gemäß dem Wiener Regle- 
ment bestimmend. Die Anciennität von Vertretern, 
die ein und denselben Rang haben, wird bestimmt entweder durch das 
Datum ihres Eintreffens im gegebenen Staat in dieser Eigenschaft oder 
aber durch das Datum der Überreichung des Beglaubigungsschreibens, 
d.h. des Datums des offiziellen Amtsantritts. Gegenwärtig ist für die 
Bestimmung der Anciennität fast ausschließlich das Datum der Über- 
reichung des Beglaubigungsschreibens maßgebend. Dieser Modus besteht 
im besonderen in der UdSSR. 

Dem Herkommen gemäß gelten jedoch die Botschafter des Vatikans 
(d. h. des Papstes) in den Ländern, in denen sie akkreditiert sind, als die 
ältesten Botschafter, unabhängig davon, wann der betreffende Nuntius 
eingetroffen ist oder sein Beglaubigungsschreiben überreicht hat. 

Für die Anciennität der übrigen Mitglieder des diplomatischen Korps 
ist der Titel der einzelnen und bei gleichem Titel die Dauer der Amts- 
tätigkeit in dieser Eigenschaft im Aufenthaltslande bestimmend. Dabei 
rangieren gleichlautende Chargen oder Titel von Botschaftsmitgliedern 
vor den gleichen Titeln von Gesandtschaftsmitarbeitern. So z.B. ran- 
giert der erste Botschaftssekretär stets vor dem ersten Gesandtschafts- 
sekretär. Die Autorität der Attaches, die die Streitkräfte vertreten, 
wird durch die Militärrangschaft (Dienstgrad), bei gleichem Militär- 
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rang aber durch die Aufenthaltsdauer in dem jeweiligen Lande in der 


' Eigenschaft als Attach& bestimmt. 


Den An der Spitze des diplomatischen Korps steht der 

Brian Koipe Doyen (Älteste). Es ist der dem Rang und der 

Anciennität nach höchststehende diplomatische Ver- 

treter (in den Staaten, wo es päpstliche Nuntien gibt, sind diese die 
Doyens des diplomatischen Korps). 

Der Doyen ist der Repräsentant des diplomatischen Korps, tritt in 
seinem Namen auf, dient, falls nötig, als Mittelsmann zwischen dem 
diplomatischen Korps und dem Auswärtigen Amt und ist eine Art 
Schiedsrichter bei Streitfällen oder Konflikten zwischen Mitgliedern 
des diplomatischen Korps. 

Treten die Häupter der diplomatischen Vertretungen 

Auftreten des in einem Staat vor dem Auswärtigen Amt kollektiv 

diplomatischen Korps auf, so wird dies das Auftreten des diplomatischen 
Korps genannt. 

Ein solches Auftreten des diplomatischen Korps ist auch vor dem Re- 
gierungshaupt und selbst vor dem Staatsoberhaupt möglich, doch kommt 
es äußerst selten dazu. 

Gewöhnlich findet ein Auftreten des diplomatischen Korps vorwiegend 
in Protokoll-(Zeremoniell-)fragen statt. Das diplomatische Korps bringt 
seine Glückwünsche dar, drückt sein Beileid aus, dankt für die ihm er- 
wiesene Aufmerksamkeit. 

Hin und wieder hat jedoch das Auftreten des diplomatischen Korps 
das Ziel, in einer Frage, welche effektive oder vermeintliche Rechte der 
auswärtigen Diplomaten betrifft, bzw. in Fragen außenpolitischer Natur 
eine Einwirkung auf die betreffende Regierung auszuüben. 

BETEN Bevor die Ernennung einer Person für die Stelle 
für die Ernennung und Eines diplomatischen Vertreters erfolgt, wird hierzu 
die Abberufung diplo- die Genehmigung der in Frage stehenden Regierung 
matischer Vertreterund eingeholt. Im internationalen Gebrauch wird die 
5 gear diplo- Genehmigung mitdem Wort » Agr&ment« bezeichnet. 

ER, ER Das Rgröment wird mündlich eingeholt. Manchmal 
ist diese Anfrage von einem Notizzettel ohne Unterschrift und auf reinem 
Papier mit kurzen biographischen Angaben über den künftigen Vertreter 
begleitet. Die Antwort auf die Anfrage erfolgt gewöhnlich ohne Ver- 
zögerung. 

Die Frage, ob der Staat, der die Kandidatur eines Vertreters ablehnt, 
verpflichtet ist, die Gründe seiner Ablehnung mitzuteilen, ist strittig. 

Ein Agr&ment für Geschäftsträger ad interim ist nicht erforderlich. 
Diese Personen treten ihre Amtstätigkeit auf Grund eines Schreibens des 
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diplomatischen Vertreters an, in dem dieser das Haupt des Auswärtigen 
Amtes von seiner Abreise bzw. Erkrankung und von der Betrauung des 
einen oder anderen Mitglieds der Vertretung mit den Obliegenheiten eines 
zeitweiligen Geschäftsträgers in Kenntnis setzt. In besonderen Fällen 
(schwere Erkrankung des diplomatischen Vertreters oder sein Ableben) 
sendet der Rat selbst (oder, falls ein solcher nicht vorhanden, der nach 
ihm rangierende diplomatische Mitarbeiter der Vertrerung) ein solches 
Schreiben mit seiner Unterschrift ab. 

Auch für die Mitarbeiter der diplomatischen Vertretung ist ein Agr&- 
ment nicht erforderlich.‘ Eine Ausnahme bilden die Militär-, Marine- und 
Fliegerattach&s, bei deren Ernennung in der internationalen Praxis ge- 
wöhnlich die betreffende Regierung im voraus in Kenntnis gesetzt wird. 

Nach Erhalt des Agr&ments wird die Ernennung des diplomatischen 
Vertreters in Form eines vom Oberhaupt des Absendestaates unterzeich- 
neten Beschlusses (Erlasses, Dekretes) vollzogen. 

Der ernannte diplomatische Vertreter erhält ein vom 

Das Beglaubigungs-- Oberhaupt seines Staates unterzeichnetes Schreiben 
schreiben und seine 2 : 
Überreiäung an das Oberhaupt des Staates, in dem er akkredi- 
tiert ist. Dieses in der im internationalen Ver- 

kehr üblichen Form abgefaßte Schreiben heißt »Beglaubigungsschreiben«. 

Vom rechtlichen Standpunkt aus ist das Beglaubigungsschreiben eine 
Urkunde, die bezeugt, daß der Betreffende der diplomatische Repräsentant 
seines Staates in dem Aufenthaltsland ist. Offiziell beginnt die Repräsen- 
tationsstellung des ernannten diplomatischen Vertreters erst mit Über- 
reichung des Beglaubigungsschreibens. Deshalb enthält er sich bis zur Er- 
ledigung dieser Prozedur jeglicher diplomatischen Schritte, Aktionen und 
Verhandlungen sowie der im Protokoll vorgeschriebenen Besuche bei den 
höchsten Amtspersonen des Aufenthaltslandes und den Mitgliedern des 
diplomatischen Korps. In der Zwischenzeit verkehrt er hauptsächlich mit 
dem Protokollchef in Fragen, welche die Überreichung des Beglaubigungs- 
schreibens betreffen, und hat in manchen Fällen eine halboffizielle Zu- 
sammenkunft mit dem Haupt des Auswärtigen Amtes. Diese Regel kennt 
natürlich eine Reihe Abweichungen, jenach dem Charakter der Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten und der Haltung gegenüber der Persönlich- 
keit des Vertreters selbst. 

Gewöhnlich wird die Überreichung des Beglaubigungsschreibens bald 
nach der Ankunft des Vertreters im Aufenthaltsland anberaumt. Eine 
Verzögerung ohne ernste Gründe (Abwesenheit, Krankheit des Staats- 

1 Inder Praxis kann jede Regierungdie Einreise eines ihr unerwünschten diplomatischen 


Mitarbeiters der Vertretung verhindern, indem sie ihm das Visum verweigert. Doch sind 
derartige Fälle selten. 
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oberhauptes) gilt als Ausdruck mangelnder Aufmerksamkeit oder wenig 


freundlicher Haltung gegenüber der Regierung des Absendestaates bzw. 
der Person des Vertreters selbst. 

Das Beglaubigungsschreiben überreicht der neuernannte diplomatische 
Vertreter dem Adressaten persönlich. Die Zeremonie der Überreichung 
ist von einer gewissen Feierlichkeit begleitet. Fast in allen Ländern ist es 
Brauch, den Botschafter anläßlich der Überreichung des Beglaubigungs- 
schreibens in einer im Namen des Staatsoberhauptes entsandten Equipage 
in die Residenz des Staatsoberhauptes und zurück zu befördern. Dabei 
begleitet den Botschafter eine eigens beorderte Amtsperson des Aufent- 
haltslandes (Zeremoniemeister, Protokollchef des Auswärtigen Amtes, 
Adjutant des Staatsoberhauptes u. dgl. m.) und in einigen Staaten auch 
ein militärisches Ehrengeleit. Die Überreichung des Beglaubigungsschrei- 
bens findet in Anwesenheit des Hauptes des Auswärtigen Amtes und der 
zum Gefolge des Staatsoberhauptes gehörenden höchsten Staatsfunktio- 
näre statt. Der diplomatische Vertreter wird vom ganzen diplomatischen 
Personal der Vertretung begleitet. Nach Entgegennahme des Beglaubi- 
gungsschreibens hat das Staatsoberhaupt ein Privatgespräch (Audienz ge- 
nannt) mit dem diplomatischen Vertreter. Zu bemerken ist, daß in einer 
Reihe von Ländern (z.B. in den USA) der Modus der Überreichung des 
Beglaubigungsschreibens bedeutend einfacher ist. Dort fährt der Bot- 
schafter im eigenen Automobil zum Staatsoberhaupt. 

In manchen Ländern findet die Überreichung des Beglaubigungsschrei- 
bens eines Gesandten unter weniger feierlichen Umständen statt, als es für 
die Botschafter üblich ist. 

In vielen Staaten tauschen der diplomatische Vertreter und das Staats- 
oberhaupt Reden aus. In solchen Fällen legt der diplomatische Vertreter 
dem Haupt des Auswärtigen Amtes am Tage vor der Überreichung des 
Beglaubigungsschreibens den Wortlaut seiner Rede vor. Der Wortlaut der 
Antwortrede wird dem diplomatischen Vertreter im voraus nicht mit- 
geteilt. 

In der Sowjetunion werdgp die Beglaubigungsschreiben dem Vorsitzen- 
den des Präsidiums des Obersten Sowjets in einer für Botschafter und 
Gesandten gleichen, den internationalen Gepflogenheiten entsprechenden 
Weise überreicht. Reden werden nicht ausgetauscht. 

Mit dem Moment der Überreichung des Beglaubigungsschreibens gilt 
der diplomatische Vertreter als offizielle Amtsperson. Unverzüglich dar- 
auf setzt er alle Mitglieder des diplomatischen Korps (mit Ausnahme der 
Vertreter von Ländern, zu denen sein Staat keine Beziehungen unterhält) 
von der erfolgten Überreichung des Beglaubigungsschreibens in Kenntnis. 
Gleichzeitig schreitet er an die Abstattung offizieller Besuche bei den 


‚Die Einstellung der Amtstätigkeit des diplomatischen Vertreters 893 


höchsten Amtspersonen des Aufenthaltslandes sowie bei dem Doyen und 
den Mitgliedern des diplomatischen Korps. Dabei stattet der Botschafter 
nur den Botschaftern als erster einen Besuch ab. Was’die Gesandten, Mi- 
nisterresidenten und Geschäftsträger anbelangt, so statten sie gewöhnlich 
als erste dem neuen Botschafter einen Besuch ab. 
In manchen Fällen überreicht der diplomatische Ver- 
Erneute Überreichung (reter dem Staatsoberhaupt das Beglaubigungsschrei- 
> BEmtewer ben erneut. Das geschieht in folgenden Fällen: wenn 
1.der Rang des diplomatischen Vertreters sich ändert 
(der Gesandte zum Botschafter befördert wird); 2. der Monarch, der 
seinerzeit das Beglaubigungsschreiben unterzeichnet hat, stirbt; 3. der 
Monarch, bei dem der diplomatische Vertreter akkreditiert ist, ablebt oder 
dem Throne entsagt'; 4. eine radikale Änderung der Staatsform in dem 
Lande eingetreten ist, das seinerzeit den diplomatischen Vertreter ernannt 
hat; 5. eine radikale Änderung der Staatsordnung in dem Lande einge- 
treten ist, in dem der diplomatische Vertreter seine Funktionen ausübt. 
Ständige Geschäftsträger erhalten an Stelle eines Beglaubigungsschrei- 
bens ein Schreiben des Hauptes des Auswärtigen Amtes an das Haupt 
des Auswärtigen Amtes. Der Geschäftsträger überreicht dieses Schreiben 
dem Adressaten persönlich ohne irgendwelche Zeremonie. Schreiben 
über die Ernennung von Geschäftsträgern ad interim werden auf dem 
Kanzleiwege befördert. 
in, Der diplomatische Vertreter stellt a. Bw 
e Einstellung der keit indem Aufenthaltsstaat ein: 1. infolge Befreiung 
ee ae: von seinem Amtsposten auf Initiative der Regierung 
des Staates, den er vertritt; 2. auf Initiative der Re- 
gierung des Aufenthaltslandes, wenn diese der Meinung ist, daß der 
betreffende Vertreter eine unerwünschte Person (persona non grata) ge- 
worden ist; 3. bei Abbruch der diplomatischen Beziehungen oder bei Er- 
klärung des Kriegszustandes zwischen beiden Staaten (in letzterem Falle 
ist die Redewendung üblich, dem Vertreter sei der Paß ausgefolgt wor- 
den); 4. wenn der Staat, der den diplomatischen Vertreter ernannt bzw. 
empfangen hat, seine Souveränität einbüßt und als Subjekt des Völker- 
rechts nicht mehr existiert. 
Gewöhnlich endigt die Stellung des diplomatischen Vertreters mit der 


* Abberufung durch den Absendestaat infolge einer anderen Ernennung 


oder infolge der Entlassung in den Ruhestand. In solchen Fällen wird die 
Abberufung in Form eines Schreibens des Oberhauptes des Ernennerstaates 
1 Bei Wechsel des Präsidenten des Staates, der den Vertreter ernannt hat, oder des 


Staates, bei dem er akkreditiert ist, wird eine erneute Überreichung der Beglaubigungs- 
schreiben nicht vorgenommen. 
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an das Oberhaupt des Staates, in dem der diplomatische Vertreter akkre- 


ditiert ist, vollzogen. Dieses Schreiben heißt » Abberufungsschreiben«. 
Das Abberufungsschreiben überreicht entweder der 
a“ ae. scheidende diplomatische Vertreter dem Staatsober- 
haupt bei dem Abschiedsbesuch oder aber der neue 
diplomatische Vertreter bei der Überreichung seines Beglaubigungsschrei- 
bens. Die Überreichung des Abberufungsschreibens ist gewöhnlich von keiner 
besonderen Zeremonie begleitet und erfolgt während einer Privataudienz, 
} Die internationale Praxis kennt Fälle, wo diploma- 
Aa Forderungder zische Vertreter, die infolge taktlosen Verhaltens, 
\bberufung eines diplo- u Verhältnisse d 
ETETTETIER greifens in die inneren Verhältnisse des Landes 
oder aber aus anderen Gründen persona non grata 
geworden waren, auf Verlangen der Regierung des Empfangsstaates ab- 
berufen wurden. 

Gewöhnlich wird weder der Wunsch nach einem Wechsel des diploma- 
tischen Vertreters offiziell vorgebracht noch die Initiative des Staates, der 
diesen Wunsch äußert, offiziell fixiert. 

Die Abberufung eines diplomatischen Vertreters kann aber auch infolge 
einer offiziellen Forderung der Regierung des Staates erfolgen, in dem er 


‚akkreditiert ist. In der Geschichte der Diplomatie sind ebenfalls Fälle 


bekannt — allerdings äußerst seltene —, wo auswärtige Botschafter aus- 
gewiesen wurden, ohne daß deren Regierung um ihre Abberufung ersucht 
worden war. 

In den Fällen, wo der diplomatische Vertreter seinen Posten infolge der 
Forderung seiner Abberufung verläßt, überreicht nicht er das Abberufungs- 
schreiben, sondern sein Nachfolger legt es bei der Überreichung seines Be- 
glaubigungsschreibens mit vor. 

Das Auswärtige Amt kann die Einstellung der Amtstätigkeit und die 
Ausreise jedes beliebigen Mitarbeiters der auswärtigen diplomatischen 
Vertretung aus seinem Lande fordern, wenn der Betreffende persona non 
grata geworden ist. Solche Fälle kommen in der modernen internationalen 
Praxis verhältnismäßig oft gr, doch werden sie nicht in die Öffentlichkeit 
gebracht. Gründe für eine derartige Forderung sind: Verletzung der Landes- 
gesetze, Spionagetätigkeit, persönliche schlechte Beziehungen zu den Mit- 
arbeitern des Auswärtigen Amtes, Beziehungen zu Kreisen, die der Landes- 
regierung feindlich gegenüberstehen, unmioralischer Lebenswandel u.ä.m. 

dobmesaesihnsermn Vertreters gibt der Staat gleichermaßen sein Einver- 
ständnis dazu, daß er auf dem Gebiet dieses Staates 

gewisse, sich aus der Souveränität eines anderen Staates ergebende Funk- 
tionen ausübt. Der diplomatische Vertreter könnte diese Funktionen nicht 


Mit der Aufnahme des auswärtigen diplomatischen ° 
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restlos ausüben und besonders die Rechte und Interessen seines Staates 
nicht wahrnehmen, wäre er nicht gegen die einen oder anderen Ein- 
wirkungs- oder Zwangsmaßnahmen der Behörden des Aufenthaltslandss 
gefeit. Deshalb sind den diplomatischen Vertretern besondere Rechte ein- 
geräumt, die Rechte der diplomatischen Immunität. 

Im internationalen Umgang wird die Gesamtheit der oben erwähnten 
Rechte oft »Exterritorialität« genannt. 

f Die diplomatische Immunität umfaßt die Unver- 

. eg letzlichkeit der Person, die Unverletzlichkeit der 

Amts- und Privaträume, des Amts- und Privat- 
besitzes, die Befreiung von direkten Steuern, die Exemtion vom örtlichen 
Gericht in Straf- und (mit einigen Ausnahmen) in Zivilangelegenheiten. 
Mit Immunität ist auch das Recht verbunden, mit der eigenen Regierung 
und deren diplomatischen Vertretern in dritten Ländern nicht nur mittels 
gewöhnlicher Verbindungsmittel, sondern auch mit Hilfe geheimer (chif- 
frierter) Telegramme und durch Sonderkuriere zu verkehren, die die Kor- 
respondenz des diplomatischen Vertreters befördern und Unverletzlich- 
keit genießen. 

Den diplomatischen Vertretern stehen auch reine Ehrenvorrechte zu. Sie 
können ihre Staatsflagge auf dem Gebäude der Vertretung sowie an ihren 
Transportmitteln (Automobilen, Kuttern usw.) hissen. Die Kriegsschiffe 
des Aufenthaltslandes geben bei offiziellen Begegnungen Ehrensalven ab, 


- die Behörden erweisen ihnen bei ihren Reisen jeglichen Beistand u.ä.m. 


Die persönliche Unverletzlichkeit des diplomatischen 
Vertreters schließt die Möglichkeit seiner Verhaftung 
oder Festnahme aus. Die örtlichen Behörden sind 
verpflichtet, Leben, Ehre und Gesundheit der diplo- 
matischen Vertreter gegen jegliche Anschläge zu schützen und keine 
Drohungen oder beleidigenden Ausfälle gegen ihre Person zuzulassen. Die 
Geschichte internationaler Beziehungen kennt nur wenige Fälle von In- 
haftierung diplomatischer Vertreter. 
Die Unverletzlichkeit der Räume (der amtlichen wie 
ran der privaten) des diplomatischen Vertreters schließt 
BR die Möglichkeit aus, daß Vertreter der örtlichen Be- 
hörden diese Räume zwecks Ausübung ihrer Amtspflichten ohne dies- 
bezügliche vorherige Zustimmung des diplomatischen Vertreters betreten. 
Eine Ausnahme bilden Mitarbeiter des Auswärtigen Amtes des Aufent- 
haltslandes, die im Auftrag ihrer Leitung in der Botschaft oder Gesandt- 
schaft vorsprechen. In den erwähnten Räumen können weder Haus- 
suchungen noch Konfiskationen, Verhaftungen oder andere Handlungen 
des Untersuchungs- oder Zwangsverfahrens vorgenommen werden, wenn 


Die Unverl etzlichkeit 
der Person des diplo- 
matischen Vertreters 
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dafür nicht die ausdrückliche Genehmigung des diplomatischen Vertreters 


vorliegt. 

Die Unverletzlichkeit erstreckt sich auch auf die Verkehrsmittel des 
diplomatischen Vertreters (Automobil, Kutter u. ä. m.). Doch das enthebt 
ihre Führer nicht der Beobachtung der örtlichen Verkehrsregeln und der 
Verantwortung bei etwaigen Unfällen. 

Gemäß den vorherrschenden Doktrinen des Völkerrechts darf die Un- 

verletzlichkeit der Räume der diplomatischen Vertretung nicht ausgenutzt 
werden, um Personen, die von den örtlichen Behörden verfolgt oder 
gesucht werden, wie solchen, die kein Aufenthaltsrecht in dem betreffen- 
den Land oder der betreffenden Stadt haben, Asyl zu gewähren. Diese 
Räume dürfen weder Organisationen noch Personen zur Verfügung 
gestellt werden, die gegen die Regierung des Aufenthaltslandes kämpfen. 
Endlich dürfen sie nicht als Ort des gewaltsamen Festhaltens irgend- 
welcher Personen dienen, auch wenn letztere Angehörige des vom diplo- 
matischen Vertreter repräsentierten Staates sind. Doch nicht alle an- 
geführten Regeln sind allgemein anerkannt. Insbesondere gilt das für das 
sogenannte »Asylrecht«. 
Dem entgegengesetzten Prinzip folgen die Staaten 
der amerikanischen Kontinente, die ihm den Cha- 
rakter einer völkerrechtlichen Norm verliehen haben (selbstverständlich 
nur für die Länder obligatorisch, die an den diesbezüglichen Abkommen 
teilnehmen). So spricht der Vertrag über Fragen des Strafrechts, der 1889 
zu Montevideo von sieben Staaten Lateinamerikas geschlossen wurde, den 
diplomatischen Vertretern das Recht zu, politischen Verbrechern Asyl zu 
gewähren, wobei jedoch der Vorbehalt gemacht wird, daß diese das Land 
auf möglichst raschem Wege zu verlassen haben. Die am 20. Februar 1928 
in Havanna zwischen den amerikanischen Republiken geschlossene Kon- 
vention setzte fest, daß Kriminalverbrechern kein Asyl in den Botschaften 
und Gesandtschaften gewährt werden darf und daß diese den örtlichen 
Behörden auszuliefern sind. Was politische Verbrecher anbelangt, so ge- 
nießen sie Asylrecht, wobggdie diplomatische Vertretung das Ministerium 
für Auswärtige Angelegenheiten über jeden Fall von Asylgewährung in 
Kenntnis zu setzen hat und dem Genießer des Asylrechts nicht gestatten 
darf, Handlungen zu begehen, die der öffentlichen Sicherheit zuwider- 
laufen.* 

In den Ländern mit Kapitulationsregime haben die Botschaften und 
Missionen Asylrecht. 


Das Asylrecht 


1 Nach der Okkupation Ungarns durch die Hitlerfaschisten im März 1944 gewährte 
die Türkische Botschaft in Budapest dem früheren Premierminister Källay Zuflucht. 


die 


Die Exemtion von Straf- und Zivilgerichtsbarkeit .897 


Die Unverletzlichkeit des Amts- und Privatbesitzes 
gr des diplomatischen Vertreters schließt die Möglich- 
es Amts- und kei ee ß 3 
Barsälie eit aus, hinsichtlich dieses Besitzes Zwangsmaß- 
nahmen anzuwenden (Sequester, Verwendung zur 
Deckung von Prätensionen u.ä.m.). Diese Regel bezieht sich jedoch nicht 
auf den Immobilienbesitz des diplomatischen Vertreters im Aufenthalts- 
land, mit dem er Profiterzielung bezweckt (Zinshäuser, Landbesitz, Fa- 
briken, Handelsunternehmen). Für diesen Besitz gelten die Bestimmungen 
der allgemeinen Gesetzgebung. 
SR EEE EAN Die Exemtion von der Strafgerichtsbarkeit schließt 
und Zivilgerichtsbarkeit die Möglichkeit aus, den diplomatischen Vertreter 
im Aufenthaltslande zur kriminellen Verantwortung 
zu ziehen. Die Organe der Staatsanwaltschaft dieses Landes sind ver- 
pflichtet, jedes Verfahren, das gegen auswärtige diplomatische Vertreter 
angestrengt wird, einzustellen. Hat der diplomatische Vertreter sich tat- 
sächlich eines Verbrechens schuldig gemacht, so kann die Regierung des 
Aufenthaltslandes lediglich die Ausreise eines solchen Vertreters als per- 
sona non grata fordern. In der Tat kennt die Geschichte des internatio- 
nalen Verkehrs keine Fälle, wo Diplomaten in dem Aufenthaltsland zur 
kriminellen Verantwortung gezogen wurden, obwohl manche von ihnen 
schwere Verbrechen begangen haben. 

Die Exemtion von der örtlichen Gerichtsbarkeit befreit den diploma- 
tischen Vertreter auch von der Zeugnispflicht vor Gericht, vor dem Staats- 
anwalt oder dem Untersuchungsrichter. Der Vertreter ist berechtigt, auch 
ein Ersuchen des Auswärtigen Amtes, solche Aussagen zu Hause in schrift- 
licher Form zu machen, abzulehnen. 

Hinwiederum kann der diplomatische Vertreter sich nicht von-sich aus 
an die Gerichts- und Untersuchungsbehörden sowie die Organe der Staats- 
anwaltschaft wenden, wenn er eine Klage gegen eine Person anstrengt. 
Eine solche Klage kann nur über das Auswärtige Amt des Aufenthalts- 
landes angestrengt werden. 

Laut allgemein anerkannter Doktrin des Völkerrechts ist der diploma- 
tische Vertreter nicht berechtigt, auf sein Immunitätsrecht in Strafsachen 
zu verzichten (d. h. freiwillig vor Gericht zu erscheinen). Das kann ledig- 
lich, mit Zustimmung der Regierung geschehen, die den Vertreter ernannt 
hat, wenn sie es für möglich erachtet, in dem betreffenden Fall die Recht- 
sprechung des auswärtigen Gerichts anzurufen. 

Die Exemtion von der Gerichtsbarkeit in Zivilangelegenheiten 
schließt die Möglichkeit aus, diplomatische Vertreter auch bei Streit- 
fällen privatrechtlicher Natur zu gerichtlicher Verantwortung zu ziehen. 
Eine gegen einen ausländischen diplomatischen Vertreter bei Gericht 


57 Diplomatie III 


898 Organisationsformen, völkerrechtliche Grundlagen und Technik usw. 


eingebrachte Klage kann nicht Gegenstand gerichtlicher Verhand- 
lung sein. 

Diese Regel findet jedoch keine Anwendung, wenn der diplomatische 
Vertreter im Aufenthaltsland Immobilien (zum Zwecke der Profiterzie- 
lung) besitzt oder Handel und Gewerbe treibt. In Zivilangelegenheiten, 
die aus der Tatsache des Besitzes dieses Eigentums entstehen, hat sich der 
diplomatische Vertreter vor dem örtlichen Gericht zu verantworten. 
Außerdem ist das örtliche Gericht kompetent, Angelegenheiten zivilrecht- 
licher Natur zu behandeln, in denen der diplomatische Vertreter sein 
Einverständnis äußert, sich vor den Gerichten des Aufenthaltslandes 
zu verantworten, oder in denen er sich selbst an das örtliche Gericht 
wendet. 

In allen anderen Fällen kann die Person, die privatrechtliche Ansprüche 
an den ausländischen diplomatischen Vertreter geltend macht, im Falle 
einer Weigerung desselben, diesen zu genügen, sich nur an das Auswärtige 
Amt des Aufenthaltslandes des Schuldners wenden und um dessen Ein- 
wirkung auf den Schuldner ersuchen. 

Der diplomatische Vertreter ist im Aufenthaltsland 
Die Steuerimmunität von der Entrichtung aller direkten Staats- und Kom- 
munalsteuern befreit. 

Besitzt jedoch der diplomatische Vertreter im Aufenthaltsland Immo- 
bilien oder treibt er Handel und Gewerbe, so hat er die Beträge, mit denen 
solcher Besitz oder die angeführten Geschäfte besteuert werden, zu ent- 
richten. 

Indirekte Steuern, die im Preis der Verkaufsgegenstände enthalten sind, 
entrichten die diplomatischen Vertreter wie jeder andere. 

In einigen Staaten, wie z.B. in den USA, sind die diplomatischen Ver- 

treter auch von verschiedenen indirekten Steuern befreit, im besonderen 
von den Steuern, die auf die Rechnungsbeträge in den Läden, Restaurants 
und Hotels aufgeschlagen werden. 
Was die Zollgebühren anbelangt, so ist der diplo- 
matische Vertreter befreit von der Entrichtung der- 
selben Eigentum, das er bei der Einreise in das 
Aufenthaltsland zum Antritt seiner Amtstätigkeit mitbringt. In der Frage 
der Befreiung von Zollgebühren für Gegenstände, die dem diplomatischen 
Vertreter gesandt oder bei späteren Einreisen in dieses Land von ihm ein- 
geführt werden, werden gewöhnlich Vergünstigungen gewährt, die 
weniger auf seinem Recht beruhen, als vielmehr auf den Erfordernissen 
internationaler Courtoisie. Der Staat erhebt entweder überhaupt keine 
Zollgebühren oder er setzt für die Verzollung von Gütern, die an den 
Vertreter adressiert sind, ein jährliches Limit fest. 


Die Befreiung 
von Zollgebühren 


Die Korrespondenz des diplomatischen Vertreters. Der diplomatische Kurier 899 


Der »Freipaß« Der diplomatische Vertreter erhält bei jedem Grenz- 
übertritt von den Behörden des Staates, wohin er 
sich begibt, ein besonderes Schriftstück, das sein Gepäck von der Entrich- 
tung der Zollgebühren befreit. Dieses Schriftstück — der »Freipaß« oder 
das »laissez-passer« — wird dem Zollamt vorgezeigt. Der »Freipaß« wird 
bei jeder Reise über die Grenze ausgegeben.“ Beim Erhalt von Paketen 
und Frachten aus dem Ausland, die an den diplomatischen Vertreter 
adressiert sind, setzt dieser das Auswärtige Amt des Aufenthaltslandes 
davon in Kenntnis, das dann die Befreiung von Zollgebühren anordnet. 
Die Korrespondenz, die der diplomatische Vertreter 
en an seine Regierung oder an diplomatische Vertreter 
o: rg seines Staates in dritten Ländern richtet, wie auch 
DerdiplomatischeKurier die Korrespondenz, die er von seiner Regierung und 
den erwähnten diplomatischen Vertretern empfängt 
und die von einer speziellen Person, dem diplomatischen Kurier, befördert 
wird, heißt diplomatische Post. Der Kurier und die von ihm mitgeführte 
diplomatische Post genießt vollständige Unverletzlichkeit im Aufent-: 
haltsland des diplomatischen Vertreters wie in den Transitländern, die 
dem diplomatischen Kurier einen speziellen Geleitbrief aushändigen. 
Allerdings muß diese Post vorschriftsmäßig abgefertigt sein: sie muß den 
offiziellen Siegel des Absenders tragen und in ein besonderes Schriftstück, 
dem Kurierbogen, eingetragen sein, das der Postabsender dem diploma- 
tischen Kurier mitgibt. 

Die örtlichen Behörden haben nicht nur kein Recht, diese Post aufzu- 
halten oder deren Verpackung zu öffnen, sondern sind auch verpflichtet, 
dem diplomatischen Kurier jeglichen Beistand zu gewähren und die Sicher- 
heit der Post zu gewährleisten. Das Gewicht der diplomatischen Post 
wird manchmal auf Übereinkommen der Parteien begrenzt. 

Von der diplomatischen Post ist das diplomatische Gepäck zu unter- 
scheiden, das der diplomatische Kurier ebenfalls mit sich führt und das 
nichtgeheime Korrespondenz, Zeitungen, Zeitschriften, Bücher und ver- 
schiedene Gegenstände des Dienstbedarfes enthält, die an den diplo- 
matischen Vertreter bzw. an sein Auswärtiges Amt adressiert sind. Das 
diplomatische Gepäck wird ebenfalls mit offiziellen Siegeln versiegelt, 
doch genießt es theoretisch nicht die gleiche Unverletzlichkeit wie die 
diplomatische Post. In der Praxis aber wird das diplomatische Gepäck 
auf den Zollämtern gewöhnlich nicht geöffnet. 

Als eine Neuerung, die im Völkerrecht und in der Praxis nicht ihres- 

1 Der »Freipaß« befreit den diplomatischen Vertreter nicht von der Zollkontrolle 


seines Gepäcks, doch wird in der Praxis eine solche Kontrolle gewöhnlich nicht vor- 
genommen. 
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gleichen kennt, ist der Beschluß der englischen Regierung über die Begren- 
zung des diplomatischen Verkehrs der auswärtigen Vertretungen in 
England mit dem Ausland zu verzeichnen, der am 17. April 1944 ver- 
öffentlicht wurde und durch außerordentliche militärische Umstände 
hervorgerufen worden war. Das Foreign Office wies in seiner Mitteilung 
darauf hin, daß diese Maßnahmen zeitweiligen Charakter trügen und im 
Interesse der Geheimhaltung bevorstehender großer Kriegsoperationen 
getroffen würden. Diese Maßnahmen erstreckten sich nicht auf die Ver- 
tretungen der UdSSR, der USA und der britischen Dominions, mit 
Ausnahme Irlands. Sie nahmen für die Dauer ihrer Wirkung den diplo- 
matischen Vertretern die Möglichkeit, chiffrierte Depeschen und Mel- 
dungen abzusenden und zu empfangen, und unterwarfen ihre diplo- 
matische Post der Einsichtnahme und Zensur. Außerdem konnten die 
diplomatischen Vertreter, ihr Personal und die diplomatischen Kuriere 
weder England verlassen noch nach England einreisen, wenn sie sich 
außerhalb seiner Grenzen befanden. Dieser Beschluß erstreckte sich auch 
auf die Militär-, Marine- und Fliegerattaches auswärtiger Staaten sowie 
auf ihre sonstigen Vertreter und Agenten. Gleichzeitig wurde der Orts- 
wechsel für auswärtige Diplomaten in England selbst einer Einschränkung 
unterworfen (Einreiseverbot für gewisse Zonen). Diese Einschränkungen 
wurden einige Wochen nach der Landung der verbündeten Armeen in 
Nordfrankreich, sobald es die militärischen Verhältnisse erlaubten, 
wieder aufgehoben. 
Das Ehrenrecht, die Nationalflagge auf dem Ge- 
E rare bäude der Vertretung oder an den Transport- 


gender Regeln ausgeübt: 


Gewöhnlich wird die Flagge auf dem Gebäude der Vertretung an : 


nationalen Feiertagen des vertretenen Staates sowie an Feiertagen und 
an nationalen Feiertagen des Aufenthaltslandes gehißt. 

In den Hauptstädten mancher Staaten (gewöhnlich in den Ländern des 
Orients) wird die Flagge täglich gehißt. 

Das Hissen der Flagge al®’ Zeichen der Begrüßung oder der Trauer 
kann auch in anderen Fällen vorgenommen werden (Krönung des Staats- 


- oberhauptes, Tod eines diplomatischen Vertreters oder einer hohen Amts- 


person des Aufenthaltslandes u. ä. m.). 


Der diplomatische Vertreter hat in erster Linie fol- 


A Nalgehenkoee de Funkti üben: a) seinen Staat zu 
\ gende Funktionen auszuüben: a) seinen 
Ar rer vertreten; b) mit dem örtlichen Auswärtigen Amt 
und den diplomatischen Vertretern anderer Staaten 
in dem betreffenden Lande Verhandlungen zu führen; c) seine Regierung 


mitteln zu führen, wird unter Beobachtung fol- _ 
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über die politische und wirtschaftliche Lage des Aufenthaltslandes zu in- 
formieren; d) die Rechte und Interessen der Bürger und juristischen Per- 
sonen des Staates, der ihn ernannt hat, wahrzunehmen. 

Die Gesetze jedes Staates uhd die Instruktionen, die der diplomatische 
Vertreter von seinem Auswärtigen Amt erhält, präzisieren den Aufgaben- 
kreis jedes diplomatischen Vertreters, bestimmen die Art und Weise seiner 
Tätigkeit, die Formulare und Termine der Berichterstattung über einzelne 
Fragen u. ä. m. 

Der diplomatische Vertreter ist verpflichtet, die Gesetze und Einrich- 
tungen des Aufenthaltslandes zu achten. Er muß sich jeder Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten dieses Landes und insbesondere jeglicher 
Kundgebung gegen dessen Regierung oder Staatsmänner enthalten. Solche 
Kundgebungen wie auch die Einmischung in die inneren Angelegenheiten 
entsprechen nicht den Zielen des Instituts der diplomatischen Vertretung 
und stellen einen Mißbrauch der privilegierten Stellung dar, die der diplo- 
matische Vertreter innehat. 

Die Sowjetunion hält sich in ihren Beziehungen zur kapitalistischen 
Welt treu an die erwähnte Regel. In den Direktiven an die Bevollmäch- 
tigten Vertreter der UdSSR im Ausland (Gesetzsammlung der UdSSR, 
1924, Nr. 16, S. 223) heißt es: »Es erübrigt sich, darauf hinzuweisen, daß 
Botschaften von der einen wie von der anderen Seite zu Zielen ernannt 
werden, die eine Propaganda in dem Land, in dem sie akkreditiert sind, 
ausschließen. Die Sowjetbotschaften wahren dieses Prinzip und werden es 
mit bedingungsloser Strenge wahren.« 

NR N. Die Unverletzlichkeit der Person, die Unverletz- 

lichkeit der Amts- und Privaträume, die Exemtion 

Seen von der Straf- und Zivilgerichtsbarkeit, die Unver- 

letzbarkeit des Eigentums und die Befreiung von 

direkten Steuern wie von Zollgebühren für mitgeführtes Gepäck und 

sogenannte »Einrichtungsgegenstände«, die innerhalb einer bestimmten 

Zeit nach Eintreffen im Aufenthaltsland eingeführt werden‘, werden 

außer den diplomatischen Vertretern allen Personen eingeräumt, die dem 
diplomatischen Personal der Vertretung angehören. 

Außerdem werden die erwähnten Vorrechte Ministern und anderen 
hohen Staatsbeamten, die zwecks eines offiziellen Besuchs oder mit einem 
offiziellen Auftrag ins Ausland reisen, wie auch Delegierten zu inter- 
nationalen, auf diplomatischem Wege einberufenen Konferenzen gewährt. 

Schließlich genießen die Ehefrauen und unmündigen Kinder der mit 
Immunität ausgestatteten Personen ebenfalls diplomatische Immunität. 


1 Das Recht, Frachten und Pakete aus dem Ausland jederzeit zollfrei zu empfangen, 
steht nur dem diplomatischen Vertreter zu. 
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In vielen Staaten (darunter auch in der UdSSR) 
dient als formeller Beweis für die diplomatische 
Immunität einer Person ihre Aufnahme in die Liste des diplomatischen 
Korps sowie ein besonderes Dokument — die Diplomatenkarte —, das die 
im Lande weilenden Diplomaten vom Auswärtigen Amt erhalten. In 
manchen Staaten, z.B. in Frankreich, erhalten die Diplomaten nur die 
sogenannte »carte de circulation«, Verkehrskarte oder »coupe-file«, mit 
der Unterschrift des Polizeipräfekten, die hauptsächlich für das freie 
Passieren polizeilicher Sperrketten bestimmt ist. 
Der Diplomatenpaß mit dem Diplomatenvisum 
dient nicht als Grundlage für Gewährung der diplo- 
matischen Immunität. Gehört der Inhaber eines solchen Passes nicht dem 
Personenkreis an, der diese Immunität genießt, so verpflichtet der Diplo- 
matenpaß Behörden des Auslands nur, der betreffenden Person besondere 
Aufmerksamkeit angedeihen zu lassen. Im Falle etwaiger Mißverständ- 
nisse mit dieser Person haben die Behörden ihr Auswärtiges Amt unver- 
züglich zu verständigen. 

Der Diplomat genießt Immunität nur im Lande 

Die diplomatische seines offiziellen Aufenthaltes und auf der Basis 
Immunität in Ländern, |nternationaler Courtoisie in den Ländern, die er 

die nicht die Amts- . . & 

residenzdesDiplomaten Auf dem Wege zu seinem Amtssitz und zurück 

deäselles passiert. In den Ländern hingegen, in denen sich der 

Diplomat in persönlichen Angelegenheiten aufhält, 

kann er die Zuerkennung der angeführten Rechte nicht beanspruchen. 

Gewöhnlich lassen aber die örtlichen Behörden auch in solchen Fällen, 

ebenfalls auf der Basis internationaler Höflichkeit, die Vorrechte der aus- 
wärtigen Diplomaten faktisch gelten. 

Als besonderer Fall kann gelten, wenn ein diplomatischer Vertreter 
durch ein Land reist, in dem er nicht akkreditiert ist und das sich mit 
seinem eigenen Lande im Kriegszusgand befindet. So erhielten der deutsche 
Botschafter in Washington, Bernst. und sein Personal im Jahre 1917, 
als die USA Deutschland den Krieg erklärt hatten, von der englischen 
Regierung einen sauf-conduit (Geleitbrief) für die Reise durch England, 
das sich bereits im Kriegszustand mit Deutschland befand. 

In manchen Staaten genießt das Kanzleipersonal der 

DieStellungdesKanzlei- diplomatischen Vertretungen ebenfalls diploma- 
a Kessniseael tische Immunität, hauptsächlich auf Basis der Höf- 
Vertretungen lichkeit. Die bürgerlichen Theoretiker des Völker- 
rechts sprechen sich dafür aus, dem genannten 

Personal diese Rechte zu gewähren, ohne übrigens zur Bekräftigung 
dieser Auffassung einigermaßen überzeugende Argumente vorzubringen. 


Die Diplomatenkarten 


Der Diplomatenpaß 
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Die UdSSR gewährt den angeführten Personen solche Rechte nicht. Die 
Sowjetregierung vertritt in dieser Frage die Meinung, daß die Unab- 
hängigkeit des diplomatischen Vertreters von den örtlichen Behörden, die 
er zur tunlichsten Wahrnehmung der Rechte und Interessen seines Staates 
braucht, durch die Unterordnung der Kanzleiarbeiter der Vertretung 
unter die örtliche Gerichtsbarkeit in keinem Maße beeinträchtigt wird. 

Das Hilfspersonal der Botschaften und Gesandtschaften genießt nicht 
die Rechte diplomatischer Immunität. Die alte Theorie, daß selbst die 
Dienstboten der Diplomaten exterritorial sind, hat in unserer Zeit fast 
keine Anhänger. 

Die Pflichten des Personals der diplomatischen Vertretungen gegen- 
über dem Aufenthaltslande sind die gleichen wie die Pflichten des 
diplomatischen Vertreters. 

Da Die Sowjetunion erkennt die grundlegenden Insti- 

Kr erieer tute des Völkerrechts an, die sich auf die Fragen der 

gebung über V d E a 
diplomatische Vertreter Vertretung des Staates im Auslande beziehen und 
die Rechte und die Pflichten der Personen bestim- 

men, die in anderen Ländern im Namen ihres Staates auftreten. 

Die Gesetzgebung der Sowjetunion bringt volle Klarheit in die Frage 
des Inhalts und Umfangs der Rechte diplomatischer Immunität, indem sie 
den Kreis der Personen genau bestimmt, die diese Rechte genießen. 

Der Beschluß.des Zentralexekutivkomiteesund des Ratesder Volkskom- 
missare der UdSSR vom 14. Januar 1927 (Gesetzsammlung der UdSSR, 
1927, Nr. 5, Art. 47 und 48) setzte die Rechte der auswärtigen diploma- 
tischen Vertreter in der Sowjetunion fest, wobei hier hervorgehoben wurde, 
daß diese Rechte den diplomatischen Vertretern sowie ihren Räten, Sekre- 
tären und Attach£s, einschließlich der Sonderattaches, wie auch den Ehe- 
frauen und unmündigen Kindern aller erwähnten Personen zukommen. 

Die diplomatischen Vertreter verkehren nur mit 
Der Modusdes Verkehrs dem Auswärtigen Amt des Aufenthaltslandes und 
Een Ne sind nicht berechtigt, sich mit Demarchen oder An- 
des Aufenthaltslandes fragen an andere Behörden dieses Landes zu wen- 
en. Ausnahmen sind nur auf Grund besonderer 
Abkommen für die Konsularabteilung der diplomatischen Vertretungen 
gestattet, die mit den in diesen Abkommen angeführten Behörden un- 
mittelbar verkehren. Die Militär-, Marine-, Flieger- sowie sonstige Son- 
derattach£s verkehren unmittelbar mit den zuständigen Ämtern (Kriegs-, 
Marine- und Luftfahrtministerium, Generalstab, Handelsministerium, 
Finanzministerium u. ä. m.). 

1In der Praxis findet ein solcher Verkehr ziemlich oft statt, jedoch mit vorheriger 

Genehmigung des Auswärtigen Amtes des Aufenthaltslandes, 
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Die obenangeführte Regel bezieht sich nicht auf den Verkehr mit 
Organisationen und Institutionen (auch wenn es Regierungsinstitutionen 
sind), die eigens zur Bedienung der Bevölkerung geschaffen sind, wie: 
Postamt, Telegraphenamt, Adressen- und Auskunftsbüros, Verkehrs- 
kassen, Banken usw. Die diplomatischen Vertreter haben das Recht, sich 
auch an die Organe der Polizei (Miliz) zu wenden, falls sie deren so- 


. fortiger Hilfe bedürfen. 


Der Verkehr mit dem Auswärtigen Amt des Aufenthaltslandes findet 

mündlich und schriftlich statt. Der mündliche Verkehr (Verhandlungen) 
wird entweder vom diplomatischen Vertreter selbst oder von Mit- 
gliedern des diplomatischen Personals der Vertrerung, die er dazu 
bevollmächtigt, ausgeübt. 
Die schriftlichen Eingaben an das Auswärtige Amt 
werden in Form eines besonderen Schriftstückes 
angefertigt, das nach den im internationalen Um- 
gang üblichen Vorlagen abgefaßt ist. Solche Schriftstücke sind: persönliche 
Noten, die auch einfach Schreiben genannt werden, Verbalnoten, Memo- 
randen und: Aide-m&moire. 

Die persönliche Note ist ein Schreiben, das von der an der Spitze der 
diplomatischen Vertretung stehenden Person unterzeichnet und an das 
Haupt des Auswärtigen Amtes oder an seinen Gehilfen adressiert ist. 
Sie wird in erster Person geschrieben, beginnt mit der. Anrede: »Herr 
Minister« oder »Herr stellvertretender Minister« und endet mit der 


Die diplomatische 
Korrespondenz 


stereotypen Höflichkeitsformel: »Genehmigen Sie, Herr Minister, den 


Ausdruck meiner vorzüglichen Hochachtung.« Die allgemein üblichen 
Regeln der Höflichkeit erfordern gleichfalls, daß in einem solchen Briefe 
Redewendungen wie: »Ich bitte, ich hoffe« durch die Sätze ersetzt werden: 
»Ich habe die Ehre, zu bitten, ich gestatte mir zu hoffen...« u. ä. m. Die 
persönliche Note ist ein wichtiges Schriftstück, das zeigt, daß der in dieser 
Note berührten Frage besondere Bedeytung beigemessen wird. 

Das gebräuchlichste Schriftstück diplomatischen Korrespondenz, 


die Verbalnote, ist im Namen der diplomatischen Vertretung an das Aus- 


wärtige Amt des Aufenthaltslandes gerichtet. Sie wird auf einen Brief- 
bogen der Vertretung oder auf reines Papier geschrieben und in dritter 
Person abgefaßt (»Die Botschaft beehrt sich, das Ministerium für aus- 
wärtige Angelegenheiten ... zu ersuchen«. »Die Gesandtschaft beehrt sich, 
sich an das Ministerium für auswärtige Angelegenheiten... zu wenden« 
u.ä.m.). Meist wird als Kopf des Schriftstücks die Überschrift »Ver- 
balnote« gesetzt. Es ist auch üblich, in der Verbalnote (gewöhnlich am An- 
fang) die Höflichkeitsformel einzuschalten: »Das Ministerium für aus- 
wärtige Angelegenheiten ihrer Hochachtung versichernd....« u. ä. m. 
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Verbalnoten werden gewöhnlich nicht unterzeichnet, doch stehen am 
Schluß des Textes das Datum sowie der Mastixstempel der Vertretung. 
In den meisten Fällen wird in oder neben den Stempel die Signatur (die 
Anfangsbuchstaben des Vor- und Nachnamens oder eine teilweise Unter- 
schrift mit Schnörkel) eines der hierin vom diplomatischen Vertreter be- 
vollmächtigten verantwortlichen diplomatischen Mitarbeiter der Ver- 
tretung gesetzt. Die Signatur dient als Beweis dafür, daß die Verbalnote 
nicht automatisch von der Kanzlei, ohne Bestätigung durch die führenden 
Mitarbeiter der Vertretung, abgesandt worden ist. 

Das Memorandum ist eine Schrift, welche die faktische und juristische 
Seite einer Frage ausführlich darlegt. Memoranden werden entweder 
Noten beigegeben, deren Inhalt sie weiter entwickeln und begründen, oder 
aber sie werden als selbständiges Dokument übermittelt bzw. überreicht. 
Memoranden werden weder unterzeichnet noch mit Stempeln versehen. 
ook enthalten sie auch nicht die herkömmlichen Höflichkeits- 

ormeln. 

Hilfsdenkschriften (Aide-m&moire) überreicht zumeist der diplomatische 
Vertreter persönlich oder eine andere verantwortliche Person der Ver- 
tretung, um eine soeben erfolgte mündliche Mitteilung zu fixieren oder 
aber dem Ministerium die Möglichkeit zu geben, deren faktische Seite 
leichter im Gedächtnis zu behalten. Manchmal werden solche Schriften 
übermittelt, um die eine oder andere Angelegenheit in Erinnerung zu 
bringen. Aide-m&moire werden nicht unterzeichnet und nicht auf Brief- 
bogen, sondern auf reinem Papier abgefaßt. Es wird auch kein Stempel 
unter sie gesetzt. 

Gewöhnlich werden Noten und Memoranden dem Adressaten auf dem 
Kanzleiwege zugestellt. Doch überreicht sie manchmal der diplomatische 
Vertreter persönlich oder ein verantwortlicher diplomatischer Mitarbeiter 
der Vertretung. 

Schriftliche Mitteilungen des Auswärtigen Amtes an die diplomatischen 
Vertreter oder diplomatischen Vertretungen werden in ebensolchen 
Schriftstücken abgefaßt. Persönliche Noten unterschreibt das Haupt des 
Auswärtigen Amtes oder sein Gehilfe. 

Der diplomatische Vertreter beobachtet in seinen Noten und seiner 
sonstigen diplomatischen Korrespondenz gewöhnlich.die Erfordernisse 
des Taktes und der Höflichkeit, meidet scharfe Redewendungen und jeg- 
liche Ausfälle, die Institutionen und Amtsstellen des Staates, bei dem er 
akkreditiert ist, herabsetzen. Genügt die Note diesen Erfordernissen nicht, 
so kann das Auswärtige Amt die Annahme der ihm überreichten bzw. 
zugestellten Note verweigern. Diese geht dann an den Absender mit einer 
mündlichen oder schriftlichen Angabe der Ablehnungsgründe zurück. 
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Selbstverständlich steht auch dem diplomatischen Vertreter im umge- 
kehrten Falle das gleiche Recht zu. Bestehen zwischen beiden Staaten gute 
Beziehungen, so empfiehlt das Auswärtige Amt (bzw. der diplomatische 
Vertreter) dem Absender, seine Note zurückzunehmen. 

Von einem solchen Ausnahmefall — der Verweigerung der Annahme 
einer Note wegen ihres beleidigenden oder unschicklichen Inhalts — ist 
der speziellere Fall zu unterscheiden, der in der diplomatischen Praxis 
Fin de non recevoir heißt. Dieser Ausdruck bedeutet, daß der Adressat 
die offizielle Beschwerde zurückweist, ohne sie untersucht zu haben. 

In Fällen ernster Verletzungen der Interessen eines Staates legt dessen 
diplomatischer Vertreter oder Auswärtiges Amt bei der anderen Partei 
Protest, energischen Protest, kategorischen Protest u. ä. m. ein. Derartige 
Noten heißen Protestnoten. Selbstverständlich führen solche Noten mit- 
unter zu ernsten Komplikationen in den Beziehungen zwischen beiden 
Staaten. Manchmal enthalten die Noten auch ein regelrechtes Ultima- 
tum, eine Mitteilung über den Abbruch der diplomatischen Beziehungen 
oder eine Kriegserklärung. 

Die offizielle diplomatische Sprache in Europa war 
Die Sprache des bis zum 18. Jahrhundert die lateinische. In dieser 
diplomatischen Verkehrs Sprache wurden alle diplomatischen Schriftstücke 
abgefaßt. Im 18. Jahrhundert nahm die franzö- 
sische Sprache den Platz der lateinischen ein. Im 20. Jahrhundert gelangte 
außer der französischen Sprache die englische weitgehend in Anwendung; 
der nach dem Frieden von Versailles und der Schaffung des Völkerbundes 
international die gleichen Rechte wie der französischen eingeräumt wur- 
den. Als Folge des gewaltigen internationalen Gewichts der UdSSR findet 
gegenwärtig die russische Sprache immer größere Verbreitung als diplo- 
matische Sprache und ist auf dem Gebiet der Diplomatie als mit der fran- 
zösischen und der englischen gleichbggechtigt zu betrachten. 

Mündliche Verhandlungen werde gewöhnlich in der Sprache des 
Aufenthaltslandes geführt (wenn der diplomatische Vertreter sie gut be- 
herrscht) oder aber in der Sprache, die beide Parteien gut beherrschen. Ist 
eine gemeinsame Sprache nicht vorhanden, so werden die Verhandlungen 
mit Hilfe eines Dolmetschers geführt. In den Ländern des Orients wurden 
solche Dolmetscher früher Dragomane genannt. 

Der schriftliche Verkehr findet in französischer oder englischer Sprache 
oder in der Sprache bzw. den Sprachen statt, die gemäß Übereinkommen 
mit dem örtlichen Auswärtigen Amt hierzu gewählt wurden. Die diplo- 
matische Vertretung kann auch in der Sprache ihres Landes schreiben, 
doch muß sie sich in solchen Fällen damit abfinden, daß sie ihrerseits die 
Antworten des Auswärtigen Amtes in dessen Landessprache erhält. 
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Amtsstellen haben ihre Anfragen an ausländische 
. vr Trage? Br Amisstellen unbedingt über das Auswärtige Amt 
Wrärtigen Institetionen ihres Staates zu leiten. Diese Regel ist im Sowjet- 

gesetz, in dem Beschluß des Zentralexekutiv- 
komitees und des Rates der Volkskommissare der UdSSR vom 27. August 
1926 (Gesetzsammlung der UdSSR, 1926, Nr. 58, Art. 426), festgehalten. 
Kraft des erwähnten Beschlusses findet der Verkehr mit ausländischen 
Amtsstellen und Amtspersonen auswärtiger Staaten sowie mit auswärtigen 
diplomatischen Vertretungen in der UdSSR ausschließlich über das Volks- 
kommissariat für auswärtige Angelegenheiten statt. Falls eine Anfrage 
von diesen Stellen und Amtspersonen unmittelbar eintrifft, erfolgt die 
ee an sie über das Volkskommissariat für auswärtige Angelegen- 
eiten. 

Dieser Verkehrsmodus erstreckt sich nicht auf den Verkehr der aus- 
wärtigen diplomatischen Vertretungen in der UdSSR mit den sowjetischen 
Amtsstellen und Organisationen, die den Lebens- und kulturellen Be- 
dürfnissen der Bevölkerung dienen (Postamt, Telegraphenamt, Zollamt, 
Banken, Sparkassen u. ä. m.), wie auch auf den Briefwechsel zwischen 
wissenschaftlichen Organisationen. Sonderattaches (Militär-, Marine-, 
Flieger-, Handelsattaches) verkehren gewöhnlich unmittelbar mit dem 
zuständigen Ressort des Aufenthaltslandes. 

Dekan Der Konsul vertritt den Absendestaat nicht vor der 
Regierung des Aufenthaltslandes, sondern vor den 
lokalen Behörden seines Konsularbezirk genannten Amtsbereichs im ge- 
gebenen Land. 

Die Zahl der Konsuln eines Staates auf dem Gebiete eines anderen wird 

nach Übereinkommen zwischen beiden Regierungen festgesetzt. 
Fast alle kapitalistischen Staaten ernennen und 
empfangen Konsuln zweier Kategorien: Berufs- 
konsuln (consules missi) und Wahlkonsuln oder 
Ehrenkonsuln (consules electi). 

Der Berufskonsul steht in Staatsdiensten bei dem Staat, der ihn er- 
nennt, ist in der Regel Bürger dieses Staates, ist festbesoldet, übt alle 
konsularischen Funktionen aus und genießt alle Konsularvorrechte. 

Der Wahlkonsul steht nicht in Staatsdiensten bei dem Staat, der ihn 
ernennt; er ist nicht besoldet, verwendet alle oder einen Teil der von ihm 
erhobenen Konsulatsgebühren für sich; er übt lediglich die einfachsten 
konsularischen Funktionen aus — er steht der Handelsschiffahrt bei und 
erweist den Angehörigen des von ihm vertretenen Staates Hilfe; er per- 
sönlich genießt keine Konsularvorrechte. Der Wahlkonsul kann Ange- 
höriger eines dritten Staates oder einheimischer Bürger sein. Gewöhnlich 
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fungieren Kaufleute, Rechtsanwälte sowie Personen anderer freier Be- 
rufe, die in der betreffenden Stadt ständig wohnen, als Wahlkonsuln. 

Die UdSSR verhält sich zur Einrichtung der Wahlkonsuln ablehnend, 
wobei sie davon ausgeht, daß konsularische Vertreter Personen sein 
müssen, für die der Absendestaat volle Verantwortung trägt. Die Arti- 
kel 9 und ıo des Konsularstatuts der UdSSR (Gesetzsammlung der 
UdSSR, 1926, Nr. 10, Art.78) legen fest, daß Sowjetkonsuln nur 
Sowjetbürger sein können, die in Staatsdiensten beim Volkskommissariat 
für auswärtige Angelegenheiten stehen. Das Sowjetgesetz über auswärtige 
Konsuln (Artikel 9 der Bestimmungen über die diplomatischen und 
konsularischen Vertretungen auswärtiger Staaten auf dem Gebiet der 
UdSSR. Gesetzsammlung der UdSSR, 1927, Nr. 5, Art. 48) fordert, 
daß die auswärtigen Konsuln in der UdSSR Angehörige der Staaten 
sind, die sie vertreten. 

In der internationalen Praxis sind folgende Rang- 
stufen für Konsuln eingeführt: ı. -Generalkonsul, 
2. Konsul, 3. Vizekonsul und 4. Konsularagent. 

Es hängt vom Ermessen des Absendestaates ab, welchen Rang er dem 
bestallten Konsul beilegt. Gewöhnlich wird dabei der Umfang der kon- 
sularischen Arbeit wie auch die Bedeutung des Aufenthaltsortes des Kon- 
suls im politischen und wirtschaftlichen Leben des Landes berücksichtigt. 
Generalkonsuln werden für die größten Industrie- und Handelszentren 
sowie für die wichtigsten Hafenplätze ernannt, Konsularagenten hin- 
gegen für kleine Städte und Hafenplätze, wo der Umfang der konsula- 
rischen Arbeit nicht groß ist. 

Die Konsularämter gliedern sich, gemäß dem Rang ihrer Leiter, in 
Generalkonsulate, Konsulate, Vizekonsulate und Konsularagenturen. 

Konsularische Funktionen werden auch von den diplomatischen Ver- 
tretungen ausgeübt. In manchen Vertretungen gibt es spezielle Konsular- 
abteilungen. Doch kann der Leiter der Konsularabteilung nicht mit den 
örtlichen Behörden verkehren, wenn ihm ein Sonderabkommen zwischen 
den beiden Staaten ein solches Recht nicht einräumt. 

Die obenangeführten Konsularränge und Bezeichnungen der Konsular- 
institutionen sind auch in die Sowjetgesetzgebung aufgenommen (Arti- 
kel 3 des Konsularstatuts). 

REES Die Konsuln, die ihren Sitz in ein und derselben 

: Stadt haben, bilden das Konsularkorps. An der 
Spitze dieses Korps steht der Doyen (Älteste), der dem Rang nach höchste 
konsularische Vertreter. Doyen unter gleichrangigen konsularischen Ver- 
tretern ist, wer früher als die anderen in der betreffenden Stadt mit der 
Ausübung konsularischer Funktionen begonnen hat. Der Doyen vertritt 


Die Konsularränge 
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das Konsularkorps vor den örtlichen Behörden, ähnlich wie der Doyen 
des diplomatischen. Korps dasselbe vor den Zentralbehörden vertritt. 
Doch kann weder das Konsularkorps noch sein Doyen mit Erklärungen 
allgemeinpolitischer Natur auftreten. 
Der auswärtige Konsul wird auf Grund einer be- 
Die Zulassung ds „onderen Verfügung der Regierung des Aufent- 
Konsuls zur amtlichen & ; R EHE 
Tätigkeit haltslandes zur Ausübung seiner amtlichen Tätigkeit 
zugelassen. Die Regierung hat das Recht, eine solche 
Verfügung zu verweigern, falls ihr die betreffende Person unerwünscht 
ist. Die Erteilung einer solchen Verfügung ist faktisch der Ausdruck der 
Zustimmung zur Ernennung. : 
Die Sowjetgesetzgebung (Artikel 9 der Bestimmungen über die diplo- 
matischen und konsularischen Vertretungen auswärtiger Staaten auf dem 
Gebiet der UdSSR) legt fest, daß als auswärtige Konsuln nur Personen 
anerkannt werden, die »in dieser Eigenschaft von der Regierung der 
UdSSR in Gestalt des Volkskommissariats für auswärtige Angelegen- 
heiten angenommen sind«. Die Verträge zur Frage der konsularischen 
Tätigkeit, die die Sowjetunion abgeschlossen hat, fordern die Anerken- 
nung der Konsuln als solcher durch die Regierung des Staates, in 
dem sie bestallt sind. 
Der Konsul erhält von dem Staat, der ihn ernannt 
aa hat, ein besonderes Dokument, das Konsulpatent. 
In diesem Schriftstück wird bestätigt, daß der Betreffende als Konsul 
seines Landes in dem und dem Range, mit Aufenthalt an dem und dem 
Ort des Staates so und so ernannt ist und seine konsularischen Funktionen 
in dem und dem Konsularbezirk ausüben wird. Die Behörden des Aufent- 
haltslandes des Konsuls werden ersucht, ihm jeglichen Beistand zu leisten. 
In den meisten Staaten wird das Konsulpatent mit der Unterschrift des 
Staatsoberhauptes verschen. In der UdSSR werden die Konsulpatente 
mit der Unterschrift des Volkskommissars für auswärtige Angelegen- 
heiten im Namen der Sowjetregierung erteilt (Art. ı2 des Konsular- 
statuts). 
Die Wahlkonsuln erhalten ihre Patente von den Berufskonsuln, 
denen sie unterstehen. 
Bei Ankunft in dem Empfangsstaat legt der Konsul 
DI Free sein Patent über die diplomatische Vertretung dem 
Auswärtigen Amt vor. Nach Erhalt des Patents erledigt das Auswärtige 
Amt die Frage der Zulassung des Konsuls zur Ausübung seiner amtlichen 
Obliegenheiten. Der Beschluß über die Zulassung heißt Konsulexequatur. 
Das Exequatur wird in Form einer besonderen Bescheinigung, die das 
Auswärtige Amt dem fremden Konsul ausfolgt, oder durch einen Vermerk 
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auf dem Konsulpatent bzw. mittels Veröffentlichung im Amtsblatt er- 
teilt, je nachdem, welches Verfahren in dem jeweiligen Staat üblich ist. 
In einer Reihe von Ländern unterzeichnet das Staatsoberhaupt das Exe- 
quatur. In der UdSSR wird dem auswärtigen Konsul das Exequatur in 
Form eines besonderen Schriftstücks mit der Unterschrift des Volks- 
kommissars für auswärtige Angelegenheiten erteilt. 

Bei der Erteilung des Exequaturs geht das Konsulpatent an den Konsul 
zurück. Das Exequatur kann dem Konsul wieder entzogen werden, wenn 
er aus irgendeinem Grunde eine unerwünschte Person geworden ist. 

Der Konsul stellt seine Tätigkeit ein: im Falle der Abberufung durch 
seine Regierung, im Falle der Entziehung des Exequaturs, im Falle der 
Schließung des Konsulats und endlich bei Abbruch der Beziehungen 
zwischen den beiden Staaten. 

Der Konsularbezirk wird von der Regierung des 
Der Konsularbezirk „1 endestaates auf Grund einer Übereinkunft mit 
der Regierung des Empfangsstaates festgelegt. Letztere kann aus diesen 
Bezirken administrative Einheiten ausschließen, wo sie eine Tätigkeit 
auswärtiger Konsuln überhaupt nicht zuzulassen wünscht. Gewöhnlich 
umfaßt jeder Konsularbezirk eine oder mehrere administrative Gebiets- 
einheiten des betreffenden Landes. Doch kann der Konsularbezirk z.B. 
nur auf die Stadt beschränkt sein, in der der Konsul lebt. Die konsula- 
rischen Funktionen für die administrativen Einheiten, die nicht in die 
Bezirke der Konsuln des betreffenden Landes einbezogen sind, übt die 
diplomatische Vertretung aus. 

Der Konsul verkehrt mit der örtlichen (Provinzial-) Behörde des Auf- 
enthaltslandes. Das Recht, mit den Zentralbehörden dieses Landes, ein- 
schließlich des Auswärtigen Amtes, zu verkehren, besitzt der Konsul nicht. 


Die Obliegenheiten des Konsuls bestimmt die Gesetz- 


irre gebung des Staates, der ihn ernannt hat. Der Konsul 
Bi hat aber bei der Ausübung dieser Obliegenheiten 
auch die Gesetze des Aufenthaltslandes zu beobachten, dessen Behörden 
solchen Handlungen des Konsuls, die das örtliche Gesetz untersagt, Rechts- 
kraft absprechen können, falls nicht durch einen internationalen Vertrag 
eine entsprechende Ausnahme vorgeschen ist. So können diese Behörden 
z.B. Eheschließungen vor dem Konsul als ungültig betrachten, wenn das 
örtliche Gesetz andere Formalitäten für Eheschließungen vorschreibt. 
Der Konsul erfüllt Aufgaben handelspolitischer Natur und vertritt 
seinen Staat auf diesem Gebiet. Der Umfang der sich hieraus ergebenden 
Funktionen läßt sich nicht genau bestimmen. 
Der Konsul hat vor allem darauf zu achten, daß die örtlichen Behörden 
den Verpflichtungen der Verträge, die zwischen seinem Staat und dem 
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Aufenthaltslande abgeschlossen wurden, nachkommen und seinen Lands- 
leuten gegenüber die internationalen Gepflogenheiten wie auch die ört- 
lichen Gesetze einhalten, die die Rechte und die Pflichten der Ausländer be- 
stimmen. Der Konsul leistet den Kriegs-, Handels- und Luftschiffen seines 
Staates, die in seinem Konsularbezirk eintreffen, Beistand. Er betreut die 
persönlichen und Vermögensrechte und -interessen seiner Landsleute. Bei 
Verstößen gegen diese Rechte und Interessen verlangt er von den örtlichen 
Behörden, die Verstöße zu unterbinden sowie die internationalen Ver- 
träge und Gepflogenheiten einzuhalten und den verursachten Schaden zu 
ersetzen. 

Daneben hat der Konsul auch administrative Funktionen. So z.B. hält 
der Konsul die Angehörigen seines Staates, die in seinem Konsularbezirk 
wohnhaft sind, in Evidenz, stellt seinen Landsleuten Pässe und andere 
persönliche Urkunden aus, führt Listen über den Zivilstand dieser Per- 
sonen und visiert ihnen wie auch Ausländern die Pässe für die Einreise 
in den von ihm vertretenen Staat. 

Der Konsul übt die Funktionen eines Notars aus, soweit dienotariell aus- 
zufertigende Urkunde in dem Staat vorgelegt werden soll, der den Konsul 
ernannt hat. Außerdem beglaubigt er Unterschriften und Siegel auf Ur- 
kunden, die von Behörden seines Konsularbezirks mit der Bestimmung 
für das Land, das den Konsul ernannt hat, ausgefertigt wurden; dabei 
bestätigt der Konsul, daß diese Urkunden gemäß den Gesetzen des 
Aufenthaltslandes ausgefertigt sind (diese Bestätigung heißt konsularische 
Legalisierung). 

Schließlich setzt der Konsul die Testamente seiner Landsleute auf und 
trifft im Falle ihres Ablebens Maßnahmen zum Schutze des Nachlasses. 
Sind entsprechende internationale Abmachungen vorhanden bzw. auf 
Grund einer bestehenden Praxis nimmt der Konsul den Teil der Hinter- 
lassenschaft, der in den kapitalistischen Ländern als Mobilien bezeichnet 
wird, unter seine Verfügung. Mit diesem Nachlaßteil verfährt der Konsul 
nach den Gesetzen des Absendestaates. 

SE PRRIREN Die Konsuln genießen keine diplomatische Immu- 

er nität, doch besitzen sie gemäß den internationalen 

Gepflogenheiten gewisse Vorrechte, die ihnen eine 
gewisse Unabhängigkeit von den Behörden des Aufenthaltslandes ge- 
währleisten. 

Das grundlegende Vorrecht des Konsuls ist die Unverletzlichkeit seiner 
Registratur. Die örtlichen Behörden sind nicht berechtigt, die dienstliche 
Korrespondenz der auswärtigen Konsuln einzusehen, zu beschlagnahmen 
oder gerichtlich zu versiegeln. Desgleichen haben sie nicht das Recht, vom 
Konsul Mitteilungen über seine dienstliche Korrespondenz oder deren 


912 Organisationsformen, völkerrechtliche Grundlagen und Technik usw. 
Ar ET BR ET ET 


Inhalt zu fordern. Aus der Unverletzlichkeit der Registratur folgt auch 
die Unverletzlichkeit der sogenannten Konsulatskanzleien, d.h. der Dienst- 
räume, in denen die Korrespondenz der Konsuln aufbewahrt wird. Doch 
müssen die Registratur und die Korrespondenz gesondert vom Privat- 
besitz und der privaten Korrespondenz des Konsuls und seiner An- 
gestellten aufbewahrt werden. Mißachtung dieser Bedingung hat zur 
Folge, daß die Registratur die Unverletzlichkeit verliert. 

Die Konsuln sind berechtigt, vermittels unverletzlicher (diplomatischer) 
Post mit der diplomatischen Vertretung ihres Staates im Aufenthaltslande, 
oftmals auch mit ihrem Auswärtigen Amt, zu verkehren. Auch haben sie 
das Recht, mit ihrer diplomatischen Vertretung und ihrem Auswärtigen 
Amt chiffrierte Korrespondenz zu führen. 

Der Konsul kann für dienstliche Verbrechen von den örtlichen Gerichten 
nicht belangt werden. 

Er kann auf administrativem Wege nicht verhaftet werden. Nur im 
Falle eines besonders schweren Verbrechens, das sich der Konsul hat zu- 
schulden kommen lassen, kann ihm als Unterbindungsmaßnahme die Frei- 
heit entzogen werden. Freiheitsentzug für den Konsul auf Grund eines 
Gerichtsurteils stellt keine Verletzung des Völkerrechts dar, doch greifen 
die Staaten in der Praxis äußerst selten zu solchen Maßnahmen und ziehen 
es vor, Konsuln, die sich verbrecherische Handlungen haben zuschulden 
kommen lassen, auszuweisen. 

Die Konsuln sind von allen direkten Steuern und Abgaben, gesamt- 
staatlichen wie lokalen, befreit. 

EP REIBUNUGE Fast alle Staaten umreißen den Kompetenzbereich 
ihrer Konsuln und deren Rechte in besonderen 
zweiseitigen internationalen Verträgen, den Konsularkonventionen. Ein- 
zelne konsularrechtliche Bestimmungen sind auch in anderen Ver- 
trägen — über Handel und Schiffahrt, Beistand in Zivilangelegenheiten 
usw. — enthalten. In den Ländern, in denen noch Kapitulationsregime 
herrscht, genießen die Konsuln das Recht der Konsulargerichtsbarkeit 
und eine Reihe anderer Vorrechte. 
\ Die Organisation des konsularischen Dienstes der 
Pk en \ Sowjetunion, die Obliegenheiten der sowjetischen 
tät reg Konsuln und die Art und Weise der Ausübung ihrer 
Funktionen sind in dem Konsularstatut der UdSSR 
festgesetzt, das vom Zentralexekutivkomitee und vom Rat der Volks- 
kommissare der UdSSR am 8. Januar 1926 bestätigt wurde (Gesetzsamm- 
lung der UdSSR, 1926, Nr. 10, Art.77 und 78). 

Die Bestimmungen über die diplomatischen und konsularischen Ver- 

tretungen auswärtiger Staaten auf dem Gebiet der UdSSR, bestätigt vom 
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Zentralexekutivkomitee und vom Rat der Volkskommissare der UdSSR 
am 14. Januar 1927 (Gesetzsammlung der UdSSR, 1927, Nr. 5, S.47 und 
48), enthalten Beschlüsse, die den Modus der Ernennung auswärtiger Kon- 
suln und deren Rechte bestimmen. 


2. Internationale Verträge 


Die internationalen Verträge, die oft mit dem all- 

elearge . gemeinen Terminus »Abkommen« (conventions) 

j bezeichnet werden, tragen verschiedene Namen: 

Vertrag (trait€), Abkommen (convention, accord, arrangement), Kon- 
vention (convention), Protokoll (protocole), Notenaustausch (&change de 
notes), Deklaration (d&claration) und Gentleman-Abkommen (gentleman’s 
agreement). Ist das Abkommen von offenkundig provisorischem Charak- 
ter, weil im gegebenen Augenblick keine Verständigung über einen dauern- 
den Zustand erzielt werden kann, so wird es gewöhnlich modus vivendi 
genannt, obwohl diese Bezeichnung in dem Dokument selbst nicht figuriert. 

In der russischen Sprache heißen einige besonders wichtige Verträge 
Traktate (z.B. Turkmantschajer Traktat 1828, Pariser Friedenstraktat 
1856, Berliner Traktat 1878). 

Als Vertrag wird eines der wichtigsten völkerrecht- 

si lichen Dokumente bezeichnet, der er und Pflich- 

ten der vertragschließenden Parteien auf dem Gebiete politischer bzw. 

wirtschaftlicher Beziehungen festlegt. Hierher gehören der Friedensvertrag, 

der Bündnisvertrag, der Garantievertrag, der Freundschaftsvertrag, der 

Vertrag über gegenseitige Hilfe, der Neurralitäts- und Nichtangriffsver- 
trag, der Vertrag über Handel und Schiffahrt usw. 

Im internationalen Umgang werden gewisse Verträge, die die 
Gewährleistung des allgemeinen Friedens bezwecken, manchmal als 
Pakte bezeichnet. So z.B. wird der Pariser Vertrag von 1928 über 
den Verzicht auf Kriege als Mittel nationaler Politik als Pakt über 
die Achtung des Krieges bezeichnet. Das Statut des Völkerbundes 
heißt Pakt des Völkerbundes. 

Die Konvention ist ein Vertrag über eine einzelne 

Eros Frage des Rechtes, der Wirtschaft oder der Ver- 

waltung. Solcherart sind die Konventionen über Schlichtungsver- 

fahren, Konsularkonventionen, Zollkonventionen, Postkonventionen, 
Sanitätskonventionen u. ä. m. 

Das Abkommen ist (wenn es dem französischen ein- 

ee schränkenden Terminus accord oder arrangement 

entspricht) ein Vertrag zu einer Frage von verhältnismäßig geringer Be- 
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deutung oder vorübergehender Natur, der für kurze Frist geschlossen j 


wird. Hierher gehören z. B. Abkommen über die Benutzung von 
Grenzgewässern, zeitweilige Handelsabkommen, zeitweilige Abkommen 
über Fischfang u. ä. m. 

Das Protokoll Das Protokoll fixiert in kurzen Zügen eine Verein- 
barung, die in einer einzelnen Frage erzielt worden 
ist, oder dient als Erläuterung zu einzelnen Bestimmungen eines abge- 
schlossenen Vertrages, wie z. B. Protokolle zu zolltariflichen Fragen, Pro- 
tokolle über die ordnungsgemäße Instandhaltung der Grenzmarkierung, 
Protokolle über Abänderung von Eisenbahnkonventionen. Eine Verein- 
barung über die Prolongation eines Vertrages wird gewöhnlich ebenfalls 
in Form eines Protokolls niedergelegt. Manchmal ist das Protokoll eine 
Ergänzung des Vertrages oder Abkommens (Ergänzungsprotokoll, Schluß- 
protokoll). Der Austausch von Ratifikationsurkunden wird ebenfalls in 
Form eines Protokolls festgehalten. 

Ebenso wie das Protokoll fixiert der Notenaustausch 
das in der einen oder anderen Frage erzielte Über- 
einkommen, jedoch in Form gleichlautender Noten, die die Kontrahenten 
an.ein und demselben, im voraus vereinbarten T’ag austauschen. Solcher- 
art sind der Notenaustausch über die Herstellung diplomatischer Be- 
ziehungen, der Notenaustausch über den Modus der Vollziehung gericht- 
licher Aufträge in Zivilangelegenheiten usw.* 

Die Deklaration ist eine verhältnismäßig selten vor- 
kommende internationale Urkunde, in der einige 
Staaten feierlich erklären, daß sie in der und der Frage eine einheitliche 
Aktionslinie verfolgen werden. Hierher gehören z.B. die Pariser Dekla- 
ration von 1856 über die Abschaffung der Kaperei, die Barcelonaer Dekla- 
ration von 1921 über das Recht der Staaten, die keine Meeresküste haben, 
Schiffahrt unter eigener Flagge zu betreiben, die Deklaration der drei 
Mächte (UdSSR, Großbritannien und USA), die am 1. Dezember 1943 
in Teheran angenommen wurde.? 

Das Gentleman’s Agreement ist ein Vertrag, der 
zwischen den verhandelnden Parteien mündlich ab- 
geschlossen wird. Selbst wenn seine Bedingungen 
manchmal schriftlich niedergelegt werden (z. B. das Gentleman’s Agree- 


Der Notenaustausch 


Die Deklaration 


Das Gentleman’s 
Agreement 


2 Der Notenaustausch ist ein Übergangsakt zwischen der internationalen, von beiden 
Seiten unterzeichneten Urkunde und dem gewöhnlichen Notenwechsel. In manchen 
Ländern gestattet er, eine Reihe von Formalitäten, welche die Gesetzgebung oder der 
Brauch für die erste Art der internationalen Verpflichtungen vorschreibt, zu umgehen. 

® Die internationale zweiseitige oder vielseitige Deklaration ist nicht mit der einseitigen 
Erklärung einer einzelnen Regierung zu verwechseln, die manchmal ebenfalls als De- 
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ment von 1937 zwischen England und Italien über das Mittelmeerstatut), 
hat es nicht den Charakter eines offiziellen internationalen Vertrages. 


Gewöhnlich werden seine Verbindlichkeiten ebenso erfüllt wie dieVer- 


bindlichkeiten des internationalen Vertrages. Doch ist die Frage, inwie- 
weit das Gentleman’s Agreement den Staat bindet und nicht nur den 
Minister, der es abgeschlossen, strittig. 

Es muß bei alledem berücksichtigt werden, daß die obenangeführten 
verschiedenartigen Bezeichnungen internationaler Verträge nach ihrem 
Inhalt gegenwärtig veraltet sind und bei weitem nicht immer in der Praxis 
angewandt werden. Manchmal werden Vereinbarungen in Fragen von 
verhältnismäßig geringer Bedeutung Verträge genannt (z.B. der 1910 
geschlossene Vertrag zwischen den Niederlanden und der Schweiz über 
Repatriierung), während zuweilen Verträge, die äußerst hohe Bedeutung 
haben, in Form von Abkommen, Protokollen und sogar Notenaustauschen 
abgefaßt werden: z.B. wurde der Vertrag, der das Militärbündnis zwischen 
Rußland und Frankreich einleitete, in Form eines Notenaustausches 1891 
abgefaßt; der Bündnisvertrag zwischen England und Japan in Form des 
Abkommens von 1902; die Untersagung der Anwendung von Stick-, 
Gift- und anderen derartigen Gasen sowie bakteriologischer Mittel im 
Kriege in Form des Protokolls von 1925; der Vertrag über gegen- 
seitige Hilfe zwischen der UdSSR und der Mongolischen Volksrepublik. 
in Form des Protokolls von 1936. 

Das unumschränkte Recht des Abschlusses internatio- 
ee Anden räge naler Verträge zu beliebigen Fragen steht nur souve- 
ränen Staaten zu. Ein halbsouveräner Staat kann 
internationale Verträge in seinem Namen nur mit Genehmigung seines 
»Protektors« schließen. Die Verträge über die Aufrichtung eines Protek- 
torats oder anderer Formen der Abhängigkeit schen gewöhnlich vor, ob 
und welche internationale Verträge der halbabhängige Staat zu schließen 
berechtigt ist. Die Praxis zeigt, daß solchen Staaten das Recht eingeräumt 
wird, Verträge in administrativen und rechtlichen Fragen (Post- und 
Fernmeldungen, Transport- und Gesundheitswesen), manchmal auch in 
Wirtschafts- (Handels-) fragen zu schließen. 

' So z.B. nahmen Tunesien und Marokko an der Weltpostkonvention 
1924 teil, der Sudan an der internationalen Konvention zum Kampf 
gegen Narkotika 1925 usw. 

Die Frage, ob einzelne Mitglieder einer Föderation berechtigt sind, 
internationale Verträge zu schließen, hängt von den Bestimmungen der 
Föderationsverfassung ab. So z.B. räumt Artikelg der Schweizer Ver- 
klaration bezeichnet werden (z. B. Neutralitätsdeklarationen, Deklaration über Nicht- 
einmischung in die Angelegenheiten des Staates so und so u. ä. m.). 
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fassung den Kantonen das Recht ein, Verträge mit auswärtigen Staaten 
in administrativen, Grenz- und Wirtschaftsfragen zu schließen. Im Ge- 
gensatz dazu verfügt $ 10 von Artikel ı der Verfassung der USA, daß 
die einzelnen Staaten nicht berechtigt sind, Verträge mit auswärtigen 
Staaten zu schließen. 

Die britischen Dominions haben schon vor dem ersten Weltkrieg Ver- 
träge mit anderen Staaten abgeschlossen. Jetzt kommt diese Praxis noch 
breiter zur Anwendung. 

Nach der Stalinschen Verfassung gehört der Abschluß internationaler 
Verträge in die Kompetenz der Union der SSR, doch haben kraft des 
Gesetzes vom ı.Februar 1944 auch die Unionsrepubliken das Recht er- 
halten, mit auswärtigen Staaten Abkommen zu schließen. 

Die internationalen Verträge werden entweder im Namen der Staats- 
oberhäupter oder im Namen der Regierungen geschlossen, undzwar werden 
im Namen der Staatsoberhäupter gewöhnlich besonders wichtige Verträge 
geschlossen, die sodann der Ratifikation unterliegen. Sonstige Verträge wer- 
den gewöhnlich im Namen der Regierungen geschlossen. Die Sowjetunion 
schließt internationale Verträge entweder im Namen des Präsidiums des 
Obersten Sowjets der UdSSR, das ein Kollegialpräsident ist, oder im 
Namen der Regierung der UdSSR, des Rates der Volkskommissare. 

Der internationale Vertrag wird mittels Verhandlungen zwischen Per- 
sonen geschlossen, die eigens dazu bevollmächtigt werden. Beim Abschluß 
zweiseitiger Verträge (d.h. solcher Verträge, die nur zwischen zwei Staaten 


‚geschlossen werden) sind solche Bevollmächtigten zumeist das Haupt des 


Auswärtigen Amtes und der auswärtige diplomatische Vertreter. Der Ver- 
tragsschluß mittels Verhandlungen zwischen diesen beiden Personen heißt 
»Vertragsschluß auf diplomatischem Wege«. Gewöhnlich zieht die eine 
wie die andere Partei zu den Verhandlungen weitere Personen hinzu: 
Sachverständige, Berater, Sekretäre, die Leiter der betreffenden Abtei- 
lungen und gegebenenfalls Vertreter anderer Ressorts. Der Vertrag wird 
aber nur von den Bevollmächtigten unterzeichnet. 

Der zweiseitige Vertrag kann auch mittels Verhandlungen zwischen 
eigens dazu ernannten Personen geschlossen werden. In solchen Fällen 
ernennt jede Partei zwei oder mehrere Bevollmächtigte, und die Verhand- 
lungen erfolgen auf einer Konferenz dieser Personen. 

} .. Die Person, die mit dem Abschluß eines internatio- 
Sean De nalen Vertrages beauftragt ist, erhält eine besondere 

Kitlenslen Vertrages Urkunde, die Vollmacht. Die Gesetzgebung jedes 

Staates bestimmt, in welchen Fällen und mit wessen 
Unterschrift Vollmachten erteilt werden. Die Praxis der Staaten ist ge- 
wöhnlich die, daß Vollmachten für den Abschluß von Verträgen, die 
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nachfolgender Ratifikation unterliegen, mit der Unterschrift des Staats- 
oberhauptes erteilt werden. Erfordert der Vertrag keine Ratifikation, 
dann unterzeichnet die Vollmachten das Regierungshaupt und in weniger 
wichtigen Fällen der Minister des Auswärtigen. 

In der Sowjetunion werden Vollmachten für den Abschluß internatio- 
naler Verträge, die der Ratifikation unterliegen, mit der Unterschrift des 
Vorsitzenden des Präsidiums des Obersten Sowjets erteilt, während Voll- 
machten für die Unterzeichnung aller anderen internationalen Verträge 
mit der Unterschrift des Vorsitzenden des Rates der Volkskommissare 
erteilt werden. In beiden Fällen kontrasigniert die Vollmachten auch der 
Volkskommissar des Auswärtigen. 

In den Vollmachten wird vermerkt, daß die und die Person beauftragt 
ist, Verhandlungen über den Abschluß eines solchen und solchen Vertrages 
zu führen und diesen zu unterzeichnen. Ist in den Vollmachten vermerkt, 
daß der Betreffende nur berechtigt ist, Verhandlungen zu führen, so sind 
für die Unterzeichnung des Vertrages neue Vollmachten erforderlich. 

Zu Beginn der Verhandlungen legen die Bevollmächtigten einander 
ihre Vollmachten vor und tauschen sie aus. Die Vollmachten können 
auch später, in jedem Fall jedoch vor der Unterzeichnung des Ver- 

vorgelegt werden. 

en Nach den Verhandlungen zwischen den Bevollmäch- 

Funfrsning tigten wird der endgültige Wortlaut des Vertrages 
Be abgefaßt. Dieser Wortlaut besteht aus drei Teilen: 
1. der Einleitung, in der enthalten ist, zwischen welchen Staaten und aus 
welchen Gründen der Vertrag geschlossen wird, ferner die Namen der 
Bevollmächtigten mit dem Vermerk angeführt werden, daß ihre Voll- 
machten als genügend befunden wurden; 2. dem Hauptteil, in dem die 
Vertragsbestimmungen niedergelegt sind; 3. dem Schlußteil (den so- 
genannten »protokollarischen Artikeln«), der den Modus für das Inkraft- 
treten des Vertrages festsetzt und die Ratifikationsklausel enthält, sowie 
den Ort und den Termin für den Austausch der Ratifikationsurkunden, 
den Modus und die Dauer seiner Geltung sowie das Verfahren zu seiner 
Kündigung und die Sprache bzw. Sprachen, in denen er abgefaßt ist, angibt. 
Ist der Vertrag ein vielseitiger, so wird auch der Modus des Beitritts anderer 
Staaten in diesem Teil festgehalten, Die Staaten, die den Vertrag schließen, 
werden im Wortlaut des Vertrages gewöhnlich die »vertragschließenden 
Parteien« oder die »hohen vertragschließenden Parteien« genannt. 

Die Verträge werden entweder in französischer Sprache abgefaßt, die 
als offizielle diplomatische Sprache gilt, oder in der Sprache bzw. den 
Sprachen, die durch Übereinkunft der Kontrahenten gewählt worden sind. 
Zweiseitige Verträge werden oft in den Sprachen beider Parteien abgefaßt, 
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vielseitige gewöhnlich in französischer und englischer Sprache. Ist der 
Vertrag in zwei Sprachen abgefaßt, so wird in ihm vermerkt, daß beide 
Wortlaute authentisch sind und bei der Auslegung des Vertrages gleiche 
Kraft haben. 

Der endgültige Wortlaut des zweiseitigen Vertrages wird in zwei 
Exemplaren, jedes in beiden Sprachen (wenn er in zwei Sprachen abgefaßt 
ist), abgeschrieben. In dem einen Exemplar figuriert an der ersten Stelle 
im Vertragstext der eine Staat, in dem zweiten Exemplar der andere. 
Ebenso ändert sich die Reihenfolge des Wortlautes in der einen und der 
anderen Sprache. Diese beiden Texte, die im übrigen genau übereinstim- 
men, heißen Vertrags»alternate«. Beide Alternate werden unterzeichnet, 
und jeder Staat erhält das Exemplar des unterzeichneten Originals, in 
dem er an erster Stelle figuriert. 

Vielseitige Verträge werden auf internationalen 
Konferenzen geschlossen und\in einem Exemplar 
unterzeichnet. Die Teilnehmerstaaten werden in alphabetischer Reihenfolge 
angeführt, als Zeichen der Gleichheit aller Länder der Welt. Das unterzeich- 
nete Exemplar wird der Regierung des Staates zur Aufbewahrung über- 
geben, der im Vertragstext dafür angeführt ist. Gewöhnlich ist das die Re- 
gierung des Landes, auf dessen Gebiet der Vertrag unterzeichnet wurde. 

Die Übergabe des Vertrages zur Aufbewahrung heißt Deponierung des 
Vertgages. Die Regierung des Staates, bei der der internationale 
Vertrag deponiert wird, folgt allen Vertragsteilnehmern beglau- 
bigte Vertragskopien aus. 


Vielseitige Verträge 


Die Vertrags- 
unterzeichnung 


Bevollmächtigte neben seine Unterschrift sein per- 
sönliches Siegel, in dem die Anfangsbuchstaben des 
Vor- und Nachnamens des Bevollmächtigten oder sein persönliches 
Wappen eingraviert sind.* Unterhalb der Siegel verlaufen die Enden der 
Schnur, mit der der Vertrag zusammengenäht ist. Diese Prozedur soll 
gewissermaßen garantieren, daß im weiteren keine Seiten mit unrichtigem 
Text in das Original des Vertrages geraten. Beim Abschluß vielseitiger 
Verträge mit einer bedeutenden Anzahl von Teilnehmern wird die oben- 
erwähnte Vorschrift bei weitem nicht immer eingehalten. 

Wird die Unterzeichnung des vereinbarten Vertrags- 
textes aus irgendeinem Grunde verschoben, so grei- 
fen die Kontrahenten mitunter zum Paraphieren 


Paraphieren 
des Vertrages 


des Vertrages. Das Paraphieren (von dem französischen Wort »parafe« 


1 In manchen Fällen benutzen die Bevollmächtigten die Siegel der Regierung, des Aus- 
wärtigen Amtes oder der diplomatischen Vertretung. Die Lacksiegel werden manchmal 
auch durch Stempel ersetzt. 


Bei der Unterzeichnung des Vertrages drückt jeder 


— »Namenszug«) besteht darin, daß die Bevollmächtigten an Stelle ihrer 
Unterschriften und Siegel nur die Initialen des Vor- und Nachnamens 


eines jeden unter den Vertragstext setzen. Paraphieren bedeutet, daß 


Koordinierung und Redaktion des Vertrages beendet sind und die Bevoll- 
mächtigten den vorliegenden Wortlaut billigen. Das Paraphieren ist 


keine obligatorische Etappe beim Vertragsschluß; die Unterzeichnung des 


Vertrages kann hinausgeschoben und der vereinbarte Wortlaut 


nicht paraphiert werden. Es ersetzt nicht die Unterzeichnung des 


Vertrages. Der paraphierte Vertrag wird unterzeichnet, nachdem die 
Umstände, die die Hinauszögerung des Vertragsschlusses hervor- 
gerufen haben, weggefallen sind. 
Auf vielseitigen internationalen Konferenzen sind 
die Teilnehmer bei der Unterzeichnung der Ver- 
träge berechtigt, Vorbehalte sowohl zu dem Vertrag 
im ganzen wie zu einzelnen seiner Bestimmungen zu machen. Solche Vor- 
behalte werden noch vor der Unterzeichnung des Vertrages allen seinen 
Teilnehmern zur Kenntnis gebracht, um einem jeden die Möglichkeit 
zu geben, Einspruch zu erheben, wenn der Vorbehalt seine Inter- 
essen berührt. Die Vorbehalte werden in das Schlußprotokoll auf- 
genommen, das dem Vertrag beigelegt wird. Manchmal werden sie 
in den Vertragstext selbst eingefügt, vor der Unterschrift des Delegierten, 
der diesen Vorbehalt vorbringt. 
Staaten, die zur Teilnahme am Vertrag eingeladen 
wurden und auf der Konferenz nicht vertreten 
waren oder aus irgendeinem Grunde von der Unter- 
zeichnung Abstand nahmen, können dem bereits unterzeichneten Vertrag 
beitreten, indem sie der Regierung des Landes, wo der Vertrag deponiert 
ist, ein besonderes Schriftstück, die Beitrittsdeklaration, überreichen. Die 
Deklaration wird dem Haupt des Auswärtigen Amtes des Landes über- 
reicht, in dem der Vertrag deponiert ist. Fast alle vielseitigen Verträge 
sehen die Möglichkeit eines solchen Beitritts vor. Der beitretende Staat 
hat dabei das Recht, Vorbehalte vorzubringen, jedoch nur solche, die be- 
reits bei der Unterzeichnung des betreffenden Vertrages vorgebracht wur- 
den. Wenn der beitretende Staat andere Vorbehalte vorbringen möchte, 
hat er vorher die diesbezügliche Genehmigung aller Teilnehmer am 
betreffenden Vertrag einzuholen. 
Internationale Verträge treten in Kraft: a) mit dem 
eg Tage der Unterzeichnung, wenn der Wortlaut des 
Bee Vertrages keine Bestimmung über einen anderen 
Zeitpunkt seines Inkrafttretens enthält; b) mit dem Tage der gegen- 
seitigen Benachrichtigung der Kontrahenten, daß die Bestätigung des 


Die Vorbehalte 
zu Verträgen 


Der Beitritt zu 
vielseitigen Verträgen 
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unterzeichneten Vertrages durch die Regierung erfolgt ist, falls im Ver- 
trag seine Realisierung von einer solchen Bestätigung abhängig gemacht 
wird; c) mit dem Tage des Austausches der Ratifikationsurkunden, wenn 
der Vertrag der Ratifikation unterliegt und wenn in ihm nicht ein anderer 
Zeitpunkt für sein Inkrafttreten festgesetzt ist. 

Gewöhnlich wird im Vertrag vermerkt, daß er nach Ablauf einer be- 
stimmten Frist nach der Unterzeichnung bzw. der Bestätigung durch die 
Regierungen oder dem Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft tritt. 

Die Bestätigung des Vertrages durch das Staatsober- 
erg haupt heißt Ratifikation. 
Gemäß der Stalinschen Verfassung werden inter- 
nationale Verträge, die die UdSSR schließt, vom Präsidium des Obersten 
Sowjets der UdSSR ratifiziert (Artikel 49 der Verfassung). 

Das Gesetz über den Modus der Ratifikation und Kündigung inter- 
nationaler Verträge, das der Oberste Sowjet der UdSSR am 20. August 
1938 angenommen hat, setzt fest, welche internationale, von der Sowjet- 
union geschlossene Verträge der obligatorischen Ratifikation unterliegen. 

Artikel 2 dieses Gesetzes lautet: 

»Der Ratifikation unterliegen von der Union der Sozialistischen 
Sowjetrepubliken geschlossene Friedensverträge, Verträge über gegen- 
seitige Verteidigung gegen Aggression sowie Nichtangriffsverträge. Des- 
gleichen unterliegen der Ratifikation internationale Verträge, bei deren 
Abschluß die Parteien über eine nachfolgende Ratifikation übereinge- 
kommen sind.« 

Die Ratifikation des Vertrages wird durch ein besonderes Schriftstück, 
die Ratifikationsurkunde, vollzogen. Diese Urkunde besteht aus drei 
Teilen: a) der Einleitung, in der das Staatsoberhaupt mitteilt, daß es den 
unterzeichneten Vertrag geprüft hat, b) einer Kopie des Wortlauts des 
Vertrages selbst und c) dem Schlußteil, in dem das Staatsoberhaupt er- 
klärt, daß der Vertrag eingehalten werden wird. Unter den Schlußteil 
kommen die Unterschrift des Staatsoberhauptes und das Staatssiegel, und 
unterhalb dieser Unterschrift die Gegenzeichnung der hohen Amtsperson, 
die nach den Gesetzen des jeweiligen Staates Staatsakten durch ihre 
Unterschrift zu bekräftigen hat. Die Ratifikationsurkunden der UdSSR 
unterzeichnen der Vorsitzende des Präsidiums des Obersten Sowjets der 
UdSSR und der Volkskommissar für auswärtige Angelegenheiten. Die 
Urkunden werden mit dem Siegel des Präsidiums des Obersten Sowjets 
der UdSSR versehen. 

Die Ratifikationsurkunden zweiseitiger Verträge werden an dem im 
Vertrag angegebenen Ort von den vertragschließenden Seiten miteinander 
ausgetauscht. Die Ratifikationsurkunden vielseitiger Verträge werden 
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nicht ausgetauscht, sondern jeder Staat hinterlegt sie bei der Regierung, 
die im Wortlaut des Vertrages dafür angegeben ist. Gewöhnlich ist das die 
Regierung des Landes, in dem der Vertrag unterzeichnet wurde. Beim 
Austausch bzw. bei der Übergabe der Ratifikationsurkunden wird ein 
kurzes Protokoll abgefaßt, das die Personen, die den Austausch vollzogen 
haben, unterzeichnen. Den Austausch bzw. die Übergabe der Urkunden 
zur Aufbewahrung nimmt gewöhnlich der diplomatische Vertreter vor. 
Seitens des anderen Staates nimmt das Haupt des Auswärtigen Amtes 
oder sein Stellvertreter an dieser Prozedur teil. Mit dem Austausch bzw. 
der Übergabe der Urkunden zur Aufbewahrung können auch andere Per- 
sonen betraut werden. In diesem Falle müssen letztere mit diesbezüglichen 
schriftlichen Vollmachten von den entsprechenden Regierungen ausge- 
stattet sein. 

Das Staatsoberhaupt oder das Parlament können die Ratifikation des 
unterzeichneten Vertrages verweigern. In einem solchen Falle tritt der 
Vertrag nicht in Kraft. 

Manchmal zögern die Staaten die Ratifikation, wenngleich sie sie 
formell nicht verweigern, auf eine mehr oder minder lange Frist hinaus 
und halten damit das Inkrafttreten des unterzeichneten Vertrages auf. 

Der vielseitige Vertrag, der der Ratifikation unterliegt, tritt in Kraft, 
nachdem er von allen seinen Teilnehmern oder von einer bestimmten 
Anzahl der Teilnehmer ratifiziert ist, falls letzteres im Vertrag selbst vor- 
gesehen ist. Natürlich wird in einem solchen Falle der Vertrag nur für die 
Staaten verbindlich, die ihn ratifiziert haben. 

In den meisten Verträgen ist ihre Geltungsdauer 

Deus rung vermerkt. Ausnahmen bilden Friedensverträge, 

a. Verträge über Gebietszugehörigkeit (z. B. der Ver- 

trag von 1920 über Spitzbergen), Verträge, die die Anerkennung einer 

Einrichtung des Völkerrechtes fixieren (z. B. die Haager Konvention von 

1907 über die Kriegsregeln). In solchen Verträgen wird kein Termin ver- 
merkt, vielmehr gelten sie fristlos. 

Ein großer Teil der abgeschlossenen Verträge sieht die Möglichkeit 
ihrer automatischen Verlängerung auf eine neue Frist vor, wenn in dem 
vertraglich festgesetzten Zeitabschnitt vor Eintritt des ursprünglichen 
Termins keiner der Kontrahenten den Vertrag kündigt. In manchen Ver- 
trägen wird die Geltungsdauer nicht festgesetzt, doch ist jedem der Kon- 
trahenten das Recht eingeräumt, den Vertrag jederzeit zu kündigen; in 
diesem Falle erlischt der Vertrag nach Ablauf der in ihm festgesetzten 
Kündigungsfrist. Die meisten vielseitigen Verträge enthalten die letztere 
Regel. 

Ist der Vertrag auf eine bestimmte Zeit geschlossen und sieht er die 
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Möglichkeit einer automatischen Verlängerung nicht vor, dann schließen 
die Staaten, die einen solchen Vertrag verlängern wollen, ein diesbezüg- 
liches Sonderabkommen, gewöhnlich in Form eines Protokolls. 

Im internationalen Umgang wird die Verlängerung 
des Vertrages mit »Prolongation« bezeichnet. 
Änderungen der Vertragsbestimmungen werden ge- 
wöhnlich im Zusammenhang mit dem Ablauf seiner Geltungsfrist vorge- 
nommen, doch kann auf Übereinkunft der Kontrahenten jeder Vertrag 
zur beliebigen Zeit abgeändert werden. 

Die Erklärung, in der ein Vertragsteilnehmer seinen 
Wunsch äußert, die Geltung eines Vertrages einzu- 
stellen, heißt, wenn sie dem Modus und den Ter- 
minen gerecht wird, die im Vertrage vorgesehen sind, Kündigung des 
Vertrages. Die Kündigung eines Vertrages ist ein absolut geserzmäßiger 
Akt. Sie ist nicht zu verwechseln mit der einseitigen, unabhängig von der 
Geltungsfrist vorgenommenen Lösung eines Vertrages, die manchmal 
auch als »Kündigung« bezeichnet wird. 

Die Kündigung wird durch eine Note vollzogen, die an das Haupt des 
Auswärtigen Amtes des Kontrahenten oder an seinen diplomatischen Ver- 
treter adressiert ist. Die Kündigung des vielseitigen Vertrages wird durch 
eine Note vorgenommen, die an das Haupt des Auswärtigen Amtes des 
Staates adressiert ist, in dem das Original des Vertrages deponiert ist. 

Die Kündigung läßt den zweiseitigen Vertrag in der in diesem Vertrag 
angeführten Frist erlöschen. Bei der Kündigung des vielseitigen Vertrages 
durch einen oder mehrere Teilnehmer erlischt dessen Geltung nur hin- 
sichtlich der Staaten, die ihn gekündigt haben. 

Neben den offenen, der Öffentlichkeit mitgeteilten 
und kundgegebenen Verträgen schließen die Staaten 
untereinander geheime und konfidentielle Verträge. 
Sobald ein internationaler Vertrag in Kraft ge- 
treten ist, wird er (wenn es sich nicht um einen ge- 
heimen oder konfidentiellen Vertrag handelt) von 
jedem an ihm teilnehmenden Staat in seiner Gesetzsammlung bekannt- 
gegeben. Danach wird der Vertrag ein innerstaatliches Gesetz und für alle 
Behörden und Angehörigen des betreffenden Staates verbindlich. 

Das Prinzip der Unverletzlichkeit internationaler 
Verträge — Pacta sunt servanda (Verträge sind ein- 
zuhalten) — ist einer der grundlegenden Sätze des 
Völkerrechts. Doch zeigt die Geschichte der internationalen Beziehungen 
der kapitalistischen Staaten, daß dieses Prinzip bei weitem nicht immer 
beobachtet wird. So z. B. riß Frankreich das in Vasallenabhängigkeit von 
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‚der Hohen Pforte befindliche Tunesien an sich, obwohl dem Osmanischen Re v 5 


Reich im Pariser Friedensvertrag von 1856, durch den Berliner Vertrag 


. von 1878 bestätigt, die Integrität garantiert worden war; Osterreich- 


Ungarn annektierte Bosnien und die Herzegowina, und Italien riß 
Tripolitanien und den Dodekanes von der Türkei los. Zu späteren Zeiten 
sagte sich Rumänien im Jahre 1918 von dem im gleichen Jahre mit der 
Russischen Sozialistischen Föderativen Sowjetrepublik geschlossenen Ver- 
trag über die Räumung Bessarabiens durch die rumänischen Truppen los; 
Italien zerriß mit aggressiven Absichten seinen Vertrag mit Abessinien 
von 1928 und mit Albanien von 1926; Japan verletzte durch seinen Über- 
fall auf China und die Annexion der Mandschurei im Jahre 1931 ein- 
seitig den in Washington unterzeichneten Neunmächte-Pakt von 1922; 
1936 remilitarisierte Deutschland trotz Versailler Vertrag und Locarno- 
pakt das Rheinland. Deutschlands grundsätzliche Behandlung der von 
ihm geschlossenen Verträge als »Fetzen Papier« ist in die Geschichte ein- 
gegangen. Das abscheulichste und empörendste Beispiel für die Verletzung 
eines internationalen Vertrages war der wortbrüchige Überfall Deutsch- 
lands auf die Sowjetunion, trotz dem von ihm feierlich geschlossenen und 
ratifizierten Nichtangriffsvertrage vom 23. August 1939. 

Manche Regierungen suchen ihre Praxis der einseitigen Auflösung und 
Verletzung internationaler Verträge mit verschiedenen »Theorien« zu 
rechtfertigen. Schon Bismarck verkündete eine von ihnen, als er sagte, der 
Satz »ultra posse nemo obligatur [Unmögliches zu leisten kann nie- 
mand verpflichtet werden] kann durch keine Vertragsklausel außer 
Kraft gesetzt werden«.* 

Die bürgerliche Theorie des Völkerrechts sucht das _ 

ale Tee Prinzip Pacta sunt servanda mit den Fällen will- 

der Umstände« kürlicher Lossagung von den Vertragsverbindlich- 

keiten vermittels der Lehre von der »Unveränder- 

lichkeit der Umstände« (die sogenannte »clausula rebus sic stantibus«) 
auszusöhnen. 

Dieser Lehre gemäß kann der Vertrag, der in einer bestimmten fak- 
tischen Lage und unter der Voraussetzung geschlossen wurde, daß die 
Umstände die gleichen bleiben, einseitig aufgelöst werden, wenn die Lage 
sich wider Erwarten geändert hat. Hat z. B. der Staat A dem Staat B die 
Integrität und Unverletzlichkeit seines Gebietes gegen jeglichen Überfall 


seitens eines dritten Staates garantiert, wobei er davon ausgegangen war, 


daß B ein kleines Nachbarland ist, dessen Schutz gegen den Aggressor 
keine besonderen Schwierigkeiten darstellt, und hat dann der StaatB neue 


1 Bismarck, »Gedanken und Erinnerungen«, Bd. II, Stuttgart 1898, S. 249/50. 
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umfangreiche Gebiete (z.B. Kolonien) erworben, so erweitern sich die 
Verpflichtungen des Staates wesentlich. Deshalb kann A den Garantie- 
vertrag lösen, indem er sich auf die veränderten Umstände beruft. 

Die imperialistischen Staaten bedienen sich dieser 


Der Mißbrauch Klausel, um willkürliche Auflösungen internatio- 
u AN LAMEYORSSE. | nalen Verträge zu rechtfertigen, indem sie das Prin- 
»Unveränderlichkeit s ai ö ; fe 

er Tistlader zip der »Unveränderlichkeit der Umstände« außer- 


ordentlich breit auslegen. 

So löste Deutschland am 7. März 1936 den Locarnopakt und remili- 
tarisierte die Rheinzone, indem es seine Handlungen heuchlerisch damit 
begründete, daß Frankreich am 2. Mai 1935 einen Vertrag über gegen- 
seitige Hilfe mit der UdSSR geschlossen habe. Als Deutschland vor dem 
zweiten Weltkrieg den Nichtangriffsvertrag mit Polen vom 26. Januar 
1934 löste, begründete es diese Verletzung des Völkerrechts damit, daß 
Polen einen Bündnisvertrag mit England eingegangen sei. Unter ähnlichen 
leeren Vorwänden verletzte Deutschland auch seine Verträge mit Oster- 
reich und der Tschechoslowakei, um sich dieser Staaten zu bemächtigen. 
Seit Beginn des zweiten Weltkrieges verletzte Deutschland konsequent 
und auf gröbste Weise seine Verträge mit einer Reihe europäischer Staaten. 

Endlich sei noch eine Theorie über die Zulässig- 
sig keit einer Verletzung internationaler Verträge er- 
wähnt. Diese Theorie macht einen Unterschied zwischen Verträgen, die 
freiwillig und in normaler Lage geschlossen werden, und sogenannten 
»Diktaten«, d.h. Verträgen, die unter dem Druck roher Gewalt als Er- 
gebnis einer militärischen Niederlage oder angesichts drohender militä- 
rischer Repressalien unterzeichnet werden. Dabei herrscht die Auffassung, 
daß die Auflösung oder Verletzung des Diktats ein rechtmäßiger Akt sei, 
während die Verletzung eines freiwillig unterzeichneten Vertrages ein 
internationales Delikt sei. 

Im Gegensatz zu den Staaten, die Verträge als einen »Fetzen Papier« 
betrachten, erfüllt die UdSSR unbeirrbar ihre internationalen Verpflich- 
tungen und verurteilt entschieden die willkürliche und einseitige Auf- 
lösung einmal abgeschlossener Verträge. 


3. Die internationalen Kongresse und Konferenzen 


Vom Standpunkt des Völkerrechts besteht zwischen Kongressen und 
Konferenzen kein wesentlicher Unterschied, da die einen wie die anderen 
eine Versammlung von Bevollmächtigten verschiedener Staaten zwecks 
Erörterung und Entscheidung von Fragen darstellen, die von internatio- 
naler Bedeutung sind. 
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Gegenwärtig wird der Terminus »Kongreß« fast nicht angewandt. 
Früher bezeichnete er eine internationale Konferenz mehrerer Staaten, die 
zwecks Friedensschlusses und Neuverteilung von Staatsgebieten einberufen 
wurde. Übrigens wurden auch früher manchmal Versammlungen als 
Kongresse bezeichnet, die den angeführten Kennzeichen nicht entsprachen. 
So z.B. wurde die 1659 auf der Fasaneninsel im Bidassoa-Fluß einbe- 
rufene französisch-spanische Friedenskonferenz als Pyrenäischer Kongreß 
bezeichnet, obwohl die Verhandlungen nur zwischen Vertretern Frank- 
reichs und Spaniens geführt wurden; die Versammlungen der Mitglieder 
der Heiligen Allianz, die in Troppau (1820), Laibach (1821) und Verona 
(1822) stattfanden, wurden ebenfalls als Kongresse bezeichnet, obwohl 
sie nicht Fragen des Friedensschlusses oder der Neuverteilung von Staats- 
gebiet gewidmet waren. 

Von der Mitte des 17. Jahrhunderts bis Ende des 19. Jahrhunderts gab 
es insgesamt 28 internationale Versammlungen, die als Kongresse bezeich- 
net wurden (acht davon entsprachen nicht diesem Begriff). Durch den 
ersten der angeführten Kongresse, den Westfälischen (1648), wurde der 
Dreißigjährige Krieg beendet, der letzte, der Berliner Kongreß (1878), 
entschied die Fragen, die infolge des Russisch-Türkischen Krieges 1877 
bis 1878 entstanden waren. 

Seit dieser Zeit wird der Terminus »Kongreß« nicht mehr zur Kenn- 
zeichnung internationaler Versammlungen gebraucht, die von größter 
politischer Bedeutung sind. Diese Versammlungen heißen Konferenzen 
(z.B. Pariser Friedenskonferenz 1919, Genuakonferenz 1922 usw.). In 
unserer Zeit werden gewöhnlich die Versammlungen der Mitglieder 
des Weltpostvereins und große internationale Gelehrtenzusammen- 
künfte als Kongresse bezeichnet. 

Das Verfahren bei der Organisierung und Durc- 
zeirus . führung internationaler Kongresse und Konferenzen 
Bes und Kongreme läuft, kurz gefaßt, auf folgendes hinaus. 

Die Staaten ernennen Delegierte zu den erwähn- 
ten Veranstaltungen. Ist die Konferenz von besonders großer Bedeutung 
oder steht auf ihr die Erörterung und Unterzeichnung eines Vertrages 
bevor, der der Ratifikation unterliegt, so ernennen die Staatsoberhäupter 
Delegierte aus der Mitte der Botschafter, Gesandten, Minister und anderer 
hoher Amtspersonen. Für Konferenzen, die zur Erörterung anderer, 
weniger wichtiger Fragen einberufen werden, ernennen die Regierungen 
Delegierte aus der Mitte der Gesandten und verantwortlichen Funktionäre 
des Auswärtigen Amtes und anderer Staatsinstitutionen. 

Der Staat, dem die Initiative bei der Einberufung der jeweiligen Kon- 
ferenz gehört, unterrichtet sich gewöhnlich im voraus über die Stellung 
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der anderen Regierungen zu seinem Vorhaben, erst dann versendet er 
offizielle Einladungen, die Tag und Ort der Konferenzeröffnung mit- 
teilen. Gewöhnlich ist der Tagungsort der Konferenz die Hauptstadt des 
einladenden Staates. 

Jeder eingeladene Staat bestimmt selbst die Zahl seiner Vertreter 


‘ (Delegierten) für die betreffende Konferenz. Ernennt der Staat zwei 


Delegierte, so heißt der eine von ihnen erster (führender) Delegierter, 
werden drei (oder mehr) Delegierte ernannt, so heißt der führende Dele- 
gierte Delegationsvorsitzender oder -führer. Die Frage der zahlenmäßigen 
Stärke kann keine Schwierigkeiten hervorrufen, da jeder Staat auf den 
internationalen Konferenzen nur eine Stimme hat, unabhängig von der 
Anzahl seiner Delegierten. Außer den Delegierten beordert der Staat, 


falls nötig, für einzelne Fragen Fachleute, die den Delegierten helfen 


und berechtigt sind, in den Konferenzsitzungen zu sprechen. Solche Fach- 
leute heißen Sachverständige. 
Die Konferenz wird vom Führer der Delegation 
zen Eröffnung des Staates eröffnet, auf dessen Gebiet die be- 
er Konferenz 


treffende Versammlung einberufen ist. Ist die Kon- 


ferenz von besonders hoher Bedeutung, so eröffnet sie eine Person, die von 
dem obenerwähnten Staat eigens dazu ermächtigt ist — das Regierungs- 
haupt, das Haupt des Auswärtigen Amtes usw. 


Der Betreffende hält bei der Eröffnung der Konferenz eine Be- 


grüßungsansprache, in der auch die Ziele und Aufgaben der Kon- 
ferenz dargelegt, werden. 

Gewöhnlich trägt die erste Konferenzsitzung for- 
mellen Charakter. Eingangs entscheiden die Ver- 
sammlungsteilnehmer die Frage des Vorsitzes. In der Regel präsidieren 
auf Konferenzen mit zwei Teilnehmern die Führer beider Delegationen 
abwechselnd. Auf Konferenzen mit vielen Teilnehmern werden ein stän- 
diger Vorsitzender (das Haupt der Delegation des Landes, wo die Kon- 


Der Vorsitz 


ferenz tagt) und mehrere stellvertretende Vorsitzende (aus der Mitte der 


Delegationsführer der größten oder an der Frage am meisten interessier- 
ten Länder) gewählt. 


Bis in die jüngste Zeit hinein wurden Konferenzen mit vielen Teil- 
nehmern gewöhnlich in französischer oder englischer Sprache, je nch 
Wunsch des jeweiligen Redners, abgehalten. Die Protokolle wurden 


ebenfalls in den erwähnten Sprachen abgefaßt. Jeder Redner konnte nach 


seinem Gutdünken auch eine andere Sprache gebrauchen. In der inter- _ 


nationalen Praxis der Periode des Großen Vaterländischen Krieges hat 
die russische Sprache das gleiche Recht wie die französische und die eng- 
lische erlangt. Auf Konferenzen mit zwei Teilnehmern gebrauchen die 
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Beteiligten entweder jeder seine Muttersprache oder dieSprache, dieeigens 
für die Konferenz gewählt wurde. Die Protokolle solcher Konferenzen 
werden in den Sprachen abgefaßt, in denen die Debatte vor sich geht. 

Auf großen internationalen Konferenzen wird ein bedeutender Teil 
der Arbeit gewöhnlich nicht in den,Plenarsitzungen geleistet, sondern in 
Bonn oder bei zwanglosen Zusammenkünften der Delegations- 

rer. 

Am Schluß der Konferenz hält ihr Vorsitzender ein Schlußwort, in 
dem er die Ergebnisse der geleisteten Arbeit zusammenfaßt und den Kon- 
‚ferenzteilnehmern seine Anerkennung ausspricht. Dem Vorsitzenden ant- 
wortet einer der Delegationsführer, der ihm namens der Versammlung 
seinen Dank für die Leitung der Konferenzarbeit ausspricht. 


